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Grundwerte und Grundsätze
der bayerischen Sozialdemokratie

Mit diesem Wahlprogramm werben wir delns und Fühlens in "männlich" und
bayerischen Sozialdemokraten um das "weiblich" überwunden werden. In un-
Vertrauen unserer Mitbürgerinnen und serem politischen Handeln sind wir
Mitbürger in der Landtagswahl 1986 und deshalb nicht nur den. Grundwerten
in der Bundestagswahl 1987. "Freiheit, Gerechtigkeit und Solj-

| darität" verpflichtet, sondern ebenso
Die Bayerische SPD ist das soziale Ge- dem Grundwert "Gleichheit".
wissen Bayerns und die demokratische ;

Alternative zur selbstherrlichen CSU. - Die Bayerische SPD will, daß weib-
liche Erfahrungen Eingang in das ge-

Wer SPD wählt, tut etwas Gutes für sich sellchaftliche Leben und Arbeiten
und für unser Land Bayern. Wer SPD finden. Sie müssen prägender Bestand-
wählt, verschenkt seine Stimme nicht, teil der Kultur aller Menschen werden.
er hat sich auch nicht verwählt:

In Bayern regiert seit beinahe drei
- Die SPD ist die älteste und er- Jahrzehnten die CSU. Sie tut so, als

fahrenste Partei in Deutschland und hätte sie Bayern erfunden. Sie betrach-
in Bayern. Als einzige politische tet den Freistaat als ihren Erbhof. In
Partei kann sie sich zu ihrer ganzen ihr machen sich vordemokratische, obrig-
Geschichte und zu ihrem historischen keitsstaatlich-autoritäre Strömungen
Namen bekennen. breit. Ihre Machtausübung wird zunehmend

intoleranter, arroganter und anmaßender. :

- Die SPD war und ist die Partei des Nach 30 Jahren Herrschaft ist sie macht-
Friedens. Sie hat unser Volk nie in besessen, aber auch ideenlos und stumpf
einen Krieg gehetzt. Sie war und ist geworden. Sie kann nicht mehr ausglei-
die ‚zuverlässige. Partei des Frie- chen und versöhnen. Wiewohl sie viele
dens. Der SPD-Vorsitzende Willy gutwillige Mitglieder und Wähler in
Brandt ist Friedensnobelpreisträger. ihren Reihen hat, versteht sie sich als

"Schutzgemeinschaft der Macht- und EI-
- Die SPD ist eine bewährte demokra- lenbogenmenschen". Das Christliche und

tische Partei. Sie hat unser Volk Soziale in ihr ist unter die Räder ge-
nie einer Diktatur ausgeliefert, we- kommen. Gegenüber Kultur und Kunst ist
der einer kommunistischen noch einer sie miefig und spießig - und damit gänz-
faschistischen. Leidenschaftlich und lich unbayerisch.
unerschrocken haben Sozialdemokraten
stets für die Demokratie gekämpft, Die CSU ist für die Bundesregierung Kohl
geopfert und gelitten. und deren Taten verantwortlich. Alle

Bonner Beschlüsse zu Lasten vieler und
- Die. SPD ist der Menschenwürde ver- zum Vorteil weniger sind von der CSU an-

pflichtet. Sie tritt für die Frei- geregt oder gebilligt worden. Wenn die
heit aller Menschen, gegen Machtan- CSU von München aus den Eindruck. er-
sprüche und Privilegien von Wenigen wecken will, sie verfolge die Bonner
ein. Für sie ist die Freiheit un-
trennbar verbunden mit sozialer Ge-
rechtigkeit: Arbeit für alle, glei- Politik kritisch und habe mit dem sozia-
cher Zugang aller zur Bildung und len Kahlschlag, dem Abbau von Arbeit-
Ausbildung, Erhaltung der Lebens- nehmerrechten, der Klecker Steuerreform
grundlagen für alle durch ein um- und mit dem Verrat an den Bauern nichts
weltbewußtes Wirtschaften. zu tun, dann ist dies Wählerbetrug. Wir

Sozialdemokraten nehmen die CSU in die
Gesamthaftung.

- Die Erfahrung aus 30 Jahren Gleichbe- :rechtigungspolitik haben uns über- wir Sozialdemokraten wollen die Macht-
zeugt, daß die "Gesellschaft der verhältnisse in Bayern grundlegend ver-
Freien und Gleichen" (August Bebel) ändern. Nach dreißigjähriger Herrschaft
erst verwirklicht ist, wenn alle Tei- einer Partei tut jeder Demokratie ein
lungen des Denkens, Arbeitens, Han- solcher Machtwechse] gut.
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| Wir Sozialdemokraten fordern alle Bür- - Ohne Frieden auf der Welt ist alles

|

-
_gerinnen und Bürger auf, die SPD als die nichts. Mit den Massenvernichtungs-

| demokratische Alternative zu stärken. mitteln in Ost und West kann die
‘ Auch wenn sie nicht in allen Punkten mit Menschheit in wenigen Minuten ausge-

ee unserer Politik einverstanden sind, wür- rottet und die Erde für ein ganzes

| den sie damit der Demokratie in Bayern Erdzeitalter unbewohnbar gemacht wer-

= einen großen Dienst erweisen. den. Deshalb muß das Friedensgebot

| alle Sparten von Politik beherrschen.

| In der Landespolitik hat die Bayerische Der Weltfriede ist wichtiger als ein

| SPD im Bayerischen Landtag
- trotz zah- blühendes Waffenexportgeschäft. Der

| lenmäßiger übermacht der CSU
-
wichtige Weltfriede wird durch Abrüstung

| Akzente gesetzt. sicherer; nicht durch die Aufrüstung
| des Weltalls und den Krieg der Sterne.

Der SPD als Opposition gelang es z.B.
| unter Androhung eines Volksbegehrens, - Solange weltweit Not und Elend,
it die CSU-Fraktion und die Staatsregierung Hunger und Seuchen, Analphabetismus

zu bewegen, dem Umweltschutz Verfas- und Ausbeutung grassieren, kann es
IE: sungsrang einzuräumen. Anschließend hat niemals Frieden auf der Welt geben.

K sie im Landtag ein mit vier Milliarden Wir Sozialdemokraten können nicht
DM ausgestattetes mittelfristiges Pro- ruhig leben, solange jährlich 30 Mil-

| gramm zum Schutz der Umwelt durchgesetzt. lionen Kinder auf der Welt ver-
hungern. Mit unserer Mali-Hilfe haben

| Die Kontrolle der Staatsregierung ist wir ein praktisches Beispiel soli-

| eine der wichtigsten Aufgaben der SPD-- darischer Hilfe gesetzt. Wir bekennen

| Landtägsfraktion, weil sich: die CSU-- uns zur Solidarität mit den armen
Landtagsfraktion nicht als Kontrollorgan Völkern dieser Welt. Unser Mitgefühl

| sondern als Hilfstruppe der Staatsregie- endet nicht an weißblauen Grenz-
rung versteht. pfählen:

Wer der also übermächtigen Staatsregie- |

rung im Sinne der Gewaltenteilung ein - Ohne Frieden mit der Natur hat die
starkes Parlament gegeniiberstellen will, Menschheit keine Zukunft. Der lang-
muß die SPD im Bayerischen Landtag stär- same Ökologische Tod ist nicht er-
ken. träglicher als der schnelle nukleare.

- Für uns gibt es kein Wirtschaften
mehr, ohne sorgfältige Rücksicht auf

Machtgewinn und Machterhalt sind für uns unsere natürlichen Lebensgrundlagen
-

Sozialdemokraten niemals Selbstzweck. wie Boden, Wasser, Luft, Fauna und
Wir werben bei den Bürgerinnen und Bür- Flora. Einen "Wohlstand" mit Konsum-
gern um Vertrauen und für demokratische -güterüberfluß, um den Preis der Ver-
Mehrheiten, weil wir das Leben und das nichtung der Natur, ist für die Baye-
Zusammenleben in den Gemeinden und rische SPD nicht erstrebenswert. Eine
Städten in Bayern, in der Bundesrepublik geschützte Umwelt für alle ist uns
Deutschland, in Europa und auf der Welt wichtiger als das umweltvernichtende
- menschlicher machen wollen. Mensch- Gewinnstreben weniger.
licher heißt: friedlicher, ökologischer,

|

sozialer, gerechter und demokratischer. - Wir Sozialdemokraten sind für eine \

Eine blühende Kultur und eine freie blühende Wirtschaft, wenn sie ökolo-
Kunst gehören ‘unverzichtbar dazu. gisch verträglich ist und dem Wohl-

stand aller Bürger dient. In diesem
Sozialdemokratische Politik ist Grund- Sinne wollen wir unsere Volkswirt-
wertebezogen. Wir lehnen es ab, uns schaft technologisch erneuern und im
zwischen Sachzwängen und Zielkonflikten Außenhandel konkurrenzfähig bleiben..
durchzuschlängeln und es jedermann recht ;

: machen zu wollen. Politik ist fiir uns - Private, gemeinniitzige, genossen-
nicht nur die Kunst des Möglichen, son- schaftliche und staatliche Unter-
dern auch die Kunst des Möglichmachens: nehmen gehören gleichwertig zu einer
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freiheitlichen und sozialen Wirt- Sicherheit,
schaftsordnung.

- aber wir lassen die bürgerlichen

\

- Wir Sozialdemokraten sind für Wirt- Freiheiten‘ und den Rechtsstaat von

| schaftsdemokratie, d.h. für paritä- den Konservativen nicht unter dem
tische Mitbestimmung der Arbeit- Vorwand der besseren Verbrechensbe-

| nehmer, und für eine Beteiligung der kämpfung "zerschützen". Freiheit
Arbeitnehmer am Produktivvermögen. stirbt auch zentimeterweise. Das las-
Das Wohl aller Bürger und -die Rück- sen wir Sozialdemokraten nicht zu.
sicht auf die Interessen der Gemein-
schaft sind uns wichtiger als = Kultur .und: Kunst: machen ‘erst die
egoistische Kapitalinteressen. ; menschliche Gesellschaft aus. Deshalb

sorgen wir Sozialdemokraten leiden
- Für uns Sozialdemokraten ist die Mas- schaftlich für die Pflege der Kultur

senarbeitslosigkeit die größte Tragik und die Freiheit der Kunst. Wir

| der deutschen Innenpolitik. Wir haben widersetzen uns jedem Versuch der
| uns deshalb dem energischen Kampf ge- Konservativen, den Kulturreichtum

gen die Arbeitslosigkeit ver- unseres Landes für sich allein in Be-
schrieben. Wir wollen das Recht auf schlag zu nehmen und die Kunst zu
Arbeit und Ausbildung für jeden er- gängeln.
reichen. Neue Arbeit kann geschaffen

Aus diesen unseren Grundwerten und
- werden, vor allem im Bereich Umwelt Grundsätzen entwickeln wir Sozialdemo-

und soziale Dienste. Vorhandene Ar- kraten das nachfolgende Wahlprogramm:
beit muß gerechter auf alle verteilt
werden. Deshalb sind wir Sozialdemo-
kraten für Arbeitszeitverkürzungen in
allen denkbaren Formen.

- Wir Sozialdemokraten streben nach so-
zialer Gerechtigkeit. Marktwirtschaft
schafft aus sich heraus keine soziale
Gerechtigkeit. Soziale Gerechtigkeit
beginnt mit gerechter Verteilung des
Volkseinkommen und derLasten; :insbe-
sondere der Steuerr. Volkseinkommen
und Lasten sind in höchstem Maße un-
gerecht verteilt. Wir sind für einen
leistungsfähigen Sozialstaat, gegen
einen Ellenbogen- und Brutalstaat.

- Auch künftig wird der Wohlstand der
Bürger vom privaten Erwerb vieler Gü- !

|

ter und Dienstleistungen abhängen.

| Das können und wollen wir Sozialdemo-
| kraten nicht ändern. Aber wir wollen

umso nachdrücklicher die gleichbe-
rechtigte Teilhabe aller Bürger an
den Gütern Natur, Gesundheit, Bildung
und Recht "geldsack-unabhängig"
machen.

- Wir Sozialdemokraten arbeiten für
eine freiheitliche Demokratie. Staat
und staatliche Ordnung sind für uns
kein Selbstzweck, sondern Garanten
der Freiheit. Wir sind für innere
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OHNE FRIEDEN IST ALLESNICHTS die Politik der wechselseitigen Ab-

H
ee schreckung zu überwinden und durch eine

| europa- und weltweite Politik der

| Friedenspolitik kommt vor jeder anderen Sicherheitspartnerschaft zu ersetzen.
Politik. Unsere Idee von der Sicherheitspartner-

| Denn ohne Frieden ist alles nichts. schaft geht davon aus, daß die Völker
angesichts der Massenvernichtungsmittel

| Mit den in Ost und West angetirmten ato- den Weltfrieden schon längst nicht mehr
| maren, biologischen und chemischen Mas- gegeneinander, sondern nur noch mitein-

senvernichtungsmitteln können wenige ander organisieren, festigen und

|

_
Machtige in Minutenschnelle die ganze schützen können.

| Menschheit ausrotten und die Erde auf

| ein Erdzeitalter unbewohnbar machen. Solange diese Sicherheitspartnerschaft

| in Richtung Weltfriedensordnung nicht

| Auf dem Boden der Bundesrepublik fortgeschritten ist, stellen wir Sozial-
| Deutschland und der DDR befindet sich 40 demokraten die Bundeswehr und die NATO--

IE Jahre nach dem schrecklichen 2. Welt- Mitgliedschaft der Bundesrepublik nicht

| krieg die größte Ansammlung von Massen- . in Frage. Die damit zusammenhängenden

| vernichtungsmitteln auf der ganzen Welt. Probleme stehen am Schluß und nicht am
| Damit leben wir Deutschen als größte Anfang einer neuen Friedenspolitik in

Zielscheibe für einsatzbereite Massen- Europa.
|

vernichtungsmitte] der Supermächte. Wir knüpfen an die Friedens- und Ent-
i Deutschland wäre im Falle eines. neuen spannungspolitik von Bundeskanzler Willy
| Weltkriegs geostrategisch der Haupt- Brandt an. Die Schwerpunkte sozialdemo-

kriegsschauplatz. kratischer Friedens- und Sicherheits-
politik sind:

Obwohl es auf der Welt zu viele Massen-
vernichtungsmittel gibt, findet der gi- 1.Auf dem Boden der Bundesrepublik dürfen
gantische Rüstungswettlauf zwischen Ost keine neuen Mittelstreckenwaffen mehr

| und West immer noch keine Grenzen. Aber stationiert werden. Die bereits statio-
immer mehr und noch mehr Vernichtungs- nierten Raketen werden abgebaut. Deshalb

| waffen machen die Menschen, die Völker wird eine SPD-geführte Bundesregierung
und den Weltfrieden nur noch bedrohter. innerhalb von 6 Monaten nach Amtsantritt
Rüstungswahnsinn und Hochrüstung haben den Stationierungsbeschluß rückgängig

: in der ganzen Menschheitsgeschichte machen. Mit diesen Zielen verhandelt
früher oder später immer zum Krieg, nie eine sozialdemokratische Bundesregierung
zum Frieden geführt. Wer den Frieden mit. den USA und den anderenwill, darf nicht den Krieg, er muß den NATO-Partnern.
Frieden vorbereiten. Schon in Friedens-
zeiten kostet die Hochrüstung Hundert- 2. Die auf -dem Boden der Bundesrepublik
tausende von Menschenleben, vor allem in lagernden 4000 Atomminen sowie die
der sogenannten Dritten Welt. Atomsprengköpfe für Kurzstreckenraketen

müssen abgezogen werden. Kommt keine
Wir Sozialdemokraten gehören zu denen, NATO-Regelung zustande, muß die
die zum Umdenken bereit sind. Denn eine Nuklearfähigkeit der Bundeswehr aufge-
auf wechselseitige Abschreckung gründen- hoben werden. Damit wollen wir unseren
de zeitweilige Abwesenheit von Krieg bei Beitrag für eine blockübergreifende
ständiger Kriegsgefahrr kann keinen atomwaffenfreie Zone in Mitteleuropa
dauerhaften Frieden schaffen, den die leisten.
Menschen in Ost und West ersehnen. Eine
Abschreckung, die die Bereitschaft zum 3. Die SPD hat mit der SED bereits einen i

kollektiven Selbstmord unseres Volkes Vertragsentwurf über eine chemiewaffen-
ständig in Kauf nimmt und "androht", freie Zone in Mitteleuropa ausge- |

schafft weder äußeren noch inneren Frie- handelt. Die SPD fordert den Abzug der |

s
den. auf dem Boden der Bundesrepublik la- |

gernden Giftgase und keine Neusta- |

Wir Sozialdemokraten wollen mithelfen, tionierung binärer chemischer Waffen.

|
|

|
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4. Wir schränken die Friedensstärke der chen Verzicht in Übereinstimmung mit
Bundeswehr auf ein für die Sicherheit der UN-Resolution vom 22.11. 1984 ei-
unseres Landes unbedingt erforderliches genständig. Inzwischen verweigert sie

Maß ein. Der Grundwehrdienst wird nicht jegliche Mitwirkung an Ersteinsatz-
verlängert; die Zivildienstdauer von 20 strategien und -plänen.
Monaten muß gesenkt werden.|

10. Wir treten ein für den Ausbau der demo-

| 5. Wir werden die Offensivwaffen und die kratischen Rechte der Soldaten und
Großwaffensysteme der dritten Genera- Zivildienstleistenden.
tion,: z.B. . Jäger, .90; Leopard. 111, a

U-Boot-Klasse 211 nicht beschaffen. 11. wir schlagen vor, ein eigenes Amt für
Frieden und Abrüstung zu errichten. Es

6. Dementsprechend werden. wir im Falle bemüht sich um die Intensivierung und
einer Regierungsübernahme sofort alle Koordinierung der Abrüstungsbe-
offenen und. versteckten Rüstungsaus- strebungen beider Deutscher Staaten als
gaben im Bundeshaushalt höchstens auf Beiträge zur einer europäischen Frie
die Ausgaben von 1983 in den damals densordnung. Es erhält die Kompetenz
absoluten Zahlen ohne Inflationsan- für die Führung von Rüstungskon-
passung zurückfahren und einfrieren. troll- und Abrüstungsverhandlungen und
Wir werden die damit eingesparten Mil- analysiert insgesamt die Entwicklung
liarden fiir den Kampf gegen die Massen- . der weltweiten Rüstungs- und Ab-arbeitslosigkeit, für den Ausbau rüstungsbemühungen.
unseres Sozialstaates, für den Schutz a

der Natur und für den friedlichen Kampf 12. SDI und andere Weltraumwaffenprogramme
gegen Hunger und Elend auf der Welt tragen nicht zur Sicherung des Welt-
einsetzen. friedens bei, sondern gefährden ihn. 3

. Die SPD wird im Falle ihrer Regierungs-
7. Wir werden den Rüstungsexport der Bun- übernahme. die SDI-Vereinbarungen

desrepublik drastisch einschränken. In zwischen der Bundesrepublik und den USA
Nicht-NATO-Länder dürfen überhaupt sofort kündigen und auf Verhandlungen
keine Waffen mehr exportiert werden. zwischen den USA und der UdSSR drängen,
Der Waffenexport über Drittländer wird welche die Einstellung der Weltraum-
ebenfalls unterbunden. rüstungsprogramme in Ost und West zum
Mit einem Sonderprogramm wollen wir die Ziel haben. Wir Sozialdemokraten lehnen
Waffenproduktion auf Produktion fried- auch europäische Konzepte zur Militari-
licher Güter umstellen und damit kon- sierung des Weltalls (EVI) ab.
sequent Arbeitsplätze in der bisherigen
Rüstungsindustrie sichern.

8. Wir werden die offensiven Rüstungsele-
mente beseitigen und die Bundeswehr zu
einer reinen Defensivarmee entwickeln,
von der andere Völker keine Aggression
mehr befürchten müssen. Damit verwirk-

| lichen wir den Defensivauftrag des
Grundgesetzes, bauen Bedrohungsängste
‚in unseren Nachbarvölkern ab und schaf-
fen auf diese Weise die Grundvoraus-
setzung für eine Sicherheitspartner-
schaft. Wir setzen uns innerhalb der
NATO für eine reine Defensivstrategie
ein.

9. Wir wollen die NATO-Partner zum Ver-

| zicht auf den Ersteinsatz von Atom-

| waffen bewegen. Gelingt das nicht, so

| erklärt die Bundesrepublik einen sol-

|
|

|
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| Arbeit und Umwelt haben Vorrang WIRTSCHAFT UND ARBEIT FUR ALLE
i

i Ökonomie und Ökologie lassen sich nicht Das brennendste Problem unserer Volks-
i trennen. Die Aufgabe heißt: Arbeits- wirtschaft ist »die Massenarbeitslosig-
i plätze erhalten und neue schaffen, Ein- keit. Direkt betroffen sind derzeit rd.

| kommen sichern und die natürlichen Le- 2,1 Mio. Menschen. Mindestens eine wei-

ee bensgrundlagen schützen. Bisher wurde tere Million. Avent registrierter Ar-
i ‘unter Raubbau an der Natur gewirt- beitssuchender (stille Reserve) kommt

| schaftet. Diese Art, wirtschaftlich zu hinzu. Besonders betroffen sind junge
i handeln und zu denken, hat keine Zu- Menschen, ältere Arbeitnehmer und

| kunft. Die ökologische Erneuerung der Frauen.

j Industriegesellschaft muß die Politik
I der nächsten Jahrzehnte bestimmen. Die Wenderegierung in Bonn und die
i Bayerische Staatsregierung stehen der

| Die Wiirde des Menschen am Arbeitsplatz Massenarbeitlosigkeit einfallslos,

| und die Selbstverwirklichung des Ar- planlos und handlungsunfähig gegenüber.
i beitnehmers in seiner Arbeit kommt als ‚sie, setzen aus aie, Seinstheilungs-

H
e weiteres Prinzip hinzu. Die Arbeit- kräfte des Marktes"; allenfalls manipu-

Il nehmerbewegung hat zahlreiche Rechte lieren sie die Arbeitslosenstatistik.
| der Arbeitnehmer erkämpft: Arbeits-

| schutz, Sozialversicherung, Tarifaüto- Die Behauptung der Bundesregierung und
iS nomie, Betriebsverfassung, Mitbe- der Bayerischen Staatsregierung, mit
i stimmung,

© Lohnfortzahlung im Krank- Riesengewinnen der deutschen Industrie
i heitsfall sind nur einige Beispiele. würden im eigenen Land neue Arbeits-
| Dies alles wird durch die Wende- plätze geschaffen und insgesamt” die Ar-
i regierung bedroht. Im Arbeitsschutz, beitslosigkeit vermindert, hat sich als

| bei der Mitbestimmung, mit dem Angriff falsch erwiesen. Stattdessen werden
| auf die Streikfähigkeit der Gewerk- weitere Arbeitsplätze wegrationali-
ee schaften soll das Rad der Geschichte siert, bei mangelnder Nachfrage im In-

i zurückgedreht werden. land die Kapitalabwanderung ins Ausland
| begünstigt und die Dividendenausschüt-

Arbeit und Interessen der Arbeitnehmer tung erhöht. Der Aufschwung findet an

ee müssen Vorrang haben vor den wirt- der Börse statt, nicht aber auf dem Ar-
schaftlichen Interessen der Kapital- beitsmarkt.
eigner. Der Mensch und sein Recht auf
Arbeit und auf Selbstverwirklichung in Die Regierungen in München und Bonn be-
der Arbeit sind höherwertiger, als das schleunigen die Entwicklung in eine
Recht auf Gewinn und Kapitalvermehrung. Zweidrittel-Gesellschaft. Ein großer

Teil der Erwerbspersonen ist arbeitslos
oder befindet sich in schlechten und
ungesicherten Beschäftigungsverhält-
nissen.

Massenarbeitslosigkeit ist nicht nur
unmenschlich und unsozial, sondern auch
das Teuerste, was sich eine Volkswirt-
schaft leisten kann.

Für uns Sozialdemokraten ist Vollbe-
schäftigung das wichtigste ökonomische
und gleichzeitig das wichtigste innen-
politische Ziel.

, Nur wenn jeder Bürger einen Beruf
seiner Wahl ergreifen und damit seinen
Lebensunterhalt _ selbst verdienen kann,

|
|
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sind Menschenwürde und freie Entfaltung alle verteilt werden. Diesem Ziel
der Persönlichkeit dauerhaft gewähr- dient die Arbeitszeitverkürzung in
leistet. allen Formen, vor allem durch

Die sozialdemokratische Wirtschafts- - geringeres Wochenarbeitszeitmaß
politik will allen Menschen, und nicht (35-Stunden-Woche)

| dem Gewinnstreben weniger, nützen. Sie - einen früheren Eintritt ins Ren-
unterscheidet sich wesentlich von der ten- und Pensionsalter
konservativ-liberalen Wirtschaftspoli- - längeren Erholungsurlaub und all-
tik. Wir Sozialdemokraten wollen unser gemeinen Bildungsurlaub
wirtschafts- und Arbeitsleben dkolo- - längere und bessere Ausbildung
gisch und sozial nach folgenden Grund-
sätzen erneuern: Die Zahl der Überstunden muß auf das

absolut unvermeidbare Maß reduziert
- Wachstum um jeden Preis ist ökolo-. werden. Der Staat muß über ein modernes

gisch und sozial unverträglich. Qua- Arbeitszeitgesetz die Voraussetzungen
litatives Wachstum auf ausgewählten dafür schaffen.
Feldern des Bedarf ist notwendig.
Hierfür eignen sich besonders die - Arbeit kann und muß humaner werden.
Bereiche Umwelt, Energiesparen, so- Das gilt insbesondere für monotone
ziale Dienste, Bildung und Ausbil- Arbeit; für Arbeit an elektronischen
dung, Wohnungsbau und Stadtsanie- und Datensichtgeräten, für Arbeit am
rung, öffentlicher Personennahver- Fließband, Nacht- und Schichtarbeit.kehr.

- Eine aktive staatliche Beschäf-
- Wir haben ein bayerisches Programm tigungspolitik muß die berufliche

"Arbeit und. Umwelt" vorgelegt. Qualifizierung, die Weiterbildung,
Dieses Programm schlägt die Brücke die Umschulung und die Vermittlung
zwischen Ökonomie und Ökologie. verstärken. Die Bundesanstalt für
Allein mit diesem Programm könnten Arbeit soll mit diesem Ziel zu einer
80.000 qualifizierte Arbeitsplätze : Bundesanstalt für Arbeit und Be-
in Bayern neu geschaffen werden. schäftigung ausgebaut werden. Sie

hat künftig für regionale und lokale
- Der laufende Produktionszuwachs der Brennpunkte der Arbeitslosigkeit Be-

Wirtschaft von 2 - 3 Prozent jähr- schäftigungsprogramme zu entwickeln
lich soll der ganzen Gesellschaft und durchzusetzen, wobei sie auch
zugute kommen. Er muß sich vor allem beschäftigungspolitische Selbst-

| bei den Arbeitnehmern in Form eines hilfeprojekte unterstützen und för-
höheren Lebensstandards und weiterer dern muß.
Arbeitszeitverkürzungen nieder-
schlagen. Der ständige Produktivi- _ 7 Sozialdemokratische Wirtschaftspoli-
tätszuwachs darf sich nicht in stei- tik fördert die Genossenschaften.
gendem Gewinn auf der einen und
steigender Massenarbeitslosigkeit|

auf der anderen Seite niederschlagen.

|

- Wenn der Zuwachs den Arbeitnehmernzugutekommen soll - und dafür tritt
die Sozialdemokratie ein - kann er
sich in höherem Lohn bei gleicher
Arbeit, aber auch im gleichen Lohn
bei weniger Arbeit auswirken. Des-
halb fordern wir Arbeitszeitver-
kürzung bei vollem Lohnausgleich.

- Vorhandene Arbeit muß gerecht auf



| |

a
I

IN

|

IN

:

|

Il

|
i

it

ıl WIRTSCHAFTS- UND STRUKTURPOLITIK beitsbedingungen für alle bayerischen|

IN BAYERN Bürger zu betreiben. Diese Pflicht ver-

"|

: letzt sie zum Schaden vieler Bürger
/ straflich.
il Bayern hat insgesamt eine geringfügig

|| niedrigere Arbeitslosenquote als die . Die Bayerische SPD fordert daher:
ie gesamte Bundesrepublik oder als Re- .

I gionen mit klassischen Standorten der - Bayerische regionale Beschäftigungs-

| Kohle-, Stahl- und Werftindustrien. Das programme mit dem Ziel, in struktur-

|| berechtigt jedoch die Bayerische schwachen Regionen qualifizierte Ar-
| Staatsregierung noch lange nicht dazu, beitsplätze zu erhalten, zu erneuernı Bayern als "Insel der Glückseeligkeit" und zu schaffen; insbesondere ein
i hinzustellen und sich mit dem Hinweis Sofortprogramm für die zehn’ ami auf das "Süd-Nord-Gefälle" zu brüsten. meisten unter der Arbeitslosigkeit| leidenden Arbeitsamtsbezirke und der
ı Innerhalb Bayerns gibt es dramatische altindustriellen Zentren.

Unterschiede: Während die Beschäf-
I tigungsquoten in manchen Arbeitsamtsbe- - Fortgeschriebene landesweite und re-

00. zirken erfreulich über dem Bundesdurch- gionale Branchenanalysen mit an-
i schnitt liegen, haben Regionen in schließendem Frühwarnsystemen für

he Nord- und Ostbayern Arbeitslosenquoten drohende Gefahren auf dem baye-i zwischen 20 und 25%. Während Elek- rischen Arbeitsmarkt.
ij tronik-, Rüstungs- und Raumfahrtin-
i dustrien im Ballungsraum München ein- - Regionale und brachenbezogene Pläne

H seitig gefördert werden, gingen z.B. für Ersatzarbeitsplätze, wenn ein-

I mit dem Kaltwalzwerk in Haidhof (Lkr. zelne Branchen gefährdet sind.i Schwandorf) 700 Arbeitsplätze und mit
i einem Holzwerk in Hauzenberg (Lkr. - Die Bildung eines regionalen Risiko-
| Passau) auf einen Schlag 300 Arbeits- fonds aus öffentlichen Mitteln und
Il plätze verloren, für die kein Ersatz Mitteln der Sparkassen und Banken,
| geschaffen wird. Für arbeitslose Bürger um Liquiditätsengpäße in Klein- und

| in Passau, Deggendorf, Schwandorf, Mittelbetrieben rechtzeitig abzu-
Weiden und an der fränkischen Grenze fangen.

Rus zur DDR ist die schöngefärbte Statistik
der Bayerischen Staatsregierung ein -. Eine Regionalplanung und Landesent-
schlechter Trost. Ein völlig unzuläng- wicklung, die gleichwertige Le-
liches Angebot an qualifizierten Aus- bens- und Arbeitsbedingungen für die
bildungsplätzen, eine geringe Erwerbs- Menschen in ganz Bayern erstrebt.
dichte, eine äußerst gefährliche Mono-
struktur sowie ein starker Abfall im - Öffentliche, mit Auflagen und Kon-
kommunalen Steueraufkommen kommt in den trollen versehene Investitionshilfen
strukturschwachen Gebieten regelmäßig für Unternehmen, die sich nicht nur
hinzu und Pendlerströme aus diesen Re- vorübergehend auf Staatskosten be- \

gionen ergießen sich täglich und reichern wollen (wie beim Holzwerk in
wöchentlich in die Großstädte mit den Hauzenberg), sondern in struktur-
besseren Arbeitschancen. Menschen schwachen Regionen dauerhafte quali-
müssen aus strukturschwachen Gebieten fizierte und ökologisch verträgliche
in die Ballungsräume abwandern und Arbeitsplätze schaffen und dabei
stehen dort vor neuen Lebens-, Woh- auch nachweisbar Arbeitsschutzvor-
nungs- und Verkehrsproblemen. schriften, Betriebsverfassung und

i

i. Tarifvertrage einhalten. Wir fordern
Die Bayerische Staatsregierung wäre darüberhinaus:
nach der Bayerischen Verfassung und
nach ihrem eigenen Landesentwicklungs- ;

| programm dazu verpflichtet, eine Poli-
tik des regionalen Ausgleichs mit dem |

Zie] gleichwertiger Lebens- und Ar-

|
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= „Eine gezielte Förderung arbeits- KLEINEUND MITTLERE UNTERNEHMEN STÄRKEN
platzerhaltender und arbeits-
platzschaffender Technologien
kleiner und mittelständischer Un- Die herkömmliche Art der Wirtschafts-
ternehmen in strukturschwachen förderung benachteiligt kleine und
Gebieten. mittlere Unternehmen schwer. Subven-

| tionen werden überwiegend von der Groß-
- Außer- und Uberbetriebliche Aus- industrie abgeschöpft. Wir bayerischen

bildungs- und Berufsbildungs- Sozialdemokraten fordern daher:
stätten a 3 : ;

- Eine neue Förderpraxis, die sich

| Zweiten Arbeitsmarkts durch die höhe, sondern an den mit einer In-
bayerischen Gemeinden in den Be- vestition zu schaffenden qualifi-
reichen Umwelt, soziale Dienste, zierten Dauerarbeitsplätzen orien-
Bildung sowie Freizeit und Er- tiert.

ee u a

- Eine Wirtschaftsförderung, die
geeignetes Hilfsmittel zur Wie- kleine und mittlere Betriebe in
dereingliederung von Arbeitslosen strukturschwachen Gebieten unter Ar-
in den Arbeitsprozeß sein. Die beitsmarktgesichtspunkten bevorzugt.
Orientierung des Zweiten Arbeits- i bs : :

markts muß jedoch umgewichtet - Eine Förderpraxis, die technolo-
werden auf das Neuschaffen von gische Innovationen kleiner und
Arbeitsplätzen, auf gesellschaft- mittlerer Betriebe begünstigt.
lich sinnvolle Arbeit und muß : 2

strikt an die tarifvertraglichen Ferner fordert die Bayerische SPD zu-
Regelungen gebunden sein. gunsten kleiner und mittlerer Unter-

nehmen:
- Langfristig vorausschauende ‚Er-

neuerungsprogramme für klassische - Den Ausbau der _ Unter-
Industriestandorte unter Betei- nehmens-, Technologie-, Energie- und
ligung des DGB und der Betriebs- Kooperationsberatung. A
räte, damit diese künftig nicht pene 5)

das Schicksal von monostruktu- - Einrichtungen der außer- und überbe-
rierten Kohle-, Stahl- und Werf- trieblichen Aus-, Weiter- und Fort-
tenstandorten erleiden müssen. bildung sowie die betriebliche Nach-

; qualifikation.

- Einen energischen Kampf gegen
Schwarzarbeit und illegale Beschäf-
tigung ausländischer Arbeitnehmer im
Interesse der + Konkurrenzfähigkeit |

kleiner ° und mittlerer Unternehmen.
| Die Leiharbeit ist zu verbieten.

- Einen Mieterschutz für Handwerk und
; Einzelhandel, vor allem in den in- |

nerstädtischen Bereichen der Groß-

|

städte.

|

I
|

|

|

;
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| SELBSTVERWIRKLICHUNG IN DER ARBEIT NEUE TECHNIK MUSS DEN MENSCHEN DIENEN
i
i : Aus dem Recht des Menschen auf Siche- Die Technik verändert gesellschaftliche |

ı rung seiner Existenz und Selbstverwirk- Strukturen, vor allem den Wirt- |

i lichung durch Arbeit leiten wir Sozial- schafts- und ArbeitsprozeB sowie das |

ik demokraten ein Recht auf Arbeit ab. Nur Zusammenleben der Menschen. Wir Sozial- |

I wenn jeder Bürger einen Beruf seiner demokraten sind keine Maschinenstürmer.

ft Wahl ergreifen und damit seinen Lebens- Technik ist gut, wenn sie dem Menschen
| unterhalt selbst verdienen kann, sind dient. Technik ist schlecht, wenn siei Menschenwürde und freie Entfaltung der die Menschen beherrscht, aus der Arbeiti Persönlichkeit dauerhaft gewährleistet. verdrängt und verarmen läßt. Wird der

hi Wir unterscheiden uns von den konserva- Arbeitnehmer zum Kostenfaktor und zumı tiven Kräften in der Bundesrepublik da- Zubehör am Automaten degradiert, hat er| durch, daß wir die Arbeitslosigkeit keine Chance. Deshalb haben das Wohl

I) nicht als notwendige Folge einer In- der Menschen und eine Politik zum Wohl

N dustriegesellschaft hinnehmen. Arbeit der Menschen für Sozialdemokraten Vor-
i hat für uns Sozialdemokraten - wie auch rang. Technologischer Fortschritt muß

Il

© die Umwelt - bei den zukünftigen Üüber- in den Dienst am Menschen gestellt wer-ii legungen zur Wirtschaft Vorrang. Die den, die menschliche Arbeit erleichtern
| SPD weiß sich in ihren Forderungen eins und Arbeitszeit verkürzen statt Massen-

N mit den Gewerkschaften. Der Gedanke des arbeitslosigkeit zu produzieren. Des-

I! Vorrangs der Arbeit wird zunehmend auch halb treten wir Sozialdemokraten auch
von den christlichen Arbeitnehmerbe- für die überbetriebliche und betrieb-
wegungen unterstützt. Der konservativen liche Mitbestimmung beim Einsatz moder-

i Rückwärtswende in der Arbeitswelt muß ner Technologien ein. Dann sind auch

Il

. deshalb eine Offensive in Richtung De- Naturwissenschaftler, Ingenieure und
i mokratisierung der Arbeitswelt: und der Techniker bei Forschung und Entwicklung
: Wirtschaft entgegengesetzt werden. eher in der Lage, humane und soziale

Bezüge in ihrer Arbeit durchzusetzen.

| Die Bayerische SPD unterstützt deshalb Auch der Staat muß den Mut haben, den
| alle Bemühungen zum Ausbau der Mitbe- technologischen Wandel zu steuern. Dazu

stimmung auf allen Ebenen. Die volle gehört eine wirksame Technologiefolge-
€ Paritat ist nach unserer Auffassung abschätzung und -bewertung. Er greift

Voraussetzung für eine echte Mitbe- ein, wenn neue Technologien menschen-
stimmung im Arbeitsleben und in der würdiges Leben in Frage stellen.
Wirtschaft.

Die Entwicklung und. der Einsatz neuer
Die technischen Entwicklungen dürfen Technologien anstelle menschlicher Ar-
sich nicht an den Interessen der Ar- beitskraft darf die sozialen Siche-
beitnehmer vorbei verselbständigen. Die rungssysteme nicht zerstören. Deshalb
Humanisierung der Arbeit beschränkt wollen wir Sozialdemokraten nicht nur
sich deshalb nicht nur auf den Arbeits- die menschliche Arbeitskraft, sondern |

platz. Einzubeziehen sind die For- auch die Maschinenleistung zur Finan-
schungs- und Technologiepolitik, die zierung sozialer Sicherungssysteme her-
Fragen der beruflichen Qualifikation anziehen. Im übrigen müssen alle tech-
und die demokratische Teilhabe der Ar- nologischen Prozesse demokratisch und
beitnehmer an der konkreten Unter- sozial beherrscht werden.
nehmensentscheidung.

In diesem Sinne unterstützen wir So-
zialdemokraten neue Technologien dort,
wo

- Energie und Rohstoff gespart,
: -

Umweltbelastungen reduziert, |

- physische und psychische Belastungen |

der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz |
|
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vermindert, Aktive Beschäftigungsmaßnahmen sind finan-
- demokratische Rechte klar abge- zierbar
sichert,

:

- die betriebliche und außerbetrieb- Die gegenwärtige Massenarbeitslosigkeit

| liche Mitbestimmung garantiert, kostet jährlich 60 Milliarden DM. Weitaus ~

| - umfassende Informationsmöglichkeiten ökonomischer und sozialer ist es, mit die-

| für jeden Bürger gewährleistet, sen Milliarden eine gezielte Beschäfti-
! - Selbstverantwortung und Entfaltung gungspolitik zu finanzieren. Wer behauptet,

der Persönlichkeit gesichert, eine aktive und staatliche Beschäftigungs-
- eine gerechte Verteilung der Lebens- politik könne nichts bewirken, wird durch

chancen erreicht, Tatsachen widerlegt. Mit dem Beschäf- j

- die Lebensqualität für die Bürger tigungsprogramm der sozial-liberalen Bun-
vermehrt wird. desregierung sind zwischen 1974 - 1981 er-

wiesenermaßen 900.000 Arbeitsplätze er-
Wir Sozialdemokraten sagen Nein zu halten oder geschaffen worden.
neuen Technologien überall dort, wo

Wir wollen die Staatsquote nicht erhöhen,
- sie den Raubbau an der Natur fort- aber auch nicht staatliche Verantwortung

setzen oder verstärken, zurückdrängen. Statt Milliarden für weitere
- sie ausschließlich aus Gewinngründen Geschenke an die Unternehmen einzusetzen

eingesetzt werden, Arbeitsbe- (z.B. durch Senkung des Spitzensteuer-
dingungen verschlechtern und syste- satzes, Abschaffung von Unternehmens-
matisch Arbeitsplätze vernichten, steuern, weitere Abschreibungserleichte-

- sie zur umfassenden Kontrolle der rungen), wollen wir die vorhandenen finan-
Menschen mißbraucht werden, ziellen Spielräume für eine aktive Be-

- sie Ungleichheit oder Diskriminie- kämpfung der Arbeitslosigkeit einsetzen.
rung (insbesondere von Frauen) sta- Noch mehr Geld könnte aktiviert werden,
bilisieren oder neu schaffen, wenn die illegalen und halblegalen Steuer-

- beim Einsatz neuer Technologien Mit- hinterziehungen wirksam bekämpft und über-
sprache und Mitbestimmung sowie um- holte Steuervorteile abgeschafft würden.
fassende Informationsmöglichkeiten ‚ Die Wirtschaftskriminalität muß endlich

' nicht eingeräumt werden, auch in Bayern zügiger verfolgt werden.
- sie das Vernichtungspotential und

dieKriegsgefahr vergrößern.

\

|
|

|
|

|

|

| |

|

|

|

5 |
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Gentechnik lichen Erbguts, sondern schon das Wis-

I! sen um seine Beschaffenheit wirft unge-
I ‘ ; E löste Fragen auf. Der- Bürger muß ein

N
) Neue Techniken haben zu allen Zeiten die Recht auf Nichtwissen haben. Seine ge- |

N
) Handlungsmöglichkeiten von Menschen und da- netische Beschaffenheit ist ein, Teil |

i mit seine Wertvorstellungen beeinfluBt. und seiner Individualität, die es zu
| verdndert. Angesichts der Entwicklung medi- schützen gilt
i zinisch unterstützter Fortpflanzungstechni- 5, pie Probleme des großtechnischen Um-.

if ken und gentechnologischer Verfahren ist es gangs mit genetisch manipuliertem Erb-

i‘ dringlich, eine Antwort auf die Frage zu material sind bisher ebenso ungeklärt| finden, ob alles technisch und medizinisch wie die Probleme der Freisetzung von/ Peers auch angewandt werden ary und gentechnisch veränderten Organismen in
I welche Einschränkungen notwendig und ver- der Natur. Solange nicht eindeutig ge-I| tretbar sind. klärt ist, daß dadurch unsere Umwelt

i Ei) mbar befiddet sich Me Politik in’, See ann
e u ee\ der Situation, auf Ergebnisse und bereitsil praktizierte Anwendungen wissenschaftlicher

iH Forschungen reagieren zu miissen. Um diese
| Situation zu verändern, besteht die Not-
\ wendigkeit eines frühzeitig organisierten
i - Informationsaustauschs zwischen Politik und
i Wissenschaft. Dabei besteht seitens der

i) Wissenschaft eine Bringschuld.

i Die bayerischen Sozialdemokraten fordern:

i 1. Eine künstliche Befruchtung soll nur

| zulässig sein bei einer medizinisch in-
dizierten Unfruchtbarkeit eines oder

i beider Partner, die auf anderem Wege

\ nicht überwunden werden kann. Die Ge-
| fahren und Probleme bei der Verwendung
| von Ei- und Samenzellen Dritter bei ei-
I ner künstlichen Befruchtung sind so

groß, daß dies nicht zugelassen werden
darf; d.h. soziale und biologische EI-
tern müssen bei einer künstlichen Be-
fruchtung übereinstimmen:
Das Vermischen von Samenzellen von un-
terschiedlicher Herkunft und jede son-
stige Anonymisierung von menschlichen
Keimzellen, die dem Arzt zu Zwecken der
Durchführung einer künstlichen Befruch-
tung überlassen worden sind, ist unter

|

Strafe zu stellen |

2. Der Handel mit Keimzellen ist unter |

Strafe zu stellen |

3. Jede Form von Leih- oder Mietmutter-
schaft ist abzulehnen. Die Vermittlung,
von Leihmutterschaften ist unter Strafe
zu stellen |

4. Experimente mit Embryonen sind unter |

Strafe zu stellen. Das gleiche gilt für :

|

h das Klonen von Menschen und das Er-
zeugen von Chimären und Hybriden

5. Nicht allein die Veränderung mensch-
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ZUKUNFTDERSOZIALEN SICHERUNGSSYSTEME demokraten die qualitative und struktu-
relle Umgestaltung der Lebens- und Ar-
beitsbedingungen in unserer Gesell- :

Gegenwartig wird der Sozialstaat durch schaft, sodaß nicht erst eingetretene

| eine konservative Politik zur Förderung Mängel und Schäden behoben, - da sonst

| der Unternehmergewinne und durch Abbau der Eindruck entstehen kann, die Mängel
| von sozialen Leistungen in Frage ge- seien gar nicht eingetreten - sondern

stellt und in eine Krise geredet, um deren Entstehung bereits im Ursprung

|

das Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes wirksam bekdmpft werden.aus den Angeln zu heben. Wir Sozial-
demokraten werden die soziale Gerech- Grundlegende Orientierungspunkte für
tigkeit verteidigen und politisch rea- notwendige Strukturreformen sind für

| lisieren. Für Sozialdemokraten gehören Sozialdemokraten:
die staatlich verbürgte Sicherheit, der
einklagbare Rechtsanspruch auf Sozial- - Den Arbeitsschutz und die Arbeits-
leistungen und die rechtlich gesicherte sicherheit zu verbessern. Dazu müs-
Stellung der Arbeitnehmer zu den unver- sen die Beratung und die überwachung
zichtbaren Grundlagen des Sozialstaats. durch die Gewerbeaufsichtsämter in-
Sie dürfen deshalb nicht zur Disposi- tensiviert, die betriebsärztlichen

| tion gestellt werden. und sicherheitstechnischen .MaBnahmen
in den Betrieben erweitert und die

Veränderte wirtschaftliche Rahmenbe- Schutzrechte der Arbeitnehmer am Ar-
dingungen - vor allem die über lange beitsplatz nicht abgebaut, sondern
Zeit hohe Arbeitslosigkeit und abge- verbessert werden |

sunkene Arbeitnehmereinkommen haben zu :

|

schwerwiegenden Finanzierungsproblemen - Die Finanzierung der Sozialversiche-
der sozialen Sicherung geführt. Deshalb rung muß neben der lohnbezogenen
halten Sozialdemokraten zuerst am Ziel Beitragsfinanzierung der Arbeit-
einer beschäftigungswirksamen Wirt- geberseite durch Berücksichtigung
schaftspolitik fest, weil sie auch Vor- der Wertschöpfung gesichert werden. |

aussetzung für die finanzielle Stabili-'
tät der sozialen Haushalte ist. - Volle arbeits- und sozialrechtliche
Eine sozial ausgewogene Strukturreform Absicherung von Teilzeitarbeit und I

muß eine Verbesserung der bestehenden Heimarbeit, Ausweitung der Zu-
Sicherungssysteme durch eine Grund- ständigkeiten der Betriebsräte auch
sicherung in der Altersversorgung, der auf die "ausgelagerten" Arbeitnehmer
Arbeitslosenversicherung und einer Re- an Tele-Heimarbeitsplätzen. Alle

| form der Sozialhilfe zum Ziel haben. In Einkommen sind der Sozialversiche-
| den jeweiligen sozialen Problemlagen rungspflicht zu unterwerfen, damit

R
e

muß eine angemessene Existenzsicherung auch bisher versicherungsfreie Ein-
gewährleistet sein, die Armut und Aus- kommen (410,-- DM monatlich oder 50
grenzung verhindert. Wer arbeitslos Einsätze im Jahr) versicherungs-
ist, muß soviel Arbeitslosengeld bzw. pflichtig werden.

|

Arbeitslosenhilfe erhalten, daß er

| nicht auf Sozialhilfe angewiesen ist. - Die Mitbestimmung und Vermögensbe-

| Die Altersrente muß einen angemessenen teiligung der Arbeitnehmer ist aus-
Lebensunterhalt sichern und die Sozial- zubauen. Dazu gehört auch der Ausbau
hilfe muß bedarfsgerecht ausgestattet der Personalvertretung im öÖffent-
sein. Vorrangiges Ziel der Sozialpoli- lichen Dienst
tik in Bayern ist die notwendige Umge-

| staltung der sozialen Sicherungssysteme - Die Bundesanstalt für Arbeit muß

| als Antwort auf veränderte Lebens- und wieder die vollen Versicherungsbei-
Arbeitsbedingungen unserer Gesellschaft. träge für Arbeitslose an die Renten- |

| versicherung abführen. N

Vorrangiges Ziel der Sozialpolitik der
kommenden Jahre in Bayern ist die Vor- - Leistungskürzungen und Erschwerung
sorge. Darunter verstehen wir Sozial- des Zugangs zu den Leistungen, vor

|
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i allem im Bereich der Renten und Ar- - Die Integration und Rehabilitation |

| beitslosenversicherung, haben = dazu Behinderter ist weiter zu verbessern.
I - geführt, daß in der Bundesrespublik |

| . eine "Neue Armut" entstanden ist. - Die Sozialhilfe als nachrangiges
i Hier muß mit einer bedarfsorientier- Netz der sozialen Sicherung muß er- |

| ten Grundsicherung Abhilfe ge- halten bleiben. Dabei müssen die |

| schaffen werden. Eine solche be- Kommunen von den finanziellen Be-i darfsorientierte Grundsicherung hat lastungen durch die Sozialhilfe ent- 'i nichts mit den Grundrentenideen der lastet werden. Die Sozialhilfe muB
-| Konservativen zu tun. wieder stärker zur Einzelfallhilfe

| ausgebaut werden und durch persön-
ı'

- Die Neuordnung der Finanzierung der liche Beratung und Betreuung stärker| großen Sozialleistungssysteme muß der sozialen Integration dienen.
il endlich angegangen werden. Ziel ist
| dabei die Erhaltung der Leistungs-

ii fähigkeit von Rentenversicherung und
| Krankenversicherung bei stabilen
i Beitragen.

| - Um die Rentenfinanzierung lang-

| fristig zu sichern, ist neben den

13
.

lohnbezogenen Arbeitnehmer- und Ar-I beitgeberanteilen und dem Bundeszu-
| schuß ein zusätzlicher Wert-

H
l schöpfungsbeitrag für die Arbeit-| geberseite einzufiihren.

i - Dringend geboten ist auch der Ausbau

H
i

der eigenständigen sozialen Siche-
I rung der Frauen in der Altersver-

ı sorgung.

N - Das Babyjahr in der Rentenver-
sicherung muß allen Frauen zugute
kommen und ist*schrittweise auf min-
destens 3 Jahre zu verlängern.

- Eine durchgreifende Verbesserung der
Hilfen für die Familien ist unerläß-
lich. Dazu gehören einmal die Ver-
besserung des Familienlastenaus-
gleichs. Ferner sind Kinderkrippen,
Kindergärten und Kinderhorte
flächendeckend und bedarfsgerecht
einzurichten und zu finanzieren. Ein
breites Angebot unterschiedlicher
Familien- und Erziehungsberatungs-
stellen sollen finanziell von staat-
licher Seite so unterstützt werden,
daß sie von allen Familien in Bayern
nach Bedarf in Anspruch genommen

‚. werden können.

N - Der. soziale Wohnungsbau ist neu zu
organisieren.
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| Strukturmängel im Gesundheitswesen ansetzen, wo die Anbieter von Gesund-
beseitigen heitsleistungen eine unverhältnismäßig

starke Stellung. haben. Dies kann ge-

\ Das Gesundheitswesen muß in seinem schehen durch:

| hohen Standard erhalten bleiben; aufge-
tretene Strukturmängel sind zu besei- - Kostentransparenz der ärztlichen und

| tigen. Die Zersplitterung von Organisa- zahnärztlichen Leistungen
i tion und Kompetenzen sowie das Uberge- - Bindungen der Arzt- und Zahnarzt-

wicht der Leistungsanbieter haben eine honorare an die Grundlohnsumme
ebenso an Rahmenvorgaben wie bürgernah - Kontrolle des Preisgebarens der Kam-
orientierte Steuerung der Gesundheits- merindustrie, insbesondere durch die
versorgung nach Bedarf verhindert. Die Stärkung der Verhandlungsposition
Interessen der Ärzte und der Pharmain- der Krankenkassen.
dustrie haben sich als durchsetzungs-
fähiger erwiesen als die Interessen der Das Risiko der Pflegebedürftigkeit muß
Patienten und der Versicherten. durch gesetzliche Maßnahmen, die die

gesamte Bevölkerung einbezieht, ge-
Vorsorge muß vor allem bedeuten, Krank- regelt werden.
heitsursachen durch direkte Einwirkung
auf Arbeits- und Umwelt zu bekämpfen.
Im Bereich der individuellen Gesund- |

heitsvorsorge ist der Gesundheitsbil-
dung und der Gesundheitsberatung im
‚Alltag, in der Schule und im Beruf Vor- ; |

rang einzuräumen. In enger Zusammenar-
beit mit den Sozialversicherungstragern
sollten deshalb Vorbeugeprogramme für
typische Gefahrenlagen und Massener-
krankungen entwickelt und umgesetzt |

werden.
|

Die ambulante und die stationäre ärzt- |

liche Versorgung der Bevölkerung ist |

besser und kosteneffizienter aufeinan- |

der abzustimmen. Ein integriertes |

System von Krankenhäusern und stationä-
ren Einrichtungen soll zu einer gleich- |
mäßigen Versorgung in allen bayerischen |
Regionen führen. |

Der Einsatz medizinisch-technischer |

Großgeräte ist regional zu planen. Die
Modernisierung und Sanierung von Kran- |

|

kenhäusern soll besonders den Abbau von

| Vier- und Mehrbettzimmern vor einem
Neubau fördern. Unabhängig davon ist |

die versuchsweise Einrichtung von klas-
senlosen Krankenhäusern in Bayern vor- ; |

anzutreiben.

Die Kostendämpfung im Gesundheitswesen

| darf nicht durch Leistungsabbau, durch |

| fragwürdige Selbstbetei ligungssysteme
|

| und nicht zu Lasten der Beschaftigten
in der Krankenpflege erfolgen. Kosten- |

dampfungsmaBnahmen miissen vor allem da

|
1)
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IN || Gesundheitswesen mehr an der Person POLITIK MIT UND FÜR BEHINDERTE ||

des Betroffenen orientieren
i Die moralische Qualität einer Gesellschaft |

I Im Gesundheitswesen muß wieder mehr die zeigt sich darin, wie sie mit ihren benach-i Person des Betroffenen in den Vorder- teiligten Bürgern umgeht
- ob sie die |i grund gerückt werden. Deshalb sind die Schwächeren integriert, akzeptiert und| vorhandenen ambulanten sozial- selbst bestimmen läßt und ihnen zu einem |

i pflegerischen Dienste zu verbessern. Höchstmaß an Selbständigkeit verhilft. Aber |

il) Sie sollen landesweit zu einem Netz- - auch darin, welche materielle Sicherheit |i und Dienstleistungsservice für Kranke, sie den Behinderten gibt. |

N Alte und behinderte Menschen ausgebaut

|

hi werden. Die Bayerische SPD fordert deshalb - inn Verantwortung für körperliche, geistig und

N Die Verfahrensdauer in der Sozialge- seelisch Behinderte und ihre Familien, eineI richtsbarkeit ist weiter zu verkürzen, Gleichstellung mit Familien ohne behinderte

1 da über die materielle. Lebensgrundlage Angehörige. |

| vieler Menschen entschieden wird.
Erreicht werden kann dieses. Ziel durch:

m
u Die Verbande und Organisationen deri Freien Wohlfahrtspflege sind stärker zu - gezielte kostenlose Untersuchung zur

| fördern. Der Anteil der Wohlfahrtsver- Früherkennung bei behinderten Kin-

I)

-
bände und Hilfsorganisationen an un- dern sowie deren Frühförderung

N serem sozialen Sicherungssystem muß
- eine angemessene besondere oder ge- |

| durch eine verläßlichere staatliche Be- meinsame Vorschulerziehung ‘|

i zuschussung anerkannt werden. - Erstattung der .
Aufwendungen für die

h schulische und berufliche Bildung

|

i Selbsthilfe und Selbsthilfegruppen sind sowie die Ubernahme der Kosten bei |

i! anzuregen und zu fördern. Selbsthilfe einem notwendigen Aufenthalt in Ein-| darf jedoch nicht dazu führen, billige richtungen
i Arbeitskräfte zu gewinnen. Allen im - gezielte Förderung zur Erlangung und

|

| Rahmen der Selbsthilfe tätigen Bir- Erhaltung des Arbeitsplatzes eines

| gerinnen und Bürgern ist eine ent- behinderten Menschen
I: sprechende soziale Sicherung zu 'gewähr- -

Ermöglichung einer selbständigen
i leisten. Lebensführung erwachsener Behinder-

ter in einer eigenen Wohnung durch
Die Lage der psychisch Kranken und Be- geeignete ambulante Dienste und
hinderten ist durch einen weiteren Aus- Ubernahme der Kosten
bau der offenen und halbstationären - bestimmte Hilfen zur Teilnahme am
‘Einrichtungen zu verbessern. Gegen den kulturellen Leben und anderen Frei-
Willen der Kranken und Behinderten bzw. zeitangeboten
der für sie verantwortlichen Pfleger - vor aliem den behindertengerechten
und Vormünder dürfen keine medi- Ausbau der öffentlichen Verkehrs-
zinischen und sonstigen Maßnahmen ange- mittel und - wo notwendig - (auf- |

wandt werden. grund der Schwere der Behinderung) |

den Ausbau des Behindertenfahr- |

Die Bundesrepublik Deutschland und dienstes, gerade im ländlichen Raum.
Bayern gehören - was die Aufwendungen |

für das Gesundheitswesen und für sozia- Die Massenarbeitslosigkeit betrifft beson- |

le Dienste anbelangt - eher zu den ders Schwerbehinderte, deshalb fordern wir |

rückständigen Ländern unter den In- gezielte Beschäftigungsprogramme für diesen
dustriestaaten. Personenkreis.

Ein Ausbau dieses Sektors ist nicht nur : :

; ein sozialstaatlich und humanes Gebot,
sondern auch eine beschäftigungspoli-
tische Notwendigkeit.
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| Grundsätze einer sozialdemokratischen - Die Förderung altengerechter Wohnungen |

Seniorenpolitik sowie alternativer Lebens- und Wohn- |

| formen 5
|

\

-' Den Ausbau ambulanter Dienste |

Wie in allen anderen Lebensabschnitten, so - Volles Mitbestimmungsrecht in den Al-
muß es auch im Alter möglich sein, die je- ten- und Pflegeheimen

| weiligen individuellen Fähigkeiten und - Ein altengerechtes Angebot der Frei-
Neigungen allseits zu entwickeln und ein zeit-, Bildungs- und Kultureinrichtungen |

|

Leben in den gewünschten und geordneten - Den Ausbau der Altersmedizin und das

| mitmenschlichen, kulturellen und poli- Angebot entsprechender Krankenhaus-, |

| tischen Bezügen zu führen. Rehabilitations- und Pflegeplätze |

|

- Tatkräftige Unterstützung von Forschung

| Hauptziele einer sozialdemokratischen Poli- ° und Wissenschaft auf den Feldern der |

tik für ältere Menschen ist dabei die um- Geriatrie und Gerontologie. |

|

fassende Ermöglichung einer selbständigen sLebensführung sowie deren gesicherte Kon- |

tinuität. Diese Politik strebt an, die Fol- |
gen von Benachteiligungen in früheren Le- |

bensphasen im Alter soweit wie möglich zu |

mildern und menschliche und soziale Isola- |

tion, Verarmung und Vereinsamung zu verhin- |

dern. Es ist mit den Grundsätzen einer hu-
manen Gesellschaft unvereinbar, daß alte

| Menschen, die oftmals ein Leben lang gear-
beitet haben, von der Sozialhilfe abhängig, |

|

gemacht werden. |

| Eine eigenständige Lebensführung im Alter |

|

setzt zuerst ein Einkommen voraus, dessen |

Niveau in die Nähe des Erwerbseinkommens |

|

eines vergleichbaren Beschäftigten kommt. a

| Dies trifft für einen größer werdenden Teil |

| der alten Menschen nicht zu. Betroffen sind |

vor allem. Frauen, für die Lohndiskriminie- |

rung im Erwerbsleben und wegen .Kinderer-. |

ziehung ab- oder unterbrochener Erwerbs-
tätigkeit zu niedrigen Rentenansprüchen |

| führt. Deshalb fordern wir eine bedarfs- I

| orientierte Grundsicherung. Die Höhe der |

Grundsicherung muß deutlich über dem So- |

zialhilfesatz liegen. Sozialdemokraten wer- |
den den Skandal der Nichtberücksichtigung |

der Frauen der Jahrgänge vor 1921 bei der I

Anrechnung des Regeljahrs in der Rentenver- |

| sicherung sofort beseitigen. i

/ In der Seniorenpolitik fordern wir baye-

|

rischen Sozialdemokraten:

| |

|

- Die rechtzeitige Vorbereitung auf die

|

dritte Lebensphase ||
-' Die Förderung eines schrittweisen über- ih

| gangs vom Berufsleben in den Ruhestand

- Die Einbindung der älteren Mitbürger in -

I

die politischen Entscheidungsgremien |

aller Ebenen

|

it

iW
i

i}
’ |
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|i SOZIALDEMOKRATISCHE JUGENDPOLITIK Abgabe nach ihrer Wertschöpfung herange-.a zogen werden. Wir haben unsere Vorstel-

lungen dazu in Kapitel "Berufsausbildungi über ein Jahrzehnt lang haben Jungendar- als Zukunftsinvestition" präzisiert.i beitslosigkeit und Ausbildungsmisere die| Lebenschancen der nachwachsenden Generation Um der strukturellen Benachteiligung von

II nachhaltig beeinträchtigt. Mädchen bei der Vergabe von Ausbil-| dungs- und Arbeitsplatzen entgegenzutreten,u ' Der damit verbundene Prozeß der Ausgrenzung Schlagen wir eine Quotierung dieser Ar-| von Jugendlichen aus den gesellschaftlichen beitsverhältnisse vor. Diese beinhaltetN Entwicklungsmöglichkeiten hat zu einer eine entsprechende Ausweitung von Ar-i tiefgreifenden Verunsicherung der Lebens- beits- und Ausbildungsplätzen, um mögliche

IN perspektiven von jungen Menschen geführt. Verdrängungseffekte zu vermeiden.ıl
© Andererseits hat die Ausweitung und Ver- Ausgangspunkt für eine Reform der beruf-I besserung des Bildungssystems den vermehr- lichen Bildung im Interesse der Jugend-

N ten Zugang gerade von Arbeitnehmerkindern lichen ist eine geplante Abstimmung zwi-

N zu weiterführenden Schulen und Hochschulen schen Ausbildung und Beschäftigung. Die

ii) gefördert. Die Zeit der Jugend ist damit überdurchschnittlich hohe Zahl von Arbeits-i auch für die große Mehrheit der Jugend- losen unmittelbar nach der Ausbildung zeigt
N lichen zu einer eigenen Lebensphase ge- deutlich die Defizite der beruflichen Bi]-i worden, in der sich gestiegene Ansprüche an dung in Qualifikation und Berufsausrich-
a die Gestaltung von Arbeit und Freizeit ent- tung. Die betriebsspezifische Verengung der‚| wickelt haben. Der Anspruch an die Gestal- jeweiligen Ausbildung kann über eine Neu-
I tung des individuellen Lebens und die Mög- ordnung der Berufe in Form von wenigen Be-
N lichkeiten der Realisierung fallen daher rufsprofilen aufgebrochen werden. Nach

4 oft kraß auseinander. Insofern besteht zwi- einer einjährigen Grundausbildung schließt
I schen einem gestiegenen lebens- und gell- sich eine berufsspezifische Fachausbildung

N schaftspolitischen Interesse der Jugend- an (vgl. IG-Metall-Vorschläge zur Reform

' lichen und ihrer Skepsis gegenüber den der beruflichen Bildung).

ae politischen Institutionen kein Widerspruch.
| Jugendliche werden trotz inhaltlicher Uber- Bayerische Sozialdemokraten wissen die Be-

i; einstimmung mit den Grundwerten und Zielen deutung der Jugendverbände für die Jugend- |

einer demokratischen und sozialen Gesell- arbeit, für die Gesellschaft und insbeson-

|

i schaftsgestaltung von der Praxis der Poli- dere für die Jugendlichen zu schätzen. Wir
tik allzu oft enttäuscht. erkennen und fördern die jugendpolitische

| Vertretung durch die Landesjugendverbände
Die Bayerische SPD will im Rahmen umfassen- und durch den Bayerischen Jugendring. Ju- |

der Beschäftigungsprogramme und einer all- gendpolitik ist nach sozialdemokratischer |

|
gemeinen Arbeitszeitverkürzung gezielt ge- Auffassung keine Ressortpolitik; vielmehr
gen die Jugendarbeitslosigkeit vorgehen. spricht sie, wie im übrigen die Jugendver |

Wir sind im ersten Zeitabschnitt für Son- bände, alle politischen Bereiche im In- |

derprogramme, die besonders benachteiligte teresse der Jugendlichen an. Viele gesell-
Gruppen der Jugendlichen, insbesondere Schaftliche Fragen sind Gegenstand der Bil- |

Junge Frauen, fördern (vgl. gleiche Chancen dungs- und Jugendarbeit der Jugendorganisa-
für Mädchen S. 50). tionen geworden, seien dies Frieden, Um-

welt, soziale und ökonomische Zukunfts-
Die Bayerische SPD lehnt es jedoch ab. due sicherung, Gleichberechtigung von Man

n und
gendarbeitslosigkeit und Ausbildungsnot mit frau. Besonders begrüßen die Bayerischen |

bloßen Teilzeitarbeitsverhältnissen oder S0Zialdemokraten das Einmischen der Jugend-
zeitlich befristeten Maßnahmen zu be- verbände im Interesse der Jugendlichen im
kämpfen. Arbeits- bzw. ausbildungslose Ju- Politischen Bereich. Dies bedeutet für uns,
gendliche haben einen Anspruch auf qualifi- daß emanzipatorischeArbeit wieder zum Pri-
zierte Ausbildungs- und Beschäftigungsver- Mat der IUGENEPOFI

LIK werden „muß
, Für uns

hältnisse. Zur Finanzierung der notwendigen geht es nicht um "mehr Freiräume" für die
zusätzlichen Ausbildungsplätze müssen daher Jugendarbeit; vielmehr müssen Kreativität
die Unternehmen durch eine entsprechende gefördert, Projekte und Aktivitäten neu ge-

testet und erprobt werden können.



oe |
|

-19
-

A
| :

|

|

}

|

Deshalb fordern Bayerische Sozialdemokraten: Zentrales Anliegen: Verteilungs- og

| gerechtigkeit |

- Stärkung der Kinder- und Jugendhilfe- |

4 einrichtungen, der Jugendsozialarbeit

; und Erhöhung der Mittel für die Jugend- Unser Steuerrecht wird von dem Grund- |

- arbeit. satz bestimmt: "Wer wenig verdient, |

- Nach jahrelanger Kürzung bzw. Ein- zahlt wenig Steuern und wer mehr ver- |

) frierung von Mitteln für Jugendarbeit dient, zahlt mehr Steuern". Die Steuer-

|

| muß schnellstens eine konjunktur- und politik der Bundesregierung fördert je- |

| haushaltsunabhängige finanzielle Förde- doch die Tendenz, daß die Reichen noch |

| rung der Jugendarbeit und somit die reicher und die Armen noch ärmer werden.

| Planungssicherheit für die Jugendver- |

| bände erreicht werden. während die Lohnsteuerzahler jährlich

|

- Verstärkte Förderung von Projekten, die um Milliarden mehr an das Finanzamt ab- |

|

den veränderten Lebensbedingungen von führen müssen, haben sich die selbst-
Jugendlichen Rechnung tragen. veranlagten Einkommenssteuerzahler ihre |

- Insbesondere muß die Mädchenarbeit über Reform längst selbst gemacht. So sank |
Einrichtungen von "Mädchentreffs" und das Aufkommen an Einkommenssteuer in
Frauenzentren verstärkt gefördert wer- den letzten fünf Jahren um 8,2 Milliar-
den. den DM; demgegenüber stieg das Auf- |

kommen an Lohnsteuer im gleichen Zeit- |
i raum um 36,1 Milliarden DM an. Auch die - I

Einnahmen aus der Vermögenssteuer sind |

um 10 % seit der Wenderegierung zurück-
gegangen. Das hat u.a. dazu geführt, |

| daß die Realeinkommen der Arbeit-

| nehmerinnen und Arbeitnehmer seit der

|

Machtübernahme der konservativen. Bonner |

|
Regierung um 5 Prozent gesunken sind. |

| Demgegenüber stiegen die Nettoeinkommen |
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen
im ersten Halbjahr 1982 zum ersten am

- Halbjahr 1985 um 41 Milliarden DM, oder IN

real um 23,2 Prozent. Das Fazit: Unter |

der Wenderegierung hat eine scharfe Um- |

verteilung des Volksvermögens stattge- |
funden. Das Einkommen der Unternehmer I

| und Vermögensinhaber ist um 23 % ge- I

| stiegen. Die Subventionen des Staates |

|

. sind im Zeitraum 1982/85 um, sage und |

|

schreibe, 30,4 Prozent gestiegen. |

Es kann nicht verwundern, daß auch beim |

| Familienlastenausgleich von der Wende-
| regierung die Einkommensstarken bevor- |

teilt und die Einkommensschwachen be- i
j nachteiligt werden. Die Bayerische SPD i

: setzt sich dafiir ein, daB die unge- |
| rechten steuerlichen Kinderfreibeträge

wieder abgeschafft werden. Sie führen I

dazu, daß dem Fiskus das Kind eines |
Spitzenverdieners mehr als doppelt so i
viel wert ist, wie das Kind eines Nor- I
malbürgers. |
Wir Sozialdemokraten befürworten dem-

|

gegenüber eine Erhöhung des Kinder-

|
|

3

|
|

a

|

|
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I |I - gelds, das fiir alle Birger gleich hoch SOZIALDEMOKRATISCHEUMWELTPOLITIK

H
y

sein soll. Um der Forderung nach der

Il; Berücksichtigung der Kinder bei der
i Steuerlast zu genügen, befürwortet die Ziel sozialdemokratischer Umweltpolitik ist

SPD, das Kindergeld von der Steuer- es, den technischen, wirtschaftlichen und

ii. schuld abzuziehen und damit die Abwick- sozialen Fortschritt in Einklang zu bringenil lung auf das Finanzamt zu übertragen. mit der Erhaltung der natürlichen Umwelt.

II So wird unser Steuersystem nicht nur Die einzelnen Faktoren unseres Umwelt-
I! familienfreundlicher und sozial gerech- systems Luft, Wasser, Boden, Tier- und |

ul ter gestaltet, sondern auch ein wich- Pflanzenwelt sowie deren Lebensräume - dür- |

i tiger Schritt zur Verwaltungsverein- fen durch den Menschen nur insoweit beein- |I fachung geleistet. flußt werden, als dadurch das Gleichgewicht |

hi des Naturhaushalts insgesamt nicht gestört |

Ih Für ‘die bayerischen Sozialdemokraten wird und somit auch die Gesundheit und die 3
macht eine Steuerreform nur dann Sinn, natürlichen Lebensbedingungen des Menschen |

I wenn die unteren und mittleren Lohn- - selbst, der Teil der Natur ist, im Arbeits- |

a

i und Einkommensgruppen entlastet werden. ©
proze®B und im Wohn- und Freizeitbereich

ni Deshalb befürwortet die SPD eine Er- nicht gefährdet werden. |

i, hohung des Grundfreibetrags, die Aus- |

ii dehnung der unteren Proportionalzone Deshalb muß die Artenvielfalt der Natur er-

|

In und die Abflachung im Bereich der un- halten bleiben. Landschaftsplanung soll
I, teren und mittleren Progressionszone. nicht nur für ein schönes Landschaftsbild |

ee Wir fordern die konsequente Anwendung sorgen, sondern auch die Schaffung und Er-

|

I des bestehenden Steuerrechts, um alle haltung geschützter Lebensräume für Tiere |

un Formen des leistungslosen Einkommens zu und Pflanzen zum Ziel haben.

ir erfassen. Finanziert werden muß eine

in solche Reform im wesentlichen durch den Das Maß der Rohstoff- und Energienutzung
|

i Abbau von Schlupflöchern im Steuerrecht ist an diesen Zielen und an der Verantwor- |

N
i und unberechtigter Subventionen. tung gegenüber den kommenden Generationeni auszurichten.

in

|

Notwendig zur Erreichung dieser umweltpoli- |

i tischen Ziele sind

|

| 5

|

- die Umstrukturierung von Produktion und |

;
Konsum, auf Gebrauchswerte, orientiert
am gesellschaftlichen Bedarf, und der |

planmäßige Einsatz menschlicher Arbeit
für die Erhaltung der Natur |

- die Anpassung der Produktionsverfahren
\ und der Produkte an die Funktionsprin- |

zipien des Naturhaushalts, d.h. die |

Ausrichtung der Produktion nach biolo-
gischen Verfahren, Kreislaufökonomie
der eingesetzten Materialien, Effekti-
vierung und Energieumwandlung und -ein-
satz nach den in der Natur verwirklich-
ten Prinzipien, Vielfalt von Produktion
und Konsum nach den regional unter-
schiedlichen ökologischen Bedingungen
und den kulturell bedingten Unterschie-
den der Bedürfnisse.

Dazu sind

- der Wirtschaft umweltpolitische Rahmen-
bedingungen zu setzen
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- die Planungen und Maßnahmen der öffent- Aufklärung tut not - Durchsetzung |

lichen Hand an ökologischen Kriterien BET nicht inder |

zu orientieren SEEN
|

- das UmweltbewuBtsein der Bürger im war ist das Umweltbewußtsein stärker ge-
Spannungsfeld gesellschaftlicher In- worden - dies allein reicht jedoch nicht |
teressensgegensätze zu schärfen. aus. Die Bayerische SPD fordert deshalb:

i Sozialdemokraten wollen ihre umweltpoli- - Ausbau der Umweltdatenerfassung, -über- |

| tischen Ziele durchsetzen über die Anwen- wachung und -information ave cha ie

| dung des Vorsorge- und Verursacherprinzips. einer vorausschauenden Umweltpolitik |

Ziel ist es, daß das Verursacherprinzip, und ständige Verbesserung der Organi- |

| das im wesentlichen in der Korrektur be- sation des Umweltschutzes durch: |

| reits eingetretener Schäden auf Kosten der

| Verursacher besteht, im Vorsorgeprinzip als - Verstärkung der Umweltüberwachung

| einer vorbeugenden Vermeidung von Be- durch entsprechende organisa- |

| lastungen und Schädigungen durch Umwelt- torische, apparative und personelle |

| planung und -gestaltung aufgeht. Ausstattung |

|

- Aufbau eines umfassenden Meßstellen- |

| netzes (d.h. mehr MeBorte, Erfassung |

| .weiterer Schadstoffe) 4

|

- umfassende Information der Öffent-. |

| lichkeit über Zustand und Ent- |

|

wicklung der Umweltbelastungen, Ver- |

| öffentlichung jährlicher Umweltbe- |

| richte |

|

- frühzeitige Bürgerinformation und |

| -beteiligung bei allen umweltrele-

| vanten Planungen und Maßnahmen

|

- Verstärkung der Bürgeraufklärung und |

| -beratung in Umwelt- und Energie- I

| fragen und der Werbung für umwelt- |

| freundliche, energiesparende Maß- |

| nahmen und Produkte

|

|

- Förderung von in Umweltfragen enga- |

i gierten Bürgern und Gruppen, insbe- |

| sondere des "Bund Naturschutz"

|

|

|

|

|

- Verstärkung der Umweltforschung zur Un- I

| tersuchung der ökologischen, sozialen, |

ökonomischen, politischen und recht- |

| lichen Voraussetzungen für Entstehung

|

| und Bewältigung des Umweltproblenms, |

unter Mitwirkung der Gewerkschaften und

|

; unter öffentlicher, demokratischer Kon- |

trolle, einschließlich einer Wirkungs- |

| forschung für Produkte und Verfahren I
j bei Unternehmern und Staat |

|)

- Umweltvertraglichkeitspriifungen für

|

Produkte, | Produktionsverfahren und |
deren Folgen

ih

- Einführung des Fachs "Arbeits-, Gesund- |

heits- und Umweltschutz" in die Lehr- |
plane der allgemeinbildenden und der N

beruflichen Schulen sowie san den Hoch- I)

schulen. |
|I

|

|
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IN Gesichertes Wissen über umweltschddliche - Einführung der Verbandsklage für Natur-

I oder umweltschonende Produkte und Verfahren schutzverbände

|) muß stärker als bisher an den Schulen und x N ELI über die Medien verbreitet werden. = Lehrstühle für Arbeitsmedizin und Um-
7 weltforschung sind an bayerischen ,Uni- _

1 Vorhandene Gesetze sollen die Umwelt versitäten einzurichten.
i schützen. Es mangelt jedoch am strengen
He Vollzug dieser Gesetze. Vor allem fehlt das || Personal, um den Umweltverschmutzern auf| die Spur zu kommen. Wir bayerischen Sozial-

1) demokraten fordern deshalb: Umweltschutz-ii vergehen dürfen nicht länger den Charakter
I von Kavaliersdelikten haben, die nur auf| dem Papier strafbar sind.

II

i
Notwendig sind darüberhinaus: |

a - Verbesserung des gesetzlichen Instru-
1 mentariums und Erweiterung des mMaß-

I nahmekatalogs; Ablösung des Verur- |

| sacher- und Gemeinlastenprinzips durch
i das Prinzip der Herstellerverantwort-i lichkeit und die Hinwendung zum Ver- |

‘| meidungs- und Erhaltungsprinzip; eine
a Beweislastumkehr mit der der Investor |

ae zum Nachweis der Umweltverträglichkeit
i seines Produkts gezwungen wird; Verbot

und vorübergehende Stillegung des Be-

In triebs von Anlagen schon bei Verdacht
1 auf Umweltschädigung, Verpflichtung zur

ii Nachrüstung veralteter Anlagen. Fest-
I legung gesetzlicher Mindeststandards
I der Umweltqualität mit regional dif-

ferenzierter Verschärfungsmöglichkeit
| nach ökologischen, sozialen und kultu-

rellen Bedingungen |
- Verbesserung der personellen und sach-

lichen Ausstattung der Gemeinden und
überwachungsbehörden im Umweltschutzbe-
reich

-
Absicherung und Erweiterung der öffent-
lichen Kontrolle und Mitwirkung bei Ge-
nehmigung zur Errichtung und Verän-
derung von Produktionsanlagen

- . Verstärkung der Zusammenarbeit und der
Einflußmöglichkeiten der betroffenen
Bürger

} - Paritätische Mitbestimmung der Arbeit- ;

nehmer und ihrer Gewerkschaften in
allen umweltrelevanten Bereichen und
Problemen
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‚Für ein ökologisches Sofortprogramm - (Schwefeldioxyd, Stickoxyden, Staub, |

| gegen Waldsterben, Vergiftung von Wasser, usw.), Ausbau des ÖPNV und des Rad- |

| Boden und Luft und die Zerstörung von Natur wegenetzes, Katalysatorzwang und Ge- |)

\ und Landschaft. schwindigkeitsbegrenzung von 100 km/h |

i auf Autobahnen und 80 km/h auf Land- |
Von Jahr zu Jahr spitzen sich die ökolo- straßen, Einsatz umweltfreundlicher |

gischen Probleme zu. Trotz der anhaltenden Technologien, .insbesondere bei der |

] Zerstörung der natürlichen Lebensgrund- Raumheizung (z.B. Fernwärme und Gas |

lagen, trotz Lebensmittelskandalen, fort- statt Öl und Kohle)
dauernder Luftverschmutzung, Zersiedlung |

der Landschaft in Bayern, hat es die CSU
- Offenhalten von klimatisch wichtigen |

versäumt, den ökologischen Erfordernissen Freiflächen und Schutz von Waldge-

| in ausreichendem Maße Rechnung zu tragen. bieten, intensiverer Schutz der Rein- |

| Die Fixierung der CSU auf die Interessen luftgebiete durch Verbesserung des Bun- |

| der Industrie und der Großgrundbesitzer desimmissionsschutzgesetzes
ae |

führt zur Blockade dringend notwendiger |

| Maßnahmen und Gesetze im Umweltbereich. - Reduzierung der Lärmbelästigung am Ar- |

| Erst der anhaltende Druck der bayerischen beitsplatz, im Wohn- und Freizeitbe- |

Bürger und der Sozialdemokraten haben zur reich durch Lärmbekämpfung an der
| Aufnahme des Umweltgedankens in die Baye- Quelle (Produktionsverfahren, Kfz |

| rische Verfassung und zu einem Maßnahmen- usw.), Verkehrsberuhigung, Herabsetzung
| katalog geführt. Durch die schönen Worte der geltenden Lärmgrenzwerte sowie
| der CSU allein werden die umweltpolitischen passive Schallschutzmaßnahmen, wo prä- |

| Probleme Bayerns aber nicht weniger. Statt ventive Maßnahmen nicht mehr greifen |

| der Worte braucht es Taten. Finanzmittel können |

| der öffentlichen Hand müssen umgehend vor
| allem in folgenden Bereichen verstärkt ein- - Überprüfung von Umweltchemikalien und |

gesetzt werden: Arbeitsstoffen auf gesundheits- und um- |

| weltgefährdende Eigenschaften vor Auf- |
- Verbesserung des Grundwasserschutzes nahme der Produktion, Überwachung der |

und der Wasserqualität der Oberflächen- Herstellung, Behandlung und Anwendung |

Pe
o gewässer durch Ausbau der Kläranlagen von Lebensmitteln, Arzneimitteln und |

| mit biologischenund chemischen Stufen, Pestiziden, Umweltverträglichkeitsprü- |)

| Verschärfung des Abwasserabgabenge- fung bei allen umweltwirksamen öffent- |

|

| setzes, Verbot der Verwendung von lichen und privaten Investitionen und |

Phosphaten in Wachmitteln, Reduzierung Erstellung von Wirkungskatastern, ins- |)

| der Wärmebelastung durch Abwärmenutzung besondere eines bundesweiten Krebs- |

| und Erhebung einer Abwärmeabgabe für katasters ||
| Großemittenten, Einführung einer Stark- I

verschmutzerabgabe und emittentennahe - Verbot der Verwendung von Streusalz im |

überwachung Straßenwinterdienst |
IH

-. Sicherung des natürlichen Wasserhaus- - Erstellung von Bodenkatastern |

| halts durch verstärkte Wasserrückhal- |

tung, Regenwasserversickerung, Erhal- - Erfassung, Sicherung, Überwachung und |
i tung der natiirlichen Wasserspeicher und Sanierung .der Altlasten, wobei die |)

Grundwasserleiter, Maßnahmen zur Ver- Finanzierung aus einem von der In- i
ringerung des Wasserverbrauchs, Abbau dustrie zu finanzierenden Altlastenfond |)
der Tarifvergiinstigungen für gewerb- erfolgen muß

|

liche Großverbraucher, Wiederverwendung i i |
; - Verhinderung des fortschreitenden Land- 1

See Te eee er ronan schaftsverbrauchs durch Umorientierung il
der Verkehrswege-, der. Wohnungsbau- und

|

- . Sanierung der Luft, Reduzierung der Siedlungsplanung; Schutz intakter Öko- |
Emissionen aus Produktionsanlagen, systeme, Ausbau des Artenschutzes, ver- —

ff

Kraftwerken, Kfz-Verkehr und Hausbrand stärkte Festlegung besonderer Schutzge- |)

durch Abgas- und Abluftreinigung biete (Natur-, Landschaft-, Wasser-)

|
:

||
|
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i - Orientierung der Raumordnung, der lLand- GESUNDHEIT DURCH GESUNDE UMWELT

I schafts-, Struktur-, Stadtentwick-

II lungs- und Bauleitplanung an sozialenI) und ökologischen Kriterien sowie Ent- Eine vergiftete Umwelt schädigt alarmierend

N wicklung von Kriterien für die Stand- die menschliche Gesundheit. Nicht, nurI ortplanung für industrielle Ansied- pflanzliche Organismen sterben; auch wir
Wes: lungen. Menschen werden in wachsendem Maße direkt

I) geschädigt. Die vielen chemischen Stoffe ina der Umwelt, deren Auswirkungen für Menschi : und Natur noch weitgehend unbekannt sind,1 schwächen zusammen mit anderen Umweltschad-‚| stoffen die Körperabwehr. ‚Das menschliche

in Immunsystem reagiert: AllergieerkrankungenI steigen sprunghaft an. Betroffen davon sind
|) E vor allem Kinder und ältere Menschen. So

ne leiden rund 400.000 Kinder jährlich an

N Hauterkrankungen; 600.000 Kinder habenii Asthma.

li) Dies ist.nur die Spitze des Eisbergs. Unbe-

u stritten ist, daß Umweltfaktoren folgende
ii Krankheiten verursachen oder verstärken:
I '

i -
Atemwegserkranken

i - Herz- und Kreislauferkrankungen

I,

-
Schädigungen von Leber und Nieren

ir

- bösartige Tumore

Ji
ll

- Hauterkrankungen

IN -
Erbgutveränderungen

- Mißbildungen.

a Der Zusammenhang zwischen Umweltschad-
stoffen und menschlicher Gesundheit ist

: offensichtlich, aber zu wenig er-
! forscht. Die beste Vorsorge ist eine

konsequente Umweltschutzpolitik, die
diese Schadstoffe gar nicht erst ent-
stehen läßt und damit - neben der Er-
haltung unserer natürlichen Lebens-
grundlagen - das kostbarste Gut des
Menschen, seine Gesundheit, schützt.

Gesundheitspolitik muß stärker auf Vorsorge
zielen. Die bayerischen Sozialdemokraten
fordern:

- die Erforschung der umwelttoxikolo-
i gischen Einflüsse auf den einzelnen

Menschen sind schwerpunktmäßig zu
erforschen

- die Schadstoffe in der Umwelt, be-
sonders im Arbeits- und Wohnbereich,
sind zu vermindern

- schadstoffreie Lebensmittel haben
Vorrang

- die Umweltmedizin ist besonders zu
fördern
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- Produktionsverfahren und Arbeits- Umweltschutz am Arbeitsplatz |

plätze, die die Gesundheit besonders und im Betrieb |
gefährden, sind vermehrt zu über- |
wachen Umweltschutz und menschengerechte Gestal- |

, - gesundheitliche Aspekte bei der Ge- tung der Arbeitsplätze bilden eine Einheit;
staltung und Schaffung von Arbeits- demgemäß ist die Verbesserung der Arbeits- |

plätzen sind bereits in der Planung bedingungen in den Betrieben eine vor- |

) zu berücksichtigen. rangige Zielsetzung sozialdemokratischer |

Umweltpolitik: |

- Einsatz des technischen Fortschritts
zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen |

’
(Lärm, Schadstoffe, Hitze u.a.) durch -

|

die Einführung gesundheitsschonender

|

; Produktionsverfahren - Verringerung der |

Schichtarbeit |

- Verstärkung des Arbeitsschutzes und |

Uberwachung durch die Gewerbeaufsicht |

- Ausbau der Arbeitsmedizin und der be- |
triebsärztlichen Betreuung und Uber- |

wachung |

- Verstarkte arbeitsmedizinische Be-

|

treuung der Betriebe und Verwaltungen

|

- Paritätische Mitbestimmung der Arbeit- |

nehmer und ihrer Gewerkschaften im Be-

|

trieb und auf Unternehmensebene, ausge- |

dehnt auf alle umweltrelevanten Be- oe

reiche und Probleme

|

-. Sicherung der. Arbeitsverhältnisse bei
umweltpolitisch notwendigen Voll- oder |

Teilstillegungen.

|
|

I
|
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Is Für den ökologischen Umbau der Produktion Tierschutzpolitik der Bayerischen SPD

In und eine ökologische Umorientierung des| Konsums
ae Weltweit werden jährlich etwa 300 Mio. Ver- |

I Umweltpolitik hat sich in der Vergangenheit suchstiere einer grauenvollen Prozedur un-

ii im wesentlichen darauf beschränkt, auf be- terzogen. Sie werden eingesetzt für For-.2 reits eingetretene Umweltschäden zu reagie- schungs- und Versuchszwecke der Industrie,
|. ren. So wichtig dies ist: Reparatur allein der Waffenentwicklung, der Raumfahrt undi genügt nicht. Die Anpassungsstrategien müs- der Gentechnik.
I) sen zu Vermeidungsstrategien weiterent-

IN wickelt werden. In unserer Rechtsordnung ist das Tier alsI Sache eingeordnet. Wir betrachten das Tiera Das bedeutet, daß die Produktion. umstruk- als unser Mitgeschöpf. Tierschutz hat sichi turiert werden, der Konsum sich umorien- an dieser Maxime auszurichten.i tieren muß. Deshalb ist vor. allem zu for-ie dern: Die bayerischen Sozialdemokraten fordern

IN - Analyse von Produkten und Produktions- deshalb ein prinzipielles Verbot von Tier-a verfahren auf umwelt-, rostoff-, ener- versuchen,d.h.u gie- und sozialbelastende Wirkungen bei
u Herstellung, Ge- bzw. Verbrauch und Be- %- Verbot, ohne Ausnahme, von. Tierver-

il seitigung sowie Entwicklung von Alter- suchen für Kosmetika, Genußmittel- undIl nativprodukten und alternativen Produk- zur Waffenentwicklung und -erprobung
1 tionsverfahrenI - Gezielte Steuer- und Ausgabenpolitik - gesetzliche Definition und präzise In-
i und gesetzliche Normierung zur. Ein- dizierung für Ausnahmen im ‘medi-

ji führung langlebiger, wartungs- und re- zinischen Bereicha paraturfreundlicher Gebrauchsgüter: in
il Zukunft sind Regularien (gesetzlice - über Ausnahmen befinden Ethikkommis-
| Regelungen, Abgaben, steuerliche Vor- __sionen, die in Drittelparität zusammen-

ii teile) einzuführen für den Ausstoß von gesetzt sind: Aus Vertretern der Tier-
il Schadstoffen, unnötiges Verpackungs- versuchsinteressenten, Vertretern der
' material, das Einleiten giftiger Ab- geisteswissenschaftlichen Fakultäten

| wässer in Flüße und Seen, die Abwärme und von Tierschutzorganisationen be-
ee aus Kraftwerken und Industriebetrieben, nannten Fachleuten

die unsere Flüße aufheizen, sowie für
Chemikalien, die unsere Böden belasten.

-
Abgaben für alle durchgeführten Tlier-

Wer seine Produktion umstellt und versuche, die einem Fond zur Er-
Schadstoffe vermeidet, kann sich von forschung von Alternativmethoden zuge-
der Abgabe befreien. So wird mit dieser führt werden
Abgabe auch ein Anreiz geschaffen,
energieeinsparende und umweltschonend

- Verpflichtung des Staates - aber auch
Technologien zu entwickeln aller Organisationen, die Tierversuche

- Verbot von umweltzerstörenden Ressour- durchführen - Alternativmethoden zu
cen, verschwendenden und sozial be- entwickeln bzw. zu fördern |

lastenden Produktionsverfahren und Pro-
dukten.

- Einrichtung von Datenbanken für Tier-
versuche, um Doppelversuche zu ver-

Notwendig sind Investitionsprogramme und hindern
Maßnahmender öffentlichen Hand in den öko-
logisch besonders bedeutsamen Bereichen: - Bestellung von Tierschutzbeauftragten,
Energiewirtschaft, Verkehrssystem, Abfall- die selber keine Tierversuche durch-

- wirtschaft und Landwirtschaft. führen dürfen.
| Wir fordern weiterhin

- die Einschränkung der‘ tierquälerischen
Massentierhaltung
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- ein Verbot der Batteriehühnerhaltung FÜR EINE HUMANE UND UMWELTFREUNDLICHE
|

- ein Verbot des Medikamenteneinsatzes, VERKEHRSPOLITIK

|

außer für Heilzwecke i
\ - detaillierte Vorschriften für artge- |

? rechte Haltung auf der Grundlage der Die SPD will die Industriegesellschaft Ööko- |

Erkenntnisse der Tierverhaltensforschung logisch erneuern. Für den Verkehr in der |

| - ein Verbot für quälerische Tiertrans- Industriegesellschaft heißt dies: Er muß

porte und das Gebot, Schlachttiere am einer arbeitsteiligen und hochtechnisierten

|

nächstgelegenen Schlachthof zu töten Volkswirtschaft, aber auch einer fortge- |

- Berufsausbildungspflicht und Befähi- schrittenen Freizeitgesellschaft ent-
gungsnachweisfür den Zoohande] sprechen. Er darf andererseits nicht Natur

- ein Verbot der Haltung und des Handels und Landschaft schädigen und menschliche |

mit exotischen Tieren und die strikte Gesundheit bedrohen.
Einhaltung des Washingtoner Arten-

|

schutzabkommens. Bayern wird insbesondere durch einen na- |

tionalen und internationalen Schwerlast-

|

verkehr belastet. Die Autobahn Würz- |
burg-München-Landesgrenze ist eine der |
meist befahrenen Strecken Europas mit Mas- 4A

senunfällen und einem hohen Maß an Umwelt- ~
|

belastung. Der Güterfernverkehr auf Bayerns
Straßen wird bis zum Jahre 2000 voraus- |

sichtlich noch einmal um mehr als 70%, der |

‘nationale und internationale Transitverkehr i)

sogar um 111% anwachsen. Demgegenüber soll |

der Eisenbahnverkehr stagnieren. Diese
Prognose darf nicht Wirklichkeit werden. |

wir Sozialdemokraten fordern daher:

|

- Der Verkehr auf der Schiene ist gegen- |

über dem Straßenverkehr zu fördern. |

Massengüter müssen auf die Schiene. Der >
Staat darf die Bundesbahn gegenüber dem
Straßenverkehr nicht länger benach- |
teiligen. Die Bundesbahn-Neubaustrecken |
Aschaffenburg-Würzburg-Nürnberg-München |
und Ulm-Augsburg-Miinchen bis zur Lan- |

desgrenze sind unverzüglich zu bauen, I
weitere in Angriff zu nehmen. \

- Dabei ist jedoch auf ökologische Be- i

\ lange und auf die Kriterien von Kapa- II
f zität und Angebot größeres Gewicht zu i

legen, als auf den reinen Gewinn an Ge- N

\ schwindigkeit. Entsprechend der Ver- N

größerung dieses Angebots sind die |

innerdeutschen Kurzflugstrecken zu |
streichen.

- Für Hunderttausende von Arbeitnehmern

|

im Berufsverkehr müssen endlich auch i
die Mittelstrecken der Bahn verbessert |
werden. Ober- und Mittelzentren sollen |
im Taktverkehr erreichbar sein. Die ff
Tarife für Berufstätige, Studierende

|

und Schüler haben eine unzumutbare

|
|)

|
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ae Obergrenze erreicht. Sie’ miissen gesenkt terer Verkehrsverbiinde sowie die Be-

M
i!

werden. Mit der übrigen Tarifgestaltung schaffung von Bussen und den Ausbau

N
)

soll Verkehr von der Straße auf die der Bahn bezuschußt. Weiter strebenil Schiene gezogen werden. In München und wir eine Integration des Schülerver-i Nürnberg sind die U- und S-Bahnen kehrs in den öffentlichen Linienver-7 weiter auszubauen. kehr an,a - die Städte und Landkreise ihr Ange-| = Die Bundesbahn muß attraktiver und bil- bot an öffentlichen Verkehrsmitteln
a liger werden. Eine attraktivere Preis- in engerer Zusammenarbeit mit der

IN gestaltung und eine Absenkung der Bundesbahn verbessern. Dazu gehört _

ln Tarife soll das Umsteigen vom Auto auf die Vereinheitlichung der Tarife und

nl
)

die Bahn fördern. Anstelle der Stil- der Fahrscheinautomaten ebenso wieI legung von Schienenstrecken und Ver- die Errichtung von Stellplätzen für

u) schlechterungen des Service "im Be- Autos,. Motorräder und Fahrräder ani . zirks- und Nahverkehr ist das Angebot den Haltestellen im Außenbereich derI der öffentlichen Verkehrsmittel in Städte,

IN Bayern zu verbessern, indem - ein Abbau der Verkehrsspitzen durch
eine Staffelung der Schul- und Ar- °I - modernes Wagenmaterial geschafft beitszeiten ermöglicht und eine Aus-li wird, dünnung der Fahrtakte am Abend und

u
- die Bahn im Wettbewerb gestärkt wird. am Wochenende verhindert wird,

I - Dies ist z.B. möglich durch die Ein- - der Straßenbau ist auf Lücken-
a führung einer von Verkehrsmitteln schließungen, umweltfreundliche
1 unabhängigen Entfernungspauschale im Ortsumfahrungen, auf Lärmschutz- und
a x Steuerrecht, einem Verzicht auf die Verkehrssicherheitsmaßnahmen sowie
i) Mineralölsteuer für öffentliche Ver- auf den Radwegebau zu konzentrieren.

Te kehrsmittel und einer Ubernahme al- Für Kfz sind Abgaswerte vorzuschrei-
a ler Altschulden der Bahn durch den ben, die dem jeweiligen Stand des
| Bund. technischen Wissens entsprechen.

W
h

Dies ist durch den sofortigen, ge-

i)

- Vorrang für Busse und Bahnen in setzlich vorzuschreibenden Einbau
I .

Bayern. Ein verbesserter öffent- von Abgaskatalysatoren in alle Neu-
licher Nahverkehr bringt mehr Le- wagen und die finanziell geförderte

By bensqualität in .die Städte und Land- Umrüstung der Altwagen innerhalb

j kreise, macht die Innenstädte einer ‘angemessenen Frist zu er-
attraktiver und vermindert die Ab- reichen,
hängigkeit der Bürger im ländlichen - auf Autobahnen ist das Tempo 100
Raum vom Auto - ganz zu schweigen km/h, auf Bundesstraßen das Tempo 80
von seinem umweltschützenden Wert. km/h einzuführen, nicht nur um die
Deshalb müssen die Verbesserungen im ökologische Belastung zu mindern,

|

Nahverkehr von Bund und Land, Bun- sondern auch um die Zahl der Ver-
desbahn und Kommunen gemeinsam ge- kehrstoten und -verletzten wirksam
tragen werden. Gegenteilige Entwick- zu senken.
lungen - wie der Rückzug der Bahn - für innerstädtische reine Wohn- und
aus der Fläche - haben eine ver- Spielstraßen ist die Geschwindigkeit
heerende Wirkung. auf 30 km/h vorzusehen.

Die SPD tritt dafür ein, daß

- ein weiterer Pfennig aus der
Mineralölsteuer für Investitionen in
den Öffentlichen Personen -Nahverkehr N

: aufgebracht wird,
- der Freistaat Bayern sich finanziell

am Ausbau des öffentlichen Nahver-
kehrs beteiligt und den Aufbau wei-
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VERMEIDEN UND VERWERTEN STATT WEGWERFEN -stoffe, wie Kies und Sand
,

werden geschont
und die Naturzerstörung durch verminderten |

Kiesabbau reduziert. Die nach Aussortierung |

\ Die Weqwerfgesellschaft beginnt zu _er- noch verbleibenden Reststoffe sind sicher -

|

sticken! und rückholbar zu deponieren. Es müssen An- |

Das Müllvolumen Bayerns hat in den letzten reize geschaffen werden, die Bürger zu ver-

|

| 10 Jahren um 60 % zugenommen. Die Hälfte anlassen, den Kauf von Verpackungsmaterial |

} des Hausmülls besteht aus Verpackungen. zu unterlassen.

|

Mülldeponien und Müllverbrennungsanlagen |

reichen nicht mehr aus. Die Abfälle wachsen Der. weitere Ausbau der Abfallverbrennung |

uns, wenn nichts geschieht, über den Kopf. ist wegen der Schadstoffbelastung von Luft
Das Gebot der Stunde heißt: Müllvermeidung. und Wasser und der Vernichtung von Biomasse |

und Bodennährstoffen abzulehnen. Bestehende |

Die Bayerische SPD fordert daher eine Abfallverbrenungsanlagen sind mit optimalen |

grundlegende Umorientierung der Abfallwirt- Verbrennungstechniken zu betreiben und mit
schaft. An die Stelle der vorherrschenden Rauchgas- und Abwasserreinigungsanlagen |

energie-, rohstoff- und landschaftsver- nach dem neuesten Stand der Technik und der
schwendenden und die Umwelt belastenden Wissenschaft auszustatten. Die Verbrennung
reinen Abfallmengenverwaltung und -besei- von Kunststoffen ist umgehend einzustellen;
tigung muß eine Abfallwirtschaft treten, sie müssen getrennt eingesammelt bzw. aus-
die sich am Ziel der Ressourcenschonung, sortiert und bis zu einer umwelt- und ener-

|

der größtmöglichen Schadstoffreduzierung gieschonenden Wiederverwertung zwischenge- |

und der Einordnung in die natürlichen lagert werden. |

Stoff- und Energiekreisläufe orientiert.
Der Betrieb bestehender Abfallverbrennungs- |

Dazu notwendig sind Maßnahmen im Produk- anlagen ist im Zuge des Ausbaus von Recyc- ı
tionsprozeß, die die Verwendung von Schad- ling und Kompostierung schrittweise zurück-
stoffen und deren Verteilung auf die End- zufahren.
produkte weitestgehend vermeiden, die Ent-
wicklung von rohstoff- und energiesparenden Restmüll wird es immer geben. Die 14 Müll- |

Produktionsverfahren sowie von Produkten, verbrennungsanlagen in Bayern reichen dann
die biologisch abbaubar, d.h. in den natür- aus, um den nicht verwertbaren Restmüll zu
lichen Stoffkreislauf rückführbar sind (Ab- beseitigen. Der Bau weiterer Verbrennungs- N

fallvermeidung und Produktentgiftung). anlagen ist somit nicht notwendig. 4

überfälliger erster Schritt: das sofortige
Verbot der Einwegverpackung.

Der Hausmüll und der hausmüllähnliche Ge- |
werbemüll ist dezentral, verbrauchernah in iy

organische Abfälle und Altstoffe zu tren- ı

nen, d.h. organische Abfälle dem natür- i
lichen Stoffkreislauf durch Kompostierung

; |

\ wieder zurückzuführen; alle Wertstoffe wie- l
der dem Produktionsprozeß zuführen. Da die |
Organisation

- des Vor- und Aussortierens |

4 nicht einfach ist, müssen Staat und Kom- N

munen eine Schrittmacherfunktion über- i
nehmen. Diese besteht auch in Aufklärung. |
Kommunale Sammelstellen müssen in zumut-

i

barer Entfernung liegen. |
Bauschutt und Erdaushub müssen aussortiert

|

und wiederverwertet werden. Allein in |
Bayern stellen sie rd. die Hälfte des ge- q

samten Abfalls. Durch die Wiederverwertung h

kann bei diesen großen Mengen viel Deponie- i
raum eingespart werden. Die knappen Roh-

|

i

|

n i
|

1
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I N FÜR EINE UMWELTSCHONENDE UND Naturteile ihrer Böden brachliegen las-

nt EXISTENZSICHERNDE LANDWIRTSCHAFT sen, feuchte Wiesen erhalten, Hecken
neu pflanzen, Wassergräben offen las-u sen, an Gewässern Schutzzonen nicht be-I Der ländliche Raum ist Lebens- und Arbeits- wirtschaften.

ue stätte; er stellt wichtige natürliche Res-

u) sourcen zur Verfügung, deren Wert unsere Auch im ländlichen Raum wird nur eine um-I nach wie vor industriell geprägte Gesell- weltverträglich betriebene Wirtschaft zuil schaft zunehmend erkennt. Ein unkontrol- nachhaltigen Erträgen führen und auf diesell lierter Wandel der vorhandenen Wirtschafts- Weise einer gesunden ländlichen Entwicklungi struktur im ländlichen Raum birgt u.a. die die Basis geben können. Gleichzeitig ist| Gefahr der Entleerung ganzer Regionen und die umweltverträgliche Landbewirtschaftung
a der Zerstörung der ländlichen Sozialstruk- Vorbedingung für die Produktion einwand-ii tur in sich. Dagegen sich zur Wehr zu freier Lebensmittel zu angemessen Preisen.I setzen ist das Prinzip, den unvermeidlichen\ Strukturwandel sozial- und ökologisch-ver-i traglich ablaufen zu lassen!

i Wir Sozialdemokraten wollen gesicherte
i Existenzen in einer umweltschonenden Land-
A wirtschaft. Der Jlandliche Raum ist

H
e gleichermaßen Lebensgrundlage für die ‚Land-

| bevölkerung, Existenzgrundlage für die
i Landwirte, schützenswerter .Natur-, Er
We holungs- und Freizeitraum für Städter, so-

i wie Fremdenverkehrsraum. Sozialdemokra-
‘i tische Agrarpolitik berücksichtigt all

N diese Funktionen gleichermaßen. Sie setzt

N sich daher folgende Ziele:

il = SCHUTZ und Förderung bäuerlicher

in Existenzen.
- Reform des EG-Agrarmarkts durch Abbau

as der Überschüsse :

- Versorgung der Bevölkerung mit preis-
werten, hochwertigen und schad-

| stoffreien Lebensmitteln.
- Schutz und Pflege von Natur und Land-

schaft.
- Bereitstellung von Freizeit- und Er-

holungsräumen.
- Erhalt einer lebenswerten, dörflichen

e Kultur.
= SCHUTZ und Förderung bäuerlicher

:

Existenzen; vorrangig jener, die sich
für gesunde umweltschonende Produk-
tionsweisen entscheiden.

- Reform des EG-Agrarmarkts durch Abbau
der Überschüsse.

- Versorgung der Bevölkerung mit preis-
werten, hochwertigen und schad-
stoffreien Lebensmitteln. :

- Im Vordergrund staatlicher Förderung
steht die Lebensmittelqualität, nicht S

: die Quantität.
-. Förderung jener Landwirte, die im In-

teresse der Erhaltung der vielfältigen
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EG-AGRARMARKT REFORMIEREN liche Existenzen werden vernichtet, die

|

Umwelt durch intensivere Produktion zu- i
nehmend belastet. |

) Die EG-Agrarpolitik befindet sich in
| einer Sackgasse. Landwirte, Steuer- Die SPD fordert eine marktgerechtere |

zahler und Verbraucher sind mit dieser Agrarpolitik für landwirtschaftliche j

\ Politik unzufrieden Die Kosten der Produkte. Die EG-Marktordnungen müssen |

Agrarpolitik explodieren, ohne daß es geändert und auf ihre ursprünglichen |

gelungen ist, vor allem den kleineren, Funktionen wie z.B. die Grundab- |

in ihrer - Existenz geftdhrdeten, . land- sicherung der Marktpreise und den Aus- |

wirtschaftlichen Betrieben ein ange- gleich saisonaler Schwankungen zurück-

|

messenes Einkommen zu sichern. Während geführt werden. Bei. UberschuBprodukten |

die Kosten der EG-Agrarpolitik von wie Getreide, Milcherzeugnissen oder |

1981-85 um 80 Prozent auf mittlerweile Rindfleisch darf es zukünftig keine i
45 Mrd. DM gestiegen sind, gingen die ständige Interventionsverpflichtung der
Einkommen der Landwirte von 1981-84 um EG mehr geben. |

8 Prozent zurück. |

Das Außenschutzsystem muß beibehalten
Bei den Bauern kommt nur rund ein werden, um die EG-Erzeugnisse gegenüber
Drittel der finanziellen Mittel an. Von Billigeinfuhren aus Drittländern und 1

den Marktförderungen profitiert in damit einem Verdrangungswettbewerb zu 2

erster - Linie die Verarbeitungsin- Lasten der kleineren Betriebe abzu-
dustrie, wie z.B. Molkereien, Schlacht- sichern. Die Agrarpreise werden nicht |

höfe und Zuckerfabriken, Landhandel und auf das "Weltmarktniveau" abgesenkt. |

Lagerhaltung. i
; Bei Überschußprodukten wird ab einer |

Se i Freigrenze eine nach der Menge ge-
Die UberschuBproduktion auf den Agrar- staffelte Mitverantwortungsabgabe er-

|

märkten hat mittlerweile gewaltige Aus- hoben. Eine marktgerechte Preispolitik |

maße angenommen. In den Lagerhausern schafft - bei Zurückführung der über- |

der EG liegen z.zt. 1,3 Mio. Tonnen höhten Marktordnungskosten - in der EG

|

Butter, 850.000 Tonnen Rindfleisch und den finanziellen Spielraum fiir direkte |

900.000 Tonnen Magermilchpulver und 20 betriebsbezogene und flächenabhängige I
Millionen Tonnen Getreide. Die über- Einkommenshilfen für die Landwirte. a.
schußbestände haben einen Wert von ca. i
25 Mrd. DM. Die jährlichen Lagerkosten |

betragen über 5 Mrd. DM. In der EG wer-
|

den volkswirtschaftliche Ressourcen |
(Boden, Arbeit, Kapital) in einem un- i
vorstellbaren AusmaB verschwendet. ;

|
Die Einkommen der Landwirte können zur )

I Zeit deshalb nicht mehr über höhere |Agrarpreise gesichert werden. Wer ange- i
sichts der steigenden überschußproduk- q

\ tion und dem damit verbundenen immensen N

Finanzaufwand noch eine aktive Preis- a

politik fordert, will anscheinend nicht \
mehr wahrhaben, daß das jetzige System q

der nahezu unbegrenzten Interventions- |
pflicht. des Staates nicht mehr f.inan- l
zierbar ist. Die einseitige Ausrichtung A

auf die Preispolitik hat zur Folge, daB q

die Landwirte immer mehr produzieren |
müssen, um ihr Einkommen zu sichern.
Langfristig ist dieses System zum |
Scheitern verurteilt. Landwirtschaft-

|

|
\

1

; |

1

i
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\ Bäuerliche Existenzen sichern Bewirtschaftungsentgelte für dieN Leistungen der Landwirte zur Erhaltung
I wir Sozialdemokraten wollen die der Kulturlandschaft z.B. zur SicherungI | Existenz bäuerlicher Familien sichern und Pflege wertvoller ökologischeri und zwar in der Voll-, Zu- und Neben- Flächen. Diese Leistungen müssen venI erwerbslandwirtschaft. Wir erstreben der Gesellschaft honoriert werden.le daher leistungsgerechte Einkommen und
a tragfähige soziale Sicherungssysteme Ausgleichszahlungen bei einer exten-il für die Landwirte. Kleine und mittlere siven Bewirtschaftung bisher intensivI) Landwirte bedürfen unserer besonderen genutzter Flächen bzw. für die Um-I Unterstützung. Agrarfabriken sind zu widmung solcher Flächen für Zwecke des

Id verhindern. Natur- und Gewässerschutzes.

| Die SPD lehnt einzelbetriebliche Pro- Zum Schutz der bduerlichen Familienbe-a duktionsquoten und Kontingente als Mit- triebe müssen Bestandsobergrenzen bei

Ih tel zur Verminderung der Überschüsse der Pachtung und in der Tierhaltung

nl ab. Quoten führen lediglich zu einer eingeführt und der Viehbestand an diei weiteren Reglementierurig und Bürokrati- Fläche gekoppelt werden. Eine flächen-in sierung des. Agrarmarkts. Die Er- unabhängige Produktion auf Kosten der
I) fahrungen mit der Milchmengenkontigen- Natur muß verhindert werden.
ll tierung zeigen, daß damit nur ein

staatlich gelenkter Verdrängungswettbe- Bayerische Milchbauern bedürfen einer
i werb zu Lasten der kleineren und mttt- kurzfristigen, rasch wirkenden Hilfe.In leren Betriebe eingeleitet wird. Die CDU/CSU-Milchmengenregelung ist un
I sozial, rücksichtslos gegenüber
I Wir wollen eine marktgerechtere Preis- kleineren Betrieben, ungerecht und re-

fi: politik, die den Landwirten den Anreiz gionalpolitisch verfehlt. Mit baye-
il nimmt, ohne Rücksicht auf die Marktver- rischen Agrarmitteln müssen Milchmengen
1 hältnisse und auf Kosten der Umwelt im- auf dem Markt gekauft und Landwirten

ln mer intensiver zu produzieren. Sie muß zugeteilt werden, die durch die Milch-
aber durch eine neue Einkommenspolitik mengenregelung in Existenznot oder in

i: für die Landwirte ergänzt werden. besondere soziale Notsituationen ge-
raten sind.

an Zur Erhaltung der bäuerlichen Familien-
betriebe, von denen trotz steigender
Agrarausgaben ein Großteil in ihrer

| Existenz gefährdet sind (rd. 30.000 Be-
triebe in Bayern), müssen direkte Ein-
kommenshilfen gezahlt werden. Solche
Hilfen müssen produktionsneutral sein,
d.h., personen-, flächenbezogen und
nach Betriebsgröße und Standort ge- 5

staffelt (Bevorzugung der benachteilig- 5

ten Gebiete).

Direkte Einkommenshilfen haben in einem
Gesamtkonzept zur Einkommenssicherung
für die Landwirtschaft folgende Auf-
gaben:

Ausgleich der Einkommensverluste, die
den Landwirten bei einer marktgerech-
teren Preispolitik entstehen. Die :

: Existenz gefährdeter Betriebe, deren
Standardbetriebseinkommen unter einer
Grenze von 30.000 DM im Jahr liegt, muß
durch direkte Hilfen abgesichert werden.
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Landwirte in der Sozialversicherung Umweltfreundliche Landwirtschaft |

entlasten
Wir Sozialdemokraten lehnen landwirt- |

schaftlichen Raubbau an. der Natur ab |
Durch gestaffelte Beiträge zur Sozial- und sind deswegen gegen |
versicherung der Landwirte müssen ; i ä

|

| kleinere und mittlere Betriebe -ent- -
eine durch falsche Subventionspoli- |

i lastet werden. Wir Sozialdemokraten tik erzwungene Uberproduktion |
wollen in der Sozialversicherung, vor ‘ - a i : |
allem in der Alterssicherung, eine so- - eine Überdüngung der Boden mit nach- |

zial gerechte Lastenverteilung bei ent- folgender Nitratauswaschung und |

sprechender Eigenleistung der Landwirte. Grundwasserverschmutzung |

- den rücksichtslosen: Einsatz von Her- |

Nebenerwerbslandwirte sind keine biziden und Pestiziden, insbesondere |

NebGhGAPhe
oka eee ee gegen die. vorbeugende Breitband- \

ee spritzung, die jede Nebenflora und
Die Hälfte aller landwirtschaftlichen damit die Ernährungsgrundlage für

|

Betriebe in Bayern wird im Nebenerwerb viele Tierarten vernichtet

|

- geführt. Diese Wirtschaftsform ist für : ; . : i

|

Sozialdemokraten unverzichtbar. In Ge- = die, INLEnsIVe », BERIESSENAE SUNG SINE |
bieten mit einem sehr hohen Grünlandan- großflächigen Monokulturen (z.B. Um |

teil und einer kleinstrukturierten wandlung von Dauergrünland in Mais-
Landwirtschaft könnte die Kulturland- felder) und die dadurch bedingte Bo-
schaft ohne die Nebenerwerbslandwirt- denerosion

|

schaft nicht als Erholungslandschaft di heine + favdeveda Be

|

erhalten werden. In den Nebenerwerbsbe- "= ee ae A cn an n nn

trieben sind etwa 100.000 Frauen vol]- a he
a

N Re e ADDEN. ER

|

beschäftigt. Wir wollen Nebenerwerbs- Era en

landwirte ermuntern, mit naturnaher Lava! Caen en deo Vick und

Landwirtschaft bessere Qualitäten zu 4 en a BG R
n

M
al

h

produzieren und direkt zu vermarkten. ae 38 A i N Ei a
CSU und Bauernverband vernachlässigen ay gi

r
bi en BONS qdie Nebenerwerbslandwirte sträflich. BU DEG AIR LIL

Wir Sozialdemokraten fordern und |
fördern: q

|
- eine Reduzierung und Kontrolle des q

Pestizideneinsatzes 4

- eine naturnahe Landwirtschaft, die |

i alle Naturkräfte nutzt, bevor sie q
( chemische Produkte einsetzt |

- alle umweltverträglichen Produk-

} tionsmethoden, insbesondere den bio- i
logischen Landbau q

- einen umweltfreundlichen Gülleein-

|

satz und einen zurückhaltenden Ein- |

satz von Mineraldünger |
- optimale Erträge statt Maximalerträge q

1

- die Stillegung ökologisch wertvoller

|

Flächen.

|

|
; ae

s

|
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ie Versorgung mit gesunden _Nahrungs- Wir Sozialdemokraten fordern und fördernI mitteln

IN

- die Produktion anerkannter Quali-in tätslebensmittel, die Eigenver-
a Für uns Sozialdemokraten ist Agrarpoli- marktung dieser Lebensmittel, sowie

he tik auch Verbraucherpolitik. Landwirte eine notwendige Qualitdtskontrolleie und Verbraucher sind keine Gegner, son- mit Gütesiegel für anerkannte Quali-I .. dern aufeinander angewiesene Partner. tät
ne

wir Sozialdemokraten wenden uns gegen - die naturnahe Produktion standortge-u : rechter und resistenter Pflanzen-
I - die durch das EG-Subventionssystem sorten auf gesunden, biologisch ak-I) begünstigte Mengenproduktion. auf tiven Böden

N
!

Kosten der Produktqualität. - die naturnahe Tierhaltung mit einem

He - die Uberdiingung mit nachfolgenden Mindesteinsatz von Arzneimitteln,

H
e Nitratrückständen in Lebensmitteln, die Vermeidung von Antibiotika bei| vor allem in Gemüse und Salat der Tierhaltung

a ;ii - den übertriebenen Einsatz von chemi- - eine wirksame Lebensmittelkontrolle
il schen . Mitteln zur Schädlingsbe- und eine Fleischbeschau, die sicher-I kämpfung; von Tierarzneimitteln, stellen, daß gesundheitsschädigende

‚N insbesondere von Hormonen, von Kon- - Lebensmittel aus dem Verkehr gezogen

N servierungsmitteln und anderen Stof- werden.
I fen und die dadurch bedingten schäd-
i lichen Rückstände in Nahrungsmitteln

1. - die Massentierhaltung in Agrar-

N fabriken

A - die NaBzuckerung und Aufzuckerung

i. von Qualitätsweinen.
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POLITIK MIT UND FUR FRAUEN Das veränderte Selbstverständnis der Frauen —

bedeutet für viele Männer Verunsicherung.
Es stellt auch ihre tradierte Rolle in :

| Das Selbstverständnis vieler Frauen in un- Frage und läßt sie die Mängel ihrer eben-
i serer Gesellschaft hat sich in den letzten falls einseitigen Sozialisation erkennen. ||

Jahren grundlegend gewandelt. Auf der Mit Interesse und Zustimmung beobachten

} Grundlage verbesserter Bildung und Ausbil- wir, daß die Zahl der Männer wächst, die |
dung gehört die Erwerbstätigkeit zur sich durch die nach Gleichheit verlangenden ~
selbstverständlichen Lebenserwartung der Frauen positiv herausgefordert fühlen; die
Frauen. anfangen zu begreifen, daß die Eintritts-

karte ins Familienleben Mitarbeit ist; die
Immer mehr Frauen wird bewußt, daß eine Ge- nicht zu Autoritäten im Leben ihrer Kinder |
sellschaft höchst unvollkommen ist, die sein wollen, vielmehr diese in ihr Leben :

ihnen das Recht auf Arbeit - aus welchen einbeziehen und mit Zärtlichkeit und Zuwen- —

Gründen auch immer - verweigert. Immer mehr dung die Entwicklung der kindlichen Persön- |
Frauen wissen, daß selbstbestimmtes, unab- lichkeit fördern. Das ist ein wichtiger |
hängiges Leben nur durch Erwerbstätigkeit Schritt für Veränderung im privaten Be- -

|

gesichert werden kann; daß aber zusätzlich reich. Doch das reicht nicht aus. Die a

das Öffentliche und private Leben so ver- Lebenspläne der Männer müssen künftig die 1

ändert werden muß, daß Frauen dieses berufliche Lebensplanung der Frauen ebenso
Menschenrecht ohne doppelte und dreifache berücksichtigen, wie die gemeinsame Verant-
Belastung erleben und ein Alter ohne Armut wortung für Haushalt und Kinder. a

.. erwarten können.
In der Gesellschaft, die wir anstreben, muß

Die. Mehrheit der Frauen - wie auch der alle Arbeit (die bezahlte und die unbe-
Männer - wünscht sich eih Zusammenleben mit zahlte) und alle Macht paritätisch verteilt
Partner/in und Kindern. Doch wehren die sein. Um dieses anspruchsvolle Ziel zu er-
Frauen. sich verstärkt dagegen, daß ihnen reichen, wollen wir mit allen zusammenar-
die alleinige Zuständigkeit für Haushalt, beiten, die in der bestehenden Aufteilungen
Betreuung und Pflege von Kindern und an- eine Hauptursache für die existenzielle Ge-
derer Familienangehörigen sowie die Er- fährdung der Welt und des Lebens sehen. |

ziehung der Kinder zugewiesen wird. Das
|

weitverbreitete Beharren des männlich ge- B
prägten Bewußtseins auf dem herkömmlichen Die Situation vieler Frauen wird ausge-
Ehe- und Familienbild führt dazu, daß die nutzt: der Frauen, die zur Sicherung des
Zahl der Frauen wächst, die nach dem ver-. Familieneinkommens jede sich bietende Ar-
geblichen Versuch, eine ihren Bedürfnissen beit annehmen müssen; der Frauen mit. j

und Ansprüchen gerecht werdende Partner- kleinen Kindern, der Frauen in entlegenen |

schaft aufzubauen, sich dafür entscheiden, Regionen mit schlechtem Arbeitsplatzange- |
allein mit ihren Kindern zu leben. Der aus- bot; der Frauen, deren Männer arbeitslos |
geprägte Anspruch auf Selbstbestimmung sind; der jungen Frauen und Mädchen, die ‚|

drückt sich auch in der steigenden Zahl von keine oder eine schlechte Ausbildung er- |
| Frauen aus, die sich von Anfang an für ein hielten. |

Leben allein - ohne feste Beziehung
- ent- |

scheiden, sowie der steigenden Zahl von |
Frauen, die in Eigenverantwortung über den j oe Le

e ‘|
Abbruch der Schwangerschaft entscheiden Niemand wird diese Frauen davon abhalten |wollen. können, jede noch so geringfügige schlecht- 4

bezahlte Arbeit anzunehmen, wenn das ihre
Die Sozialdemokratische Partei geht davon einzige Chance ist. Niemand kann von ihnen |

aus
,
.daß auch in der herkömmlichen Ehe und Verlangen, die volkswirtschaftlichen und jj

Familie die patriarchalische Rollenver- gesellschaftlichen Folgen bei ihrer Ent- ii

teilung aufgebrochen werden kann. Wir be- Scheidung zu berücksichtigen. |
jahen aber auch Versuche, neue Formen des 2

‘i

gemeinsamen Lebens zu finden; Familien sind Wir fordern deshalb: este ; |
fiir uns alle Lebensgemeinschaften mit Kin- ~

Arbeit für alle durch tägliche Arbeits- i
dern. zeitverkiirzungen mit Lohnausgleich )

' i |
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|anli |II - sozial- und tarifrechtliche Absicherung nicht in Anspruch nimmt. Während des
. aller Arbeitsverhältnisse Elternurlaubs muß ein Lohnersatz inI = Ausweitung der Mitbestimmung bei der Höhe. von 70 Prozent des Netto-Ein-
Errichtung von Arbeitsplätzen und der kommens gezahlt werden

LC Gestaltung der Arbeitsbedingungen - Kinderkrippen, -gdrten und--horte’ miis-
- Erweiterung der Betriebsrats- und Per- sen so ausgebaut und verbessert werden,ii sonalvertretungsrechte mit dem Ziel, daß sie den Kindern und ihren Bedürf-a mehr Frauen in allen Bereichen der Be- nissen gerecht werden und die Bedürf-IN

.

triebe und Verwaltungen zu beschäftigen nisse der Eltern (z.B._im Hinblick auf7 und zu fördern die Öffnungszeiten) berücksichtigenN

- Frauenförderpläne mit zeitlichen Vor- - Einrichtungen, die Frauen ermöglichen,ae gaben und Quoten, um bestehende Benach- ihre spezifischen Kulturtraditionen zua teiligungen in der Ausbildung, der Ein- erfahren und weiter zu entwickeln z.B.N stellung, der Weiterbildung ‘und den Frauenkulturzentren, Forschungsin-\ Aufstiegschancen abzubauen stitute an Universitäten und Hoch-u - Gleiche Löhne für gleichwertige Arbeit schulen zur Überprüfung der Geschichts-
durch Neubewertung der Belastungen am schreibung, Entdeckung der "Frauenge-

aa Arbeitsplatz. schichte" in Philosophie, Kunst und| Wissenschaft, sowie der Leitbilder in
ii Die bestehenden _

Benachteiligungen der Schulbüchern und allen Medien; auch der

Bi Frauen während des Erwerbslebens und die Werbung.ill kostenlose Aneignung der Frauenarbeit in
I anderen Bereichen sind die Ursache für die D

as fehlende gesellschaftliche Bewußtseinis Armut vieler Frauen im Alter. . für die Diskriminierung der Frauen läßtI sich in einigen Bereichen geradezu exem-a Alle Änderungen des Rentenrechts müssen plarisch nachvollziehen. Es sind dies u.a.

Bi vorrangig dem Ziel unterworfen sein, die der $ 218, das Ehe- und Familienrecht, die

w
e eigenständige Sicherung der Frauen im Alter Behandlung der ausländischen Frauen und dieI zu verbessern. Tolerierung der Gewalt gegen Frauen.

ni Wir fordern deshalb:
A - Neben der Grundsicherung als erstem Die von der SPD angestrebte Fristenlösung
ae Schritt die Verbesserung der Rente nach ist vom Bundesverfassungsgericht verworfen
at Mindesteinkommen worden. Mit dieser Frage des Päragraphen
|; - . Für Frauen undMänner die Anerkennung 218 und insbesondere der Notlagenindikation
N von Zeiten der Kindererziehung und Zei- wenden wir uns gegen alle Versuche, das

N ten der Pflege, die für andere Fami- mühsam Erreichte wieder zurückzudrehen. Wir
lienangehörige geleistet wird. halten daran fest, daß die Notlagenindika-

j tion umfassend die Lebensumstände der
Frauen berücksichtigen muß. Notlage ist

Neben der Umgestaltung der Arbeitswelt sind mehr als materielle Notlage. Deshalb sind
Veränderungen unserer Wohn- und Freizeit-- alle Versuche, mit. Geld .(Z.B.. Stiftung
welt die Voraussetzungen dafür, daß Frauen "Mutter und Kind") den betroffenen Frauen

. und Männer ohne Doppel- und Dreifachbe- zu helfen, wenig aussichtsreich. Auch sind
lastungen, ohne jahrelangen Zwiespalt mit die vorhandenen Geldhilfen zu gering und zu
ihren Kindern leben können. Wir brauchen kurzfristig. Die jahrzehntelange Verantwor-
Wohnungen, in denen sich Persönlichkeiten tung für ein Kind kann nicht mit einmaligen
entfalten; Straßen und Plätze, die zum Hilfen aufgewogen werden.
Lebensraum der Menschen gehören. Wir stre-
ben in diesem Zusammenhang mittelfristig an: Wir fordern zur Verbesserung der Situation

von Frauen in diesem schweren Konflikt:
- einen mindestens einjährigen Elternur- -

Ausweitung eines vielfältigen Be-
laub mit Arbeitsplatzgarantie im An- ratungsangebots

;

schluß an die Mutterschutzfrist. Jedem -
Ausweitung der Aufklärung über sichere

: Elternteil ist ein gesetzlicher An- Wege in der Familienplanung
:

ai spruch auf Elternurlaub einzuräumen. - Kostenlose Verhütungsmittel für Männer
Der Anteil desjenigen verfällt, der ihn und Frauen
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- Ausweitung der Forschungsmittel für Um ihre Aufgabe wirkungsvoll wahrnehmen zu

| Verhütungsmittel für Männer können, müssen folgende Bedingungen erfüllt |

|

-. Die Rücknahme des Beschlusses der Baye- sein:

| rischen Staatsregierung, den Schwanger- |

| schaftsabbruch von der Beihilfe auszu- - Sie müssen Kompetenz haben und das
schließen Recht zur eigenen Öffentlichkeitsarbeit 1

|

-
Aufhebung der restriktiven bayerischen - Sie müssen ressortübergreifend arbeiten

| Praxis bei der Durchführung genehmigter können. Die Leiterin der Gleichstel-
Schwangerschaftsabbrüche. lungsstelle muß deshalb innerhalb der

' Hierarchie entsprechend hochrangig an-
| Einer der größten Schritte zur Gleich- gesiedelt sein. Die Personalausstattung

| stellung der Frauen war die Reform des muß der Vielfalt und dem Anfall der Auf-
Ehe- und Familienrechts während der Zeit gaben gerecht werden. Die Zahl der Gleich- M

W

| der sozial-liberalen Koalition. Die Teilung stellungsstellen muß danach bemessen wer-

| des Rentenanspruchs in Familien mit einem den, daß alle beschwerdeführenden Frauen

| Einkommen ist sozialpolitisch ein Schritt eine derartige Einrichtung mit möglichst

| ins Neuland gewesen. Er verbesserte insbe- geringem Aufwand erreichen können. San

| sondere die Lage der Frauen, die aus Rück-

| sicht auf den Partner und/oder Kinder auf |

| Erwerbstätigkeit verzichtet hatten.

| wir fordern die Wiederherstellung des Ehe-

| scheidungsfolgenrechts in der vom Bundes-

| verfassungsgericht akzeptierten Fassung. \

| Für betroffene Frauen unerträglich sind die |

| Prozeduren, denen’ sie sich unterwerfen müs-
| sen, wenn sie Opfer von Gewalttaten gewor-

| den sind. #

|
| Wir fordern: N

| - Strafbarkeit der Vergewaltigung in der |

| Ehe

|

- Ausreichend öffentlich finanzierte |

| Frauenhäuser unterschiedlicher Träger
| - Sicherung des Unterhalts von mißhan-

| delten Frauen und Kindern durch Unter- |

| haltsvorschußkassen ı
- Zulassung der Gewaltopfer zur Nebenklage i
- einen Opfer-Anwalt N

- Ausschluß der Öffentlichkeit bei den |
Verhandlungen |

|

-
Vernehmung der Opfer durch weibliches M

W

| Polizei- und Justizpersonal

|

|

- Paritätische Besetzung der zuständigen i

| Gerichte. N

| I

| Um dem Gleichstellungsgebot des Grundge- '

| setzes und den Gesetzen, die diesem Ziel ı

| dienen, nachhaltige Wirkung zu verschaffen,

i

| bedarf es öffentlicher Einrichtungen, die i
| der alltäglichen Benachteiligung, Diskri- |

minierung und Gewalt gegen Frauen nachgehen.

|

i

wir fordern deshalb auf staatlicher und

|

kommunaler Ebene "Gleichstellungsstellen". |

|
i

|
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ve |I, BILDUNG UND AUSBILDUNG BESTIMMEN - schrittweise wird der kostenlose Kin-u DIE ZUKUNFT dergartenbesuch als Teil des öffent-

ey lichen Erziehungswesens angestrebt

ea - die geregelte Zusammenarbeit von Kin-i Das Recht auf Bildung gehört für uns So- dergarten und Grundschule

ni zialdemokraten zu den Grundrechten jedes
- besondere Hilfen zur Eingliederung undaa einzelnen Bürgers. Deshalb müssen sozial Betreuung behinderter KinderI bedingte ungleiche Startbedingungen über- - Besondere Unterstützung bei der Inte-

ee wunden und gleiche Chancen für alle ge- gration von Ausldnderkindern.J schaffen werden. Das Recht auf Selbstent-il - faltung und Selbstbestimmung ist für uns SchulenI unverzichtbar für ein humanes Bildungswesen. | 3 :u Wir Sozialdemokraten halten es für einena Es ist falsch, Bildungsausgaben als kon- Skandal, wenn .eine der reichsten Gesell-| sumptive Ausgaben zu bezeichnen und sie schaften dieser Welt Jugendliche ohne Aus-i laufenden Sparmaßnahmen zu unterwerfen. bildung und Arbeit läßt. Resignation undI Bildungspolitik soll vielmehr der vollen Verzweiflung junger Menschen zu überwinden

Be Entfaltung der schöpferischen Fähigkeiten und ihnen eine lebenswerte Zukunft zu
ad der Menschen dienen. Denn nicht selbster- sichern, ist Ziel sozialdemokratischeru nannte und sich selbst rekrutierende Eliten Politik. Die derzeit ungünstigen Berufsaus-al Sichern unsere Zukunft, sondern eine breite sichten für junge Menschen und die rück-

Schicht bestmöglich Gebildeter und Ausge- sSichtslose Konkurrenz, die bereits in der

N bildeter. Grundschule mit dem Kampf um Zehntelnotenal beginnt, gefährden den pädagogischen Sinn\ Unsere Forderungen: der Schule.ehal - gleiche Bildungschancen für alle Der Leistungsbegriff der CSU begünstigt

R
N einseitig den Typ des theoretisch, sprach-I. - ein Bildungswesen, das flexibel auf die lich, abstrakt Begabten mit abfragbarem

N] Bedürfnisse des einzelnen Menschen rea- Speicherwissen. Kreative, Phantasievolle,|) giert und künftige Festlegungen. ver- handwerklich Begabte, Musische, Aufmüpfige,
| _ meidet Querdenker haben kaum eine Chance. Ein-

Ai seitige Auslese statt Förderung ASi - demokratische Mitbestimmung und Mit- oberstes konservatives Prinzip.a wirkung als Lebensprinzip fiir ein Bil- : ;I dungswesen in einer demokratischen Ge- Die Auslese der Kinder schon im 10. Lebens-
| sellschaft. jahr, der Konkurrenzkampf der Schulen um
l= Schüler und damit um Plan- und Beför-

Vorschulische Erziehung derungsstellen, um Bestand oder Auflösung
einer Schule pervertiert zunehmend die

Wir Sozialdemokraten halten die vor- schulische Situation. Pädagogische Belange

| schulische Erziehung für einen wichtigen kommen dabei zum Schaden der Kinder und zum

| Schritt zu Verbesserung gleicher Start- Leidwesen der Lehrer oft unter die Räder.
chancen für jedes Kind. Deshalb sehen wir
Kindergärten, Kinderkrippen und Krabbel- Der derzeitige Zustand unseres Schulwesens
stuben als ergänzende Einrichtungen der erfordert Reformen an Inhalten und Organi-

| Familienerziehung. Besonders fiir Alleiner- sation. Eine menschliche Schule als Lebens-
ziehende, für berufstätige Männer und raum für Kinder soll alle Fähigkeiten und
Frauen, aber auch für die Einkindfamilien Möglichkeiten der jungen Menschen gleich-
sind die notwendigen Einrichtungen finan- mäßig entwickeln; intellektuelle, manuelle,
ziell und personel] auszubauen, d.h. sprachliche, kreative, körperliche und emo-

tionale. Vorbereitung auf die Anforderungen
- Ganztagsgruppen müssen überall ange- des Berufslebens, die Befähigung zur Siche-

f boten werden rung der materiellen Existenz, zur Wahr-
-

O6ffnungs- und Ferienzeiten müssen die nehmung der eigenen Interessen und zur

i) Schwierigkeiten von Alleinerziehenden selbstbestimmten Partizipation am gesell-
und Berufstätigen berücksichtigen schaftlichen und politischen Leben sind
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|

|
| gleichgewichtige Aufgaben der Schule. Das sechste Schuljahr gemeinsam. Sie blei-

| hat Konsequenzen für Unterrichtsinhalte und ben zwei Jahre länger in ihrer ver-

| -organisation (Demokratisierung der Schulen trauten Umgebung. Soziales Lernen und

| wie des Bildungswesens, Mitbestimmung der Solidarität werden gefördert.

| Beteiligten). Schulen sollen nach sozial- ol

| demokratischem Verständnis nicht an techno- - Zwei Jahre länger wird eine hochwertige

| logischen Entwicklungen wie Computer und und wohnortnahe Schulbildung gesichert.

|

neuen Medien vorbei; sie müssen zu kri- Es sind keine zusätzlichen Investi-

| tischem Umgang mit ihnen qualifizieren. tionen erforderlich, weil das fünfte

| und sechste Schuljahr dort eingerichtet

| Schulen sollen lebendiger Mittelpunkt eines wird, wo Schulen mit ausreichendem

| Stadtteils, einer Gemeinde werden. Wir So- Schulraum bestehen.

| zialdemokraten wollen Schulen, die ihre An- |

| gelegenheiten soweit wie möglich selbst re- - Die Begabungen und Lernfortschritte
| geln. Bürokratischer Wildwuchs und Ein- aller Schüler werden im Rahmen der --

| griffe von oben sollen zurückgeschnitten, inneren Differenzierung gefördert.

| das demokratische Miteinander von Lehrern, |

1° Eltern und Schülern ermöglicht und geför- - Die Entscheidung für den weiteren Bil-

| dert werden; in diesen Zusammenhang gehort »
dungsweg der Kinder wird auf eine brei-

| für uns auch eine Stärkung der Sozialkunde tere Grundlage gestellt. Auch das Er-

| als wichtigstes Fach für einen demokra- lernen der ersten Fremdsprache und ein

| tischen Staat. in verschiedene Sachfächer aufgeglie-

| derter Unterricht sind Grundlagen der
| Grundschule Schullaufbahnentscheidung während des |

| sechsten Schuljahres.

|

- Der Übergang von den Kindergärten und

| anderen vorschulischen Einrichtungen - Schüler und Eltern haben zwei Jahre

| wird durch Zusammenarbeit mit der länger Zeit für die Entscheidung über

| Grundschule reibungslos gestaltet die künftige Schullaufbahn. Die Vor-
| hersagequalität wird verbessert, |

- Die Benotung und das Sitzenbleiben in Leistungsversagen auf der ungeeigneten

| der Grundschule entfällt. Lern- Schule, und damit viel menschliches

| schwierigkeiten und pädagogische Prob- Leid, vermieden. i

leme werden durch eine erhebliche Aus-
| weitung des Förderunterrichts be- Mittlerer Abschluß für Hauptschüler

; |

| wältigt. Behinderte und Nichtbehinderte |
sollen in einer Klassengemeinschaft - Für alle Schüler wird ein 10. Pflicht- i
stadtteilbezogen lernen. Soweit er- schuljahr mit der Möglichkeit eines |

| forderlich, sollen daran Sonderschul- mittleren Abschlusses eingeführt |
lehrer beteiligt werden 4

- Das zehnte Pflichtschuljahr öffnet al- |

|

- In der gesamten Grundschulzeit wird len Schiilern, besonders aber den Haupt- 1

| friedliches Zusammenleben, Lernen und schülern, bessere berufliche und i

| Spiel gefördert schulische Perspektiven. i

| i

|

= Die Klassengröße wird auf höchstens 25 Gesamtschule.

| Schüler begrenzt. |

|

- Wir werden die Einrichtung von Gesamt- i

| Länger gemeinsam zur Schule schulen überall dort unterstützen, wo

|

| Eltern, Lehrer und Schulträger dies i

|

- Als ersten Schritt zur integrierten Ge- wünschen.

| samtschule fordern wir. die Einführung |

| der schulformunabhängigen Orien- - Die in Bayern als Versuchsschulen ein-

)

| tierungsstufe. gerichteten Gesamtschulen haben sich |

bewährt. Sie müssen ohne regierungsamt- |

|

-: Alle Schüler besuchen das fünfte und liche Einengungen erhalten bleiben.
i

|

| |

|

|
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Ia - Integrierte Gesamtschulen, in denen es - Betreuung der Schüler durch Sozial-
el keine Trennung nach Hauptschule, Real- pädagogen, Hausaufgabenbetreuung undai schule und Gymnasium mehr gibt, lassen Ganztagsschulen

ne Schülern und Eltern noch mehr Zeit,ul sich endgültig auf einen bestimmten - Wiedereinfiihrung der Kostenfreiheit,undi Bildungsgang festzulegen. Die Möglich- mögliche Verkürzung der Schulwege durchu keiten, frühere Fehlentwicklungen wie- Zusammenarbeit verschiedener Schulartenll der zu korrigieren, sind besser als in

W
a

jeder anderen Schule. - Mobile und integrierte Lehrerreserven,
“ll insbesondere an Realschulen und Gymna-

-4 =..In ‚den. ‚Gesamtschulen gibt es kein sien sowie an den beruflichen Schuleni Sitzenbleiben. Stattdessen erhalten
Pal Schüler mit besonderen Lernproblemen - Keine Verkürzung der Gymnasialschulzeitnl) 2| angemessene Förderung und die Möglich-u keit freiwilliger Wiederholung.

- Mitwirkung und Mitbestimmungsmöglich-
keiten für Schüler, Eltern und Lehrer

il. - Eine Gesamtschule muß nicht groß sein. ®u Wei sie alle Abschlußqualifikationen - Abschaffung der Zensur von Schulbüchern

ie
)

| umfaßt, ist .sie bereits in einem und der Zensur der Schülerzeitungen
a kleinen Einzugsgebiet voll funktions- :a fähig. Sie kann bei zurückgehenden -

Änderung der Lehrinhalte und der Lehr-
a Schülerzahlen vor allem in dünn besie- pldne unter Beteiligung von Eltern,u 00

. delten Räumen, ein wohnortnahes Angebot Schülern und Lehrern

aa weiterführender Bildungsgänge aufrecht- -| erhalten.
= oe ee aea 3 Rechtsvorschriften an. den Schulen unFi pee OnE Herstellung der vollen Lehr- und

Al Die Bayerische SPD erachtet Kinderhorte als See ean aual ein unverzichtbares Angebot im allgemein- ; 3 : ; :

al bildenden Schulwesen. Besonders die pädago- ee A Unberrichtsgesetzes, ; imnl gische Ausgestaltung der Horte im Sinne um- g :

a fassender Menschenbildung ist uns Sozial- ; ie{
N
ai

. . = m

m™ __ demokraten ein Anliegen. Deshalb hat die Ausbildungfüralle
a SPD ein Hortgesetz eingebracht, das, ähn- : : feesi : 5 ; : Die duale Berufsausbildung gibt den Unter-
il lich wie) das Kindergartengesetz, Be nehmern eine Schlüsselstellung. Sie ent-| Existenz von Horten gewährleistet und die scheiden weitgehend über die Qualität und| : » .. . : :

| Mitwirkungsmoglichkeiten der Eltern sichert. Quantität der Ausbildungsplätze. Diesem

Ki
]

Ps weitgehenden Recht muß die Verpflichtung
Forderungen für alle Schulen entsprechen, für alle Jugendlichen - auch

u ; : die leistungsschwächeren - einen qualifi-

| Damit auch in Bayern der Verfassungsauftra £ : :

fiir das Solirvcse
n

Wirklichkeit win
d

wil
l

ns ie Ausbildungsplatz bereitzustellen.

| die Bayerische SPD folgende Maßnahm
en Seit mehreren Jahren gibt es in Bayern zu

| Ehnsttuasen varslek lichen: wenig Lehrstellenangebote insgesamt und
: darüberhinaus starke regionale Ungleichge-

- Kleinere Lerngruppen und Klassen bis zu Wie Nees

e3 ‚Kindern Qualifizierte Ausbildung kostet Geld. Es

is

. } ist heute nicht mehr vertretbar, daß Be-a Vee eee G
e

triebe aus kurzfristigen Rentabilitätsge-
griindeter Bedarf besteht sichtspunkten keine Ausbildungsplätze an-

bieten. Deshalb will die Bayerische SPD

2 EN : > 5 hje- eine bundeseinheitliche Umlagefinanzierung
i ee Zu NED DEN versch) für die betriebliche Ausbildung, die alle

‚Betriebe in gleicher Weise in die Verant-
- besondere Förderung benachteiligter WOrtung nimmt.

Kinder, statt, weiterer Ausgrenzung
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| Wenn das betriebliche Lehrstellenangebot -
Behebung des Lehrermangels

für die Jugendlichen nicht ausreicht, muß
7 Verkleinerung der Klassen |

| der Staat eingreifen: Durch Ausbildungsver-. 7
Vermeidung von Unterrichtsausfällen

| bund, auBerbetriebliche Vollausbildung, Be- - die Einführung des zweiten Berufsschul-

| rufsbildungszentren und durch mehr Angebot tags für alle Auszubildenden, sowie

| der beruflichen Vollzeitschulen. einen mindestens 12-stündigen Berufs-

| schulunterricht, gleichgewichtig für

| allgemeinbildenden (einschließlich

| Gleiche Chancen fiir Madchen Sport) wie fiir Fachunterricht

|

- die weitere zügige Einführung des Be-

| Mädchen -haben deutlich schlechtere Chancen rufsgrundbildungsjahrs

| als Buben, einen betrieblichen Ausbildung- - eine Verbesserung der Arbeitsbe- .

|

| platz zu erhalten - trotz guter Schulab- dingungen im Berufsvorbereitungsjahr:

| schlüsse, trotz erheblicher Flexibilität in kleine Schülergruppen, Entlastung der

| den Ausbildungswünschen. Zwei Drittel der Lehrer, Sprachunterricht für aus- |

| Lehrstellenbewerber, die keinen Ausbil- ländische Jugendliche, die Förderung

| dungsplatz finden konnten, sind junge von gemeinnützigen Werkstätten, die be- |

7 Frauen. nachteiligte Jugendliche in einem aner-

| kannten Ausbildungsberuf auszubilden

| Deshalb fordern wir: - eine Überprüfung der Lehrinhalte in der |

|

- Ausbildungsplatze im öffentlichen Berufsbildung auf ihre Zukunftsbedeu- |

| Dienst und in Betrieben, die mit tung (neue Technologien) und ihre so-

| öffentlichen Mitteln gefördert werden, zialen Folgen |

| sind zu gleichen Teilen für Mädchen und - einen jährlichen "Bayerischen Berufs-

| Buben zur Verfü ung zu stellen bildungsbericht". N

|

- Auch in der Prıvatwirtschaft sind Quo-

| tierungen dort durchzusetzen, wo anders Berufsbildung muß ein höherer Rang einge-

| eine angemessene Berücksichtigung von räumt werden

| Madchen nicht erreicht werden kann. Die |

| ‘Altersobergrenzen bei Berufsförderpro- Die unterschiedliche gesellschaftliche Be-

| grammen für Frauen müssen abgeschafft wertung von allgemeiner Bildung einerseits |

| werden. | und beruflicher. Bildung andererseits muß |

| überwunden werden. Wir wollen, daß die

| Berufsbildung ist ”ukunftsinvestition Gleichwertigkeit beruflicher und allgemein- |

| bildender Abschlüsse. tatsächlich herge-

| Die Qualität de. „ausbildung ist für die stellt wird.

| Jugendlichen, abeı auch für unsere Wirt- |

| schaft entscheidend. Die technische Ent- Hochschulen und Forschung i

| wicklung -bedingt, daß immer höhere An- |

| sprüche an die Fähigkeiten der Menschen ge- In die hochschulpolitische Diskussion wer- |

| stellt werden. den von konservativer Seite Schlag- und i

| Reizwörter geworfen, die von den eigent- 1

| Deshalb müssen Berufe mit allgemeinen und lichen Problemen der Hochschulen ablenken ||

regionalen Zukunftschancen gezielt geför- und die politische Verantwortung dafür ver- |

| dert werden. Zukunftsträchtige Ausbildungs- nebeln: i

| berufe (z.B. im Umweltschutz, im Recycling) , tie

|

| sind zu zu entwickeln, im betrieblichen -
Behauptet‘ werden riesige Forschungs- 4

| aber auch im öffentlichen Teil der Berufs- defizite mit drohenden Wirtschafts- '
ausbildung. katastrophen als Folge. Als Therapie i

| angeboten werden private Elitehoch- i

| Die Bayerische SPD fordert: schulen mit jährlichen Studiengebühren |

oe von mehr als 20.000,-- DM und il

| - Ein staatliches Investitionsprogramm Elite-Studiengänge an den staatlichen ı|

"Ausbau der beruflichen Bildung" Hochschulen auf Kosten der Mehrheit der |

|

- Verbesserung der Raum- und Sachaus- Lehrenden und Studierenden. Tatsache

|

stattung (neue Technologien) der beruf- ist, daß die Bundesrepublik in der i

| lichen Schulen Breite der Spitzenforschung und der |

| |
|

/

i
|
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| wissenschaftlichen Qualifizierung zu darf der Anspruch auf Bildung weder von

an den führenden Ländern gehört. Tatsache kurzfristigen Markt- und Standesinteressenll ist aber auch, daB viele unserer Groß- (z.B. Medizin) noch vom politisch entschie-
HH unternehmen diese Forschungsergebnisse denen Bedarf (Beispiel: Lehrerbildung) ge-u) nicht, oder nicht schnell genug um- waltsam gesteuert werden. Intensiviert wer-i setzen und statt dessen Gewinne horten den muß allerdings eine kompetente Be-

N
)

: rufs- und Studienberatung.| - Gewarnt wird - solange es nicht um diell eigenen Kinder geht - vor der Akademi- Die Hochschulzugangsmöglichkeiten aus dernl kerschwemme. Unterschlagen wird dabei, Berufs- und Arbeitswelt dürfen nicht einge-
ll daß USA und Japan höhere Jahrgangs- schränkt, sondern müssen erweitert werden.a quoten an Akademikern ausbilden als diea Bundesrepublik, sehr viel höhere als Insbesondere bedürfen die Fachhochschulen,as Bayern; daß die Akademiker-Arbeits- die der anwendungsbezogenen Wissenschaft

"N losigkeit deutlich unter der allge- verpflichtet sind, wirksamer Förderung.

ai
l

meinen Arbeitslosigkeit liegti Unsere Forderung nach Mitbestimmung machtu

- Mit hektischer Betriebsamkeit werden vor den Hochschulen nicht Halt. Das Selbst-ll Hochschulgesetze novelliert. Bei nähe- verwaltungsrecht gegenüber einer übermäch-

oi
l

rem Hinsehen entpuppt sich das Vorhaben tigen Kultusbürokratie ist zu stärken. Den
al als Rückentwicklung zur Ordinarien-- verschiedenen an der Hochschule tätigen

al
l

Herrlichkeit. Gruppen muß eine wirksame Mitbestimmung er-Il: x : : möglicht werden. Für die größte Gruppe, die
Bi) Zur Lösung der tatsächlichen Probleme der Studenten, ist die verfaßte Studentenschaft
a Hochschulen fordern wir bayerischen Sozial- mit Satzungsautonomie, Beitragshoheit undu demokraten politischem Mandat eine wichtige Voraus-

setzung dazu.
iz - ein angemessenes Verhältnis von Lehren- Bes ee| den und Lernenden in Forschung und Lehre Der garantierten Freiheit von Forschung undki

)

Lehre entspricht die gesellschaftliche Ver-

nh -
mehr Stellen für den qualifizierten antwortung der Hochschulen. Das erfordert

2 wissenschaftlichen Nachwuchs: der Mit- eine stärkere Förderung arbeitnehmerorien-

ll telbau darf an :den Hochschulen nieht tierter. Forschungsinhalte. Dazu gehören.
© ausgehungert werden Entwicklungsprojekte mit positiven beschäf-

aq ;
tigungspolitischen Auswirkungen, Um-

ll - die zügige Verwirklichung aller geplan- welt- und energieschonende Technologien,

H
e ten Baumaßnahmen zur Beseitigung der Projekte zur Humanisierung der Arbeitswelt. _

| qualvollen Enge an den Hochschulen und Zur Förderung neuer Technologien muß die
i die Verbesserung der Sachausstattung Technologiefolgenabschätzung und -bewertung

hinzukommen. Die Forschungsergebnisse un-
- die Umstellung des BAFöG auf Volldar- serer Hochschulen müssen grundsätzlich al-

| lehnen muß rückgängig gemacht werden. len zugänglich sein. Besonders für die
Für Frauen und Ausländer sind Rege- Klein- und Mittelbetriebe bedarf es dazu
lungen aufzunehmen, die vorhandene Be- besserer Informations- und Koordinations-
nachteiligungen ausgleichen strukturen.

- eine Novellierung des Hochschulrahmen- Sozial- und Kulturwissenschaften dürfen auf
gesetzes und des Bayerischen Hochschul- keinen Fall zu Gunsten industriell verwert-
gesetzes mit dem Ziel, den Weg zur de- barer Forschungsprojekte eingeschränkt wer-
mokratischen Hochschule der Bildungs-. den. Wer die Breite wissenschaftlicher For-
konzeption der 70-er Jahre wieder ein- schung einengt, zerstört auf die Dauer jede
zuschlagen. Forschung.

Unser bildungs- und gesellschaftspoli- Erwachsenenbildung/Weiterbildung
tisches Prinzip heißt: Chancengleichheit.

i Darum wollen wir die soziale Öffnung der Angesichts des schnellen gesellschaftlichen
Hochschulen erreichen und ausbauen. Für uns und technologischen Wandels, der Entwick-
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| lung in Wissenschaft, Technik und Wirt-
schaft, der sich verändernden Anforderungen

| im Beruf und der zunehmenden Freizeit kommt

| der. Erwachsenenbildung und Weiterbildung
noch mehr Bedeutung zu als bisher.

| Aufbauend auf eine breite Grundbildung wol-

| len wir Sozialdemokraten ein Angebot an |

Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen, die den
| einzelnen befähigen, |

|

- am kulturellen Leben teilzunehmen

| - seine Probleme aus eigener Kraft zu
lösen ; |

- in der Gemeinschaft verantwortlich zu

| handeln und
- seine berufliche Existenz zu sichern,

zu verbessern oder neu aufzubauen.

Der Zugang. zur Weiterbildung soll jedem of- :

fenstehen. Der zweite Bildungsweg ist zu >

|

| erhalten und weiter auszubauen. |

| Die Hochschulen und deren Bibliotheken sol- :

| len in das Konzept der Weiterbildung mit- il

| einbezogen werden. ‘|
|

A

| In Bayern gibt es seit 10 Jahren ein Er- |

|
wachsenenbildungsgesetz. Die finanzielle a
Basis der Erwachsenenbildungist allerdings |
schlechter als in anderen Bundesländern, |

| z.B. als in Hessen oder in Nordrhein-West- {

|
falen. \

| ‚N

| Wir Sozialdemokraten wollen : i

|

- eine beträchtliche Erhöhung der Aus- ı

| gaben für die Erwachsenenbildung |

|

- ein anerkanntes, vielfältiges Bildungs- |

| angebot

|

- die Verbesserung der personellen und
|

| finanziellen Situation für die: Träger ı
| der Erwachsenenbildung |

|

- Bildungsurlaub für alle Arbeitnehmer

|

|

-: Möglichkeiten der beruflichen Weiter- i
bildung fiir Frauen; auch in Zeiten, in (|

| denen sie Hausfrauen sind, besonders im

|

| ländlichen Raum. :

|

}

i

| :
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|
|
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|

|

|

|
|
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| KULTUR IST, WIE DER GANZE MENSCH LEBT

~ meinschaftsdienende Aufgabe in Mitt-

U
l ler-, Dienstleistungs-, Sozial- und| Umweltberufen dient dem Leben. Sie ista Die Entfaltung schöpferischer Kräfte ein Lebensgewinn. Dafür setzt sich einll und zwischenmenschlicher Kontakte ist neues Kulturverständnis ein.

il wesentlicher Bestandteil unseres ge-| . sellschaftlichen Lebens. Zur Kultur ge- Die bayerischen Sozialdemokraten strei-
ll hören das Gewohnte wie das Experiment, ten deshalb für die künstlerische Frei-| das klassische wie das zukunftsweisende heit, auch wo sie unbequem und kritischa gleichermaBen. ist. Kunst kann sich nicht entfalten,i. wo Zensur und Intoleranz offen oderll Die schöpferische kreative Idee hat versteckt die Kreativität behindern.u Vorrang vor. zensierender Staatsideo- Die geistige Enge Zimmermann'scher Be-

H
l

logie. vormundungspolitik, wie z.B. die För-ll derrichtlinien, ist spießig und miefigvl Das vielseitige kulturelle Geschehen in und behindert die Entfaltung der künst-

Fi
ll

den Stddten und Gemeinden Bayerns ist lerisch Tätigen.l .. weiter auszubauen. Stadtkultur und
u. Stadtteilkultur sollen die ursprüng- Der Künstler braucht Freiheit _undii) liche, unverwechselbare lokale Kreati- keine Einschränkunga vität widerspiegeln - als eine wesent-.ll liche Voraussetzung für die Lebens- Der Künstler braucht die Freiheit zur
| qualität unserer Bürgerinnen und Bürger Kritik, zur Auseinandersetzung; und
u in ihrer unmittelbaren Umgebung. nicht öffentlich-rechtliche Berufsver-il; bote, Zensur, Denunzination, und damit
iit Kultur ist mehr als Kunst die Zerschlagung seiner beruflichen

al
l

Existenz.

ia Die SPD hat sich fiir die Erweiterung
ii: des Kulturbegriffs eingesetzt. Kultur Er braucht Bedingungen, die ihn schaf-

ii soll nicht nur als Kunst verstanden fen lassen und nicht Zensoren.| werden, sondern vor allem auch die so-el zialen Aspekte einbeziehen, wie sie Kulturpolitik bedeutet auch Schutz vor
N sich im gesellschaftlichen Leben ab- der Ellenbogenkultur einer ewig gleich
a spielen. Kultur ist, wie der ganze dünnen Schicht der Kulturelite.

ol Mensch lebt. So verstandene Kultur be-
|. -zieht Umwelt, Wohnen, Freizeit und Ar- Die SPD wird mithelfen, den nicht

| beit ein. materiell meßbaren Wert der Kulturar-

| beit bei den Bürgern neu zu verankern,
u Kultur und Arbeit für alle ein Klima für Ideen und Mut zu schaffen

und nicht Angst und Einschüchterung
: Kultur fiir alle bezieht das im Grundge- verbreiten.

| setz verankerte Recht auf. Arbeit für
alle mit ein. Wer heute ohne Besitz und Dazu braucht die SPD die Mithilfe aller

Ic
. Arbeit ist, ist auch in seinen kultu- Künstler. Sie fordert deshalb die

rellen Zugangs- und Ausdrucksmöglich- Künstler auf zur Mitarbeit in der SPD
keiten entscheidend behindert. über den Wahltag hinaus.

In einem flächendeckenden Netz von Kul- Denn nicht die materielle Beruhigungs-
tur-Werkstätten können Arbeitsfelder kultur der CSU ist der Ansatz sozial-
für viele erschlossen werden, die den demokratischer Kulturpolitik, sondern
Zugang zur Arbeit ‘ebenso wie den zur der individuelle Künstler, seine Arbeit
Kultur brauchen und suchen. Eine Umver- und alle Bürger, ohne die Kultur demo-
teilung der Mittel ist möglich, wenn kratisch nicht denkbar ist..

} Investitionsmaßnahmen nicht nur mate- ; Sebi!

riell gesehen, sondern auch und vor al- VielfältigeTheaterlandschaft
4 lem als Investition in menschliche Ar- ; 2 n : w

e

| beit begriffen werden. Arbeit als ge- Die SPD tritt für eine vielfältige
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| Theaterlandschaft landesweit ein. In kunst ohne Einflußnahme auf die Kunst- |

| einem Austausch von Inszenierungen inhalte an.
sollten Theaterereignisse von Staats- |

theatern in andere bayerische . Städte Auch für die Kulturpolitik sind die
gebracht werden. Die Subvention des Herausforderungen der 80-ziger Jahre: ee

Kulturbetriebs darf sich nicht aus- die rasch um’ sich greifende Zerstörung |

| schließlich an den Kosten der Aus- der Umwelt, die Gefährdung des Frie-
stattung und der Honorare der Künst- dens, die Vernichtung von Arbeits-
lerinnen und : Künstler orientieren. plätzen und die zunehmende Abhängigkeit
Wichtiges Instrument bleibt dabei die der Menschen von Drogen aller Art.
Preisgestaltung für alle Bevölkerungs-
schichten. Je mehr es gelingt, eine Dieser Probleme nehmen sich Bürger-
breite soziale Besucherschicht mit gruppen, Vereine und Bürgerinitiativen
Theater- und Konzertarbeit anzu- an: Umweltwerkstätten, . Geschichtswerk- |

sprechen, desto mehr sollte diese kul- stätten, Sozialwerkstätten, Theater-
5 turelle Arbeit subventioniert werden. werkstätten, Kulturläden ermöglichen

es, den Menschen ortsnah in einer Form
Die für den Theater- und Konzertbereich anzusprechen, die bisher sträflich ver- |

notwendige Dezentralisierung ist auch nachläßigt worden ist. |

im Bereich der Museen zu realisieren.
Das Konzept der staatlichen Zweig- Ebenfalls über das System von Werk- 5

galerien ist unzureichend. Es sind ei- stätten können Arbeitsfelder für |

genständige Regionalmuseen mit museums- Menschen erschlossen werden, deren i

pädagogischen und bibliothekarischen Chancen durch die Arbeitslosigkeit be- |

Arbeitsmoglichkeiten zu schaffen. einträchtigt sind. Das Verstehen von
Arbeit als gemeinschaftsdienende Auf- |

In diesem Zusammenhang darf es bei den gabe in. Dienstleistungs-, Sozial- und |

Denkmalpflege nicht nur um den Erhalt in Umweltberufen ist besonders lebens- |

|
wichtiger Baudenkmäler oder hoch- bejahend. Für diese Arbeitswerkstätten
wertiger architektonischer Bauwerke setzt sich das neue Kulturverständnis |

:
gehen; sondern Wohn- und Arbeitsbe- „ein. |
reiche, die für bestimmte Bevölkerungs- Kunst als allgemeines Bildungsprinzip |

gruppen oder Zeitabschnitte eine be- und die Kunst als Unterrichtsgegenstand |
stimmende Rolle spielten, sollten so- brauchen gerade an bayerischen Schulen |

weit als möglich erhalten bleiben. einen erweiternden Spielraum. Es geht a

darum, Phantasie in der Schule zu

|

Bei den Büchereien fordern die Sozial- wecken, anstatt die Phantasie in der |
demokraten ein umfassendes Angebot, aus Schule zu unterbinden.
dem die Bürgerinnen und Bürger frei und
kostenlos wählen können: Vorzensur Die kreative Arbeit von Künstlerinnen ii

durch den Trager oder durch vorgegebene und Kiinstlern ist ein besonderer Bei- 1

| Listen seitens der Ministerien ist aus- trag zur kulturellen Vielfalt eines |

| zuschließen. Für die Autoren muß ein Landes. Ein gnadenloser Konkurrenzkampf ||

| gerechter Lohn für ihre geistige Arbeit macht jedoch ihre Werke in sehr starkem |

| sichergestellt werden. Maße von der Vermarktung abhängig. Dem

|

| kann nur entgegengewirkt werden, wenn
Eine besonders anregende Kulturform ist die Förderungsmaßnahmen für Künst-

|

| die Kleinkunst. Die Vielfalt dieser lerinnen und Künstler deutlich ausge-
Entwicklungen sollte durch staatliche baut werden. Offene Künstlerwerk-
oder kommunale Maßnahmen nicht einge- stätten, Atelierhäuser oder kleinere

| grenzt werden. Im Gegenteil: Die Frei- Sammlungen und Museen, denen Werk-
i heit der eigenen Programmgestaltung des ateliers angegliedert sind, würden

| künstlerischen Ausdrucks muß unter einen kulturpolitischen Impuls hervor-

| allen Umständen gewahrt werden. Wir bringen, der jenseits von Institutionen |

bayerischen Sozialdemokraten streben ein vielfarbiges Netz künstlerischer
| eine verstärkte Förderung der Klein- Zentren schaffen könnte.

|

|

i

li
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Unabhängigkeit von örtlichen, kommerziellen
I und lokalpolitischen Interessen - in-
a In Bayern hat die SPD mit zahlreichen ge- alg

e Malan eg a A pees oe|) sellschaftlichen Gruppen durch ein Volks- N h Do a ena Gegenren, 1912 . die. Festschreibung der 'Wreilte und ’KInchitehe, Gruppen, Burgerver:| öffentlich-rechtlichen Struktur des Rund- *inigungen, Bund Naturschutz, Kreis Heimat-I funks erzwungen(dies steht im Artikel 111 a Pflege, Jugendgruppen usw.). Hierfür sind

N BV). Die CSU hat nun versucht, dieses Ver- Sowohl Mittel aus dem Werbeaufkommen als| fassungsgebot zu unterlaufen, indem sie auch Öffentliche Mittel zur Verfügung zuI eine öffentlich-rechtliche Dachorganisa- Stellen.u tion, nämlich die "Landeszentrale für Neue es : “ :a Medien", mit 18 "örtlichen Kabelgesell- IM übrigen setzen wir uns für die Durch-il schaften", gegründet hat, unter. deren Setzung folgender Forderungen ein:| "Dach" die privaten Sender aber weitgehend : ;

1

:ay frei und unkontrolliert agieren können. 1., Keine weitere Verkabe ung vell Technisch werden sie von der Medienzentrale Kupfer-Koaxialkabeln. Diese transpor-
ul sogar noch kräftig unterstützt; ihr Pro- tieren zu wenig . sinnvolle Dienst-i gramm aber machen sie selbst. Wir Sozial- leistungen und sind: bereits ‚vor 1990
N: -demokraten sind davon überzeugt, daß der technisch veraltet

=il Bayerische Verfassungsgerichtshof unserer 2- Alle Kommunikationsnetze dürfen nur inil Klage stattgeben und ein derartiges Unter- öffentlich-rechtlicher Trägerschaft
\ laufen der Bayerischen Verfassung verbieten durch die Deutsche Bundespost betrieben

wird. werden. Die Post darf vom Endgeräte-
|) markt nicht ausgeschlossen werden.

H
l

Medienpolitisch hegt die SPD große Skepsis 3: Schaffung geeigneter Gremien auf allenil vor ungehemmter Fernsehprogrammvermehrung: Selbstverwaltungsebenen (Land, Bezirk,

Il Es gibt fast keine Nachfrage dafür, der In- Stadt, Landkreis), ähnlich den Rund-| halt beschränkt sich im wesentlichen auf funkräten, bei angemessener (mehrheit-

ii seichte Unterhaltung; journalistisch an- licher) NETERE LUN
G

der ENi spruchsvolle, bildende und informierende en ohne
, or one

a Programme der öffentlichrechtlichen Sender ständische Zielsetzungen (Kirc ln ns|

drohen dadurch an den Rand gedrängt zu wer- werkschaften, kulturelle Vereine etc.).I den. Schließlich ist ein radikal überhand- Diese Räte sollen alle Aktivitäten, die
ll nehmender Einfluß ‘der Werbung auf Art, In- übe

r

da
s Kabelnetz laufen, Kontrol-i halt und Darbietungsweise der Programme ie 0. aueh om Se en ee

(z.B. eingeblendete Werbespots) im kommer- beauftragten.

| ziellen Fernsehen zu beobachten (Programm *: a a auf alle

be N en Ser Rerun) 5; Hörfunk ~ soll weiterhin überwiegend
Die Bayerische SPD hat sich in ihrem ei- drahtlos verbreitet werden und darf nur
genen Gesetzentwurf (zur Ergänzung des , in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft
Ründfunkgesetzes)für eine Förderung des 1o- ~

stattfinden.

| kalen Hörfunks ausgesprochen. Wir wollten 5- Förderung des lokalen und regionalen

| damit, insbesondere in den weiten Teilen Hörfunks mit einem offenen Bürgerkanal.

| Bayerns mit Monopol-Zeitungen, alternative /- Die Versorgung mit lokalen Sendungen
Informations- und Kommunikationsangebote soll vorwiegend durch entsprechend
schaffen. Doppelmonopole (wenn der örtliche leistungsschwache und gegeneinander ab-

| Zeitungsverleger auch Herr des örtlichen geschirmte Sender auf den vorhandenen
| Hörfunks ist) müssen, jedoch vermieden wer- Funkfrequenzen erfolgen, um auch ohne

den. aufwendige Verkabelung alle Bürger zu
erreichen (auch in ländlichen Gebieten).

8. Keine Ausweitung des. Werbeanteils an
+ Örtliche Hörfunkprogramme, die sich in der Sendezeit (über den derzeit gelten-

24-stündiger Musikberieselung erschöpfen, den Stand hinaus).

Ih erfüllen unsere Vorstellung von lokalem 9. Sonn- und Feiertagswerbung bleibt ver-
| Hörfunks nicht. Lokaler Hörfunk muß - in boten.
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| 10. Gesetzliche Absicherung der Kabelan- |

| schlußverweigerung durch Wohnungseigen- |
| tümer und Mieter; gesetzliche Ver-

pflichtung für Hausbesitzer, eine

| leistungsfähige Antennenanlage für

| Fernsehen und Rundfunk für jeden Wohn- |

| block zu betreiben; Umlegung nur der |

nachgewiesenen Kosten auf die Bewohner. i

11. Datenübertragungen aus Wohnungen über |

Kabel .(im Rahmen des sog. Fernwirkens) |

darf nur nach Zustimmung durch die Be-
troffenen in jedem Einzelfall erfolgen. |

12. wirksamer Jugendschutz bei Videocasset- i

tenverleih- und -verkauf. |

13. . Demokratisierung der Redaktionen bei
| allen Medien (Druck, Wort, Bild) per |

Gesetz.

|

| 14. Kartellrechtliche Erweiterung der Ein- i
griffsmöglichkeiten bei Verlagsfusionen |

|
und regionaler Medien-Monostruktur sol- i

len gesetzlich verankert werden.
15. Einfiihrung von Lehrinhalten und Ubungen i

in die Lehrpläne, die es den Schülern

|

erleichtern sollen, mit Medienangeboten
:

A
sinnvoll] umzugehen. ı

16. Keine Fernmessungen über Verbrauch von 4

Heizung, Strom, Wasser usw. über Kabel. 1
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| FREIHELTLICHER STAATFÜR zu sein. Für uns ist der Staat für das
ll SELBSTBEWUSSTEBÜRGER Wohlergehen der Menschen da und nichta die Menschen fiir den Staat. Aber wira Sozialdemokraten wollen im Gegensatz zu| Die Bayerische SPD will eine Gesell- den Konservativen einen Staat| schaft, in der die Fähigkeiten allera Menschen entwickelt und gebraucht wer- der die Mächtigen und Privilegierten| den; eine Gesellschaft, in der die In- zügelt und an das Gemeinwohl bindet| teressen aller Gesellschaftsmitglieder der gegenüber kleinen Sündern zuri -

der Frauen und der Männer - gleichbe- rechten Zeit nachsichtig und milde ist| rechtigt sind. der stark und entschlossen ist, wenn es

N darum geht, die aus Gewinnsucht ge-al Die SPD ist von ihrer. Geschichte. her starteten Angriffe auf wertvolle Ge-
"il den Arbeitnehmern besonders ver- meinschaftsgüter oder auf die beschei-ij ‚pPflichtet und ihren Gewerkschaften aufs dene Existenz kleiner Leute abzuwehren

engste verbunden. Versuche, die Kraft und zu bestrafen

aa der Gewerkschaften zu schwächen, z.B. der die Interessen der Naturschutzes,i über die Einschränkung des Streikrechts die Rechte der Arbeitnehmer, der Hand-a (S 116 AFG) oder über die Spaltung der werker, Selbständigen, Freiberufler,

ul einheitlichen Interessenvertretung in der Mieter und Verbraucher, besserll Betrieben und Verwaltungen, stoßen auf durchsetzen kann

al
l

den entschiedenen Widerstand der SPD. für den die eigentumsunabhängigen Frei-

al Als Volkspartei sorgt sie aber ebenso heitsrechte aller Bürger ebenso

uy für das Wohl der Handwerker, der Frei- schützenswert sind, wie die aus dem Ei-

H
l

berufler, der Kiinstler, der Bauern und gentum flieBenden Rechte.A der Selbständigen.a i “ ee Wir Sozialdemokraten wollen auch die| Die SPD achtet und schützt religiöse Demokratie stärker machen und die Mit-

an
t

Überzeugungen aller Mitbürger. Sie ar- wirkungschancen der Bürger ausweiten,
nl beitet mit den Kirchen partnerschaft- indem wirN lich zusammen. Viele Sozialdemokraten
| handeln gleichermaßen als Christen. - - Plebiszitäre Elemente im Grundgesetz

na
y Christliche Mitbürger sind in der So- verankern werden

i
. Zialdemokratie stets willkommen. -

Gemeindebegehren und Gemeinde-
| N entscheid für wichtige kommunale

Die Bayerische SPD wurzelt in der Frei- Entscheidungen ermöglichen
| 5 : 3 g g

‚il heitsgeschichte und in der kulturellen - Mitwirkungs- und Mitbest immungs-

| Tradition Bayerns. Wir Sozialdemokraten rechte betroffener Bürger in vielen

Ill lieben unsere Heimat. Bayerische So- gesellschaftlichen Bereichen schaf-
! zialdemokraten wie Georg von Vollmar, fen oder ausbauen und stärken

Karl Grillenberger, Erhard Auer, Albert - = betroffene Bürger an Planungen der
Roßhaupter, Toni pfülf, Wilhelm öffentlichen Hand früher und nach-
Hoegner, Waldemar von Knoeringen bis haltiger beteiligen
hin zu Thomas Wimmer und Käthe Strobel - die Verbandsklage gegen öffentliche
haben in den vergangen hundert Jahren Fehlplanungen einführen und damit
bayerische Politik geprägt. Die Baye- den Naturschutzverbänden eine be-
rische Verfassung stammt vom Sozial- .sondere Klagebefugnis einräumen
demokraten Wilhelm Hoegner, Bayerischer - Genossenschaften als Formen des

N
.

Viele bayerische Landkreise und Gemein- ders: fördern.

| den, vor allem die bayerischen Groß-

| städte München, Nürnberg, Augsburg,
Würzburg und Erlangen werden seit Jahr-

I zehnten sozialdemokratisch regiert.

| Für uns Sozialdemokraten braucht der
i Staat nicht allzuständig und allmächtig

|
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| Wir Sozialdemokraten wollen den demo- So leidenschaftlich wir Sozialdemo- i

i kratischen Gedanken des Föderalismus kraten Gewalt und Terror verachten und |

| auch im Innern Bayerns verwirklichen: bekämpfen, so leidenschaftlich treten i

| Wir fordern wir für Meinungs- und Demonstrations-

| freiheit, für Zivilcourage und für Kri-

| den Ausbau der Bezirkstage zu echten tikbereitschaft ein.

| Regionalparlamenten nach dem Vorbild i

| der schweizer Kantonalparlamente Wir Sozialdemokraten widerstehen daher 4

| die Verlagerung von Aufgaben. und Zu- ‚engagiert jedem Versuch konservativer

| ständigkeiten von der Staatsregierung Politik, |

| auf die. Bezirke, von Aufgaben der Be- - politische Grundrechte einzu- |

| zirke auf die Kreise, von Aufgaben der schränken und auszuhöhlen

| Kreise auf die Gemeinden - rechtschaffene, aber kritische Bür-

| eine Dezentralisierung der Behörden und ger zu überwachen und zu gängeln i

eine Ansiedlung geeigneter Zentralbe- - Kritik am Staat, an einer Partei, an |

| hörden in anderen Städten Bayerns, der Politik zu unterdrücken oder

| nicht nur in München auch nur zu erschweren ae

| die bewußte und gezielte, ideelle und - Schüler, Auszubildende und Studenten. N

| finanzielle Pflege und Förderung alt- wegen kritischer Äußerungen zu ver- oe

| bayerischer, fränkischer und haften oder zu verfolgen

| schwäbischer Kultur; mehr noch, der - kritischen Menschen grundgesetz- x

|

| alpenländischen, allgäuerischen, nie- widrig den Zugang zum öffentlichen
& derbayerischen, oberpfälzischen, ober- Dienst zu verwehren i

| fränkischen, mainfränkischen, mitte]- - Beamte, Richter und Soldaten, unbe-

|

| fränkischen Kulturprägungen. schadet der im Dienst gebotenen Zu- A

|

: rückhaltung, als. Bürger zweiter \

| Unsere Gerichte und Richter müssen mit Klasse mit weniger Grundrechten zu i

| einer unübersehbaren Gesetzesflut behandeln. i

| kämpfen. Sie sind andererseits einer |

| Prozeßflut ausgesetzt. Sie können des- Wir Sozialdemokraten fordern daher, die |

| halb immer weniger gründlich ent- Verschärfung des Demonstrationsrechts i

| scheiden. Die Prozesse ziehen sich zurückzunehmen, den Radikalenerlaß auf- i

monate- und jahrelang hin. Die Kosten- zuheben, den bayerischen "Maulkorb- i
risiken sind unübersehbar. Grundsatz erlaB" wieder zu beseitigen und das

|

| für die bayerischen Sozialdemokraten Polizeiaufgabengesetz zu novellieren. |

| ist, daß der rechtsuchende Bürger vor ;

| Gericht menschlich behandelt und aus- i

| reichend gehört wird. Dazu gehört auch, |

| daß er in kürzerer Zeit als bisher eine |

| verständliche und einsichtige Ent- |

| scheidung erhält. i

1

; |

|

|

|

Wir Sozialdemokraten fordern deshalb

|

- das geltende Recht zu entrümpeln und

|

| für eine bürgerfreundliche Recht- i
Ba sprechung zu sorgen. - i

|

- mehr Richter und Rechtspfleger |

- eine bürgernahe und bürgerfreund- |

| liche Rechtsprechung, auf die die |
. “Richter bei der Ausbildung und Fort- il

| bildung vorbereitet werden, i

|

- den Ausbau der von der SPD geschaf- i

| fenen Beratungs- und Prozeßkosten- i

| hilfe für einkommensschwächere Bür- i]

ger. i
i}

|
ii

i
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ll Polizei und Innere Sicherheit - Durch laufende Sonderschulungen ist| sicherzustellen, daß Polizei und Justiz
ll ständig über das geltende Umweltrecht| Sozialdemokratische Politik der Zukunft und über die aktuelle Entwicklung der

A darf weder das Rechtssystem noch die Poli- Ermittlungsmethoden informiert sind.| zei einem überholten Rollenverständnis
- . Zur Bekämpfung der Umwelt- und Wirt-ll überlassen. schaftskriminalität ist die Polizei mit| Zukünftig ist die Aufgabe der Polizei auf zusätzlichem Personal auszustatten| den - zuallererst sozial zu begriinden-

|

den - Schutz der Interessen der Bürger zu- - Die Verkehrssicherheit wird auf unserenll rückzuführen. Die innere Sicherheit muß als Straßen durch präventive Maßnahmen ver-

dl Garant der freiheitlichen Entwicklung des bessert| einzelnen in der Gesellschaft durch Ge-
| währung von Chancengleichheit, Lebenshilfe -

0Originäre polizeiliche Aufgaben dürfenll und sozialer Sicherheit verstanden werden ‚nicht durch "schwarze Sheriffs" oderil und darf nicht der Aufrechterhaltung unge- andere private Sicherheitsdienste wahr-

"ll rechter Machtverteilung dienen. Die Polizei genommen werden.ll kann nicht das Instrument sein, um gesell- Verfassungsschutz ist unverzichtbar.
il: schaftliche Konflikte auszutragen. Der Ein- Wir Sozialdemokraten wollen den Ver-
| satz staatlicher Machtmittel hat allein dem fassungsschutz dazu bringen, sich aufI.

Schutz der Rechtsgüter des einzelnen und die erklärten Feinde der Demokratie -| der Gemeinschaft zu dienen. auch die Rechtsradikalen - zu konzen-

ll trieren. Alle über rechtschaffene Bür-| Bayerischen Sozialdemokraten fordern: ger bisher gesammelte Daten sind zu| en, vernichten. Der Verfassungsschutz ist| = Schwerpunkt der polizeilichen Arbeit einer beständigen und wirksamen par- |

| soll der Kontakt zum hilfesuchenden lamentarischen Kontrolle zu unter-
ll Bürger sein. Die Bereitschaftspolizei werfen, die ein Eigenleben unterbindet

H
l

ist nach Möglichkeit zur Unterstützung und Sprangersche überwachungsmethoden

N des Einzeldienstes heranzuziehen. Poli- ausschließt.| zeiliche Hilfe muß vor Ort ereichbarH
l sein, denn nur der direkte Kontakt ist Das Asylrecht nach Art. 16 Grundgesetz| Garant für das Sicherheitsgefühl des ist ein unverbrüchliches Menschenrecht.

Bürgers Wir Sozialdemokraten bekennen uns dazu— und widersetzen uns jeder einschränken-i - Die Polizei ist in Fragen des Daten- den Veränderung. Vor allem wollen wir| schutzes besonders auszubilden und hat Asylbewerber menschenwürdig unter-

lt die Einhaltung des Datenschutzes zu be- bringen, ernähren und beschäftigen. Das

} achten jahrelange Verbot der Arbeitsaufnahme
it ist menschenunwirdig. Wer auf der

EU - Der Einsatz von CS- und CN-Reizgasen Flucht vor politischer Verfolgung mit
| bei Demonstrationen wird strikt abge- Gefahr für Leib und Leben bei uns Asyl
I lehnt. Die Kampfstoffe haben aus den sucht und dieses Asylrecht nicht fir

| Listen der für die Polizei zulässigen andere Zwecke mißbraucht, kann auf un-

| "Distanzwaffen" ohne "Ersatz zu ver- seren Beistand rechnen. Wir Sozialdemo-
| schwinden. Die Polizei ist sich bewußt, kraten verkennen aber auch nicht, . wie

| daß Versammlungs- und Demonstrations- schwierig und problematisch das Zu-
teilnehmer nur ihre Grundrechte in An- sammenleben von Deutschen mit Auslän-
spruch nehmen dern sein kann. Unsere Ausländerpolitik

| nimmt daher auch auf die berechtigten
| = “Die polizeilichen Vollzugsdienst- Belange der deutschen Bevölkerung Rück-

stellen, das Bayerische Landeskriminal- sicht.
amt und die Staatsanwaltschaften und
Gerichte sind personell und sachlich Datenschutz ist "die: Befugnis des ein-

! für eine bessere Bekämpfung von Umwelt- zelnen Bürgers, grundsätzlich selbst zu
delikten auszustatten entscheiden, wann und innerhalb welcher

i

|
|
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| Grenzen persönliche Lebenssachverhalte

|

| offenbart werden", so das Bundesver-
| fassungsgericht. In diesem Sinne ist |

Datenschutz ein neues Element der Ge- i
waltenteilung im freiheitlichen Staat,

| der sinnvollerweise nicht auf den Ein- I
satz von Computern und Datenbänken ver- |

| zichten kann. Dies braucht auch keinen

| Bürger zu beunruhigen, denn nach diesem |

| Urteil kann dem Bürger nur die Preis- |

| gabe derjenigen Daten abverlangt wer- i

den, die entweder eine ausdrückliche |

| gesetzliche Vorschrift vorsieht oder zu

i

der er sein Einverständnis gibt. Die i

Politik der Konservativen, die den Da- |

tenschutz aushöhlen wollen unter dem

| Vorwand einer wirksameren Verbrechens- |

bekämpfung, wird von uns als obrig- \

keitsstaatlich-reaktionäres Denken ab- N

|

| gelehnt. °

| 7 i
| Immer mehr Mitbürger in Bayern suchen a

|

|

_ Gerechtigkeit über die Petition. Der i

| Petitionsausschuß des Bayerischen Land- i

| tags ist zur "Klagemauer der kleinen |

Leute" in ihrem Kampf gegen eine oft |

| unmenschliche Bürokratie geworden. Ein I

| Drittel aller Eingaben hat Erfolg. Wir |
Sozialdemokraten wollen diese für die |
Glaubwürdigkeit des Parlaments so wich- #

| tige Aufgabe durch eine Reform des |

|
Petitionsrechts noch wirkungsvoller i

| machen. Durch das Recht auf Aktenein- i,

| sicht, auf Zeugen- und Sachverstän- |

| digeneinvernahme und die Möglichkeit |

| der Anhörung des Hilfesuchenden und an- i
| derer Personen sollte eine bessere i

Sachaufklärung zum Nutzen des Petiten- i
| ten möglich gemacht werden. i

:

| |

| |

|
|

i |

|

|

|

N x i

|
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. || KommunaleSelbstverwaltungstarken die Zuweisung des vollen Grunderwerbsteuer- |

| aufkommens an die Gemeinden - wie dies bis|| 1983 der Fall war - sowie die Finanzierung
| Der Mehrheit der CSU hat die Verantwortung der Sozialhilfe der Bezirke aus allgemeinen

IE der Gemeinden für ihr Gebiet und für die Haushaltsmitteln des Freistaats und nicht
i Belange ihrer Bürger immer mehr ausgehöhlt. aus dem Topf des Finanzausgleichs.
| Die bayerischen Sozialdemokraten wollen die
| Gemeinden in ihren angestammten und ver- Zum Leben in allen Bereichen der Städte und
| fassungsmäßig verbrieften Rechten der Gemeinden gehört der Sport in einer ge-
| Selbstverwaltung wieder starken. sunden Umwelt.

| Eine der zentralen kommunalen Schwerpunkt- . Auch in Zukunft müssen der Bau und die| aufgaben liegt im Bereich der Wirtschaft Nutzung einer ausreichenden Zahl von| und der Arbeitsplätze. Dabei sind die Mög- orts- und wohnnahen Spiel- und Sportanlagen| lichkeiten von Städten und Gemeinden be- gesichert sein. Diese Einrichtungen sind| grenzt. Die Einrichtung eines Zweiten Ar- vor allem im Interesse der Kinder und Ju-| beitsmarkts sowie die Förderung bereits gendlichen, der älteren und behinderten| vorhandener Industrie- und Gewerbebetriebe Mitbürger unverzichtbar.

i sind zu klassischen kommunalen Aufgaben ge-
worden. Genauso wichtig, ist, daß im kommu- Eine geordnete Bauleitplanung, die die Be-

|© nalen Dienstleistungssektor dort zusätz- jange des Umweltschutzes und die Interessen
| liche Beschäftigungsmöglichkeiten ge- von Sport, Freizeit und Erholung der Bürger

| schaffen werden, wo für die Allgemeinheit beachtet, ist die beste Voraussetzung zur| sinnvolle Arbeit geleistet werden kann. An- vorbeugenden Konfliktvermeidung.i gesprochen sind hier vor allem die Bereiche

| Kultur, Freizeit und Schule, die sozialen Die schon gesetzlich vorgeschriebene - aber| Dienste, der Umweltschutz und die Pflege nicht immer praktizierte - Berücksichtigung
a von öffentlichen Anlagen und Gärten. der Gesichtspunkte "Umwelt und Sport" muß
i bindende Voraussetzung fiir die Genehmigung

Den Wünschen nach wohnungsnaher Erholung von Flächennutzungs- und Bebauungs-
i ist vor allem. auch durch die Förderung von plänen werden, die Flächen für Sport- und

|

Freizeiteinrichtungen in der Näheder. Wohn- Freizeitanlagen vorsehen. Bei zulässigen

\ gebiete Rechnung zu tragen. Die Kommunen Vorhaben außerhalb von Bebauungsplänen muß

|

- erbringen hier oftmals Leistungen, die auf die Abwägung denselben strengen Kriterien

|

Dauer ihre Finanzkraft übersteigen. Andere genügen.
stehen wegen der erforderlichen hohen Auf-
wendungen noch abseits. Hier muß der Frei- Besonders wichtig ist die frühzeitige An-

| staat (wie z.B. Nordrhein-Westfalen) den hörung aller Betroffenen während der Auf- |

ji Kommunen und Freien Trägern von Beschäf- stellung der Flächennutzungs- und Be-
1 tigungsmaßnahmen eigene Fördermittel zur pauungsplane.
i Verfügung ‚stellen und so einen wichtigen

Beitrag zur Erfüllung dieser notwendigen Sportorganisationen sind im Aufstellungs-

| Aufgaben leisten. verfahren dieser Pläne anzuhören.

| Um ‘den Kommunen mehr Raum zur freien Ent-
scheidung über unabweisbare Investitionen In. Bayern gibt es, derzeit rd. 13.000 Ver-

| zu gewähren, muß mit der Politik des "gol- eine mit 3 Millionen Mitgliedern. Die Baye-
denen Zügels", die von der Staatsregierung rische SPD sieht in der Stärkung dieser
beim kommunalen Finanzausgleich seit Jahren

: Vereine eine vordringliche Aufgabe

| praktiziert wird, endlich Schluß gemacht
i werden. Konkret bedeutet dies, daß den Km - durch Erleichterung von Spenden und

munen eine bessere Finanzausstattung zuteil durch steuerliche Begünstigung für die

N werden muß. Vordringlich ist dabei die Er- Vereine ; : : :

N höhung der frei verfügbaren Mittel zu - durch die Sicherung des Einsatzes einer
Lasten der zweckgebundenen Zuweisungen. ausreichenden Zahl von Ubungsleitern

N Deshalb fordern wir die Erhöhung des kommu- - durch eine besondere Unterstützung der
nalen Anteils am allgemeinen Steuerverbund, Jugendarbeit in den Vereinen.

|
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' Schulsport und Seniorensport sind weiter zu

|

fördern und auszubauen. Ein Programm zur I

Sanierung und Modernisierung bestehender |

Sportstätten ist in Bayern längst über- I

|

fällig.
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SOZIALDEMOKRATISCHE AUSLANDERPOLITIK wiegend ungenügend gefördert. Muttersprach-

i licher Ergänzungsunterricht allein ist kein
| hinreichendes Mittel zur Förderurfg. Das
| In Bayern leben z.Zt. über 660.000 Aus- CSU-Kultusministerium blockiert aber bewußt| lander; das entspricht einem Anteil von 6,1 alle Maßnahmen, die geeignet sein könnten,
| % an der Gesamtbevölkerung. (Bundesdurch- die Integration ausländischer Kinder zu

schnitt: 7,2%). Mehr als zwei Drittel der fördern.
| hier lebenden erwachsenen ausländischen
ll Bürger halten sich über acht Jahre in der Die Arbeitslosigkeit ausländischer Jugend-
| Bundesrepublik auf. licher ist - aufgrund der mangelhaften Qua-
a lifikation - anteilig erheblich höher als

| Ausländische Arbeitnehmer wurden über Jahre bei Deutschen.
i hinaus als billige und willige Arbeits-
i krafte angeworben. Sie leisteten und Wir Sozialdemokraten fordern daher:

| leisten heute noch mit ihrer Arbeitskraft

i einen erheblichen Beitrag zu wirtschaft-
| lichem Wachstum und damit zum Lebensstan- - Die Einführung des Kommunalen Wahl-

i dard aller. Ganze Wirtschaftszweige sind rechts für Ausländer, wie es z.B. in
| heute überwiegend von der Arbeitskraft der Schweden, den Niederlanden und einer

ausländischen Mitbürger abhängig. Reihe anderer westeuropäischer Staaten

N besteht
Unbeschadet dieser Tatsachen werden die - Bis zur Einführung des kommunalen Wahl-

i ausländischen Bürger von der Staatspartei rechts für Ausländer sind in den
ll CSU und von der Wende-Regierung als Städten und Gemeinden Ausländerbeiräte

i

:
Menschen zweiter Klasse behandelt, vom durch demokratische Wahlen zu bilden.

| Kapital als arbeitsmarktpolitische Die Bayerische Gemeindeordnung ist da-| Manövriermasse mißbraucht. hingehend zu ändern, daß diesen gewähl-i ten Gremien eine möglichst große Mitbe-

|

Ausländische Mitbürger haben keinerlei stimmung in allen, die Ausländer spe-\ politische Vertretung. Sie tragen zwar mit ziell betreffenden, Fragen gewährt

i ihren Steuern z.B. zum Haushalt der Kom- wird. Dazu gehört selbstverständlich
i munen bei, können aber über deren Verwen- Rede- und Stimmrecht in den Bürgerver-|. dung nicht mitbestimmen. sammlungen.
i ; - Die Begrenzung des Familiennachzugs ist

Bayern ist neben’ Baden-Wiirttemberg das ein- inhuman und ist ersatzlos zu streichen

| zige Bundesland, in dem der ausländische (Beispiel: Hessen)

dl Ehepartner, ggf. auch die Kinder, erst nach = Inanspruchnahme von Sozialhilfe darf

\ dreijähriger Ehe nachfolgen dürfen. Das kein Ausweisungsgrund sein.

} Grundgesetz stellt Ehe und Familie in Art. - Ehepartner und Kinder von Ausländern
| 6 unter den besonderen Schutz des Staates. erhalten ein eigenständiges Aufent-

Im deutschen Familienrecht gilt eine Ehe halts- und Arbeitserlaubnisrecht.

| nach dreijähriger Trennung als zerrüttet - Ausbau der Beratungsdienste für Aus-
und ist zu scheiden. Die Regelung des Fami- länderinnen, insbesondere muttersprach-

| liennachzugs ist somit grundgesetz- und liche Sozialpädagog/en/innen und
rechtswidrig. Psycholog/en/innen

- Die schulische Situation der auslän-
Die Ehefrauen und auch die Kinder von Aus- dischen Kinder muß erheblich verbessert
ländern haben keine eigenständige Aufent- - werden. Sie sind in die Regelklassen
haltserlaubnis, sondern sind in der Regel

° zu integrieren und für die Klassen- |

an die Aufenthaltserlaubnis des Ehemannes stärke doppelt zu zählen. Die Lehrer
gebunden. Bei einer Ehescheidung z.B. ver- sind speziell mit der Problematik
liert die Ehefrau - auch die Kinder, wenn ausländischer Kinder vertraut zu
sie der Ehefrau zugesprochen werden - ihre machen. Die Lehrpläne sind so auszu-
Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis. richten, daß ausländische Kinder

| verstärkt gefördert werden können

| In Bayern werden ausländische Kinder über-
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- Bei der Berufsausbildung sind aus- |

ländische Jugendliche besonders zu
fördern (z.B. Förderklassen in den i

Berufsschulen), |

Der Wille und die Fähigkeit zur Integration
hängen in hohem Maße von der Rechtssicher- |

heit der ausländischen Bürger ab. Das der-

|

zeitige Ausländerrecht definiert einseitig |

das Interesse des Staates. Die Gesetze \

schreiben nur die Pflichten der Ausländer q
fest. Rechte sind lediglich Kann-Bestim- ;

mungen, die den Verwaltungen als Ermessens- |

entscheidungen überlassen sind. |

Grundsätzlich treten wir Sozialdemokraten |

daher für eine umfassende Reform des Aus-
länderrechts ein, das verbindliche Rechts- |

normen schafft und sich an den Bedürfnissen |

der Menschen orientiert.
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| Für eine Zukunft ohne Kernenergie - Die Mehrheit der Bürger ist nicht
| mehr bereit, diese Risiken länger

| zu tragen.

Die Bayerische SPD fordert im Einklang Wir Sozialdemokraten können dieses von
oe mit der gesamten SPD: den Ausstieg aus Unionspolitikern sogenannte "Rest-

der Kernenergiewirtschaft. risiko" vor unserem Gewissen und vor

| unseren Mitbürgerinnen und Mitbürgern

1 Auch wir Sozialdemokraten haben auf nicht verantworten. Wer nach Tscher-

| die friedliche Nutzung der Kernenergie nobyl immer noch "Kernkraft ohne Wenn
| gesetzt. Dazu bekennen wir uns. Aber und Aber" fordert, verläßt eine ver-

| wir sind lernfähig. Wir haben die fassungsmäßige Ordnung, die die Men-| Kraft zur Umkehr, wenn sich ein Weg schenwürde, das menschliche Leben und| als falsch erweist. die körperliche Unversehrtheit der| Menschen zu höchsten Rechtsgütern er-| Nach einer langen und kontroversen klärt.
| Diskussion, u.a. auf den Parteitagen
| in Hamburg 1977, in Berlin 1979, hat
| der Essener Parteitag im Jahre 1984

| beschlossen: “Die Nutzung der Kern-

| energie ist nur für eine Übergangszeit
zur verantworten. Wir wollen keinen

i Einstieg in die Plutoniumswirtschaft

i und keinen weiteren Zubau von Kern-
kraftwerken. Auf längere Sicht soll
vollständig auf die Nutzung der Kern-

| energie verzichtet werden."

4 Für Sozialdemokraten wurde deutlich,

| daß diese Technologie durch den Be-

{ trieb der Kernkraftwerke nicht nur

| eine erhöhte Belastung durch Radioak-
ge tivität mit sich bringt, sondern das

i ungelöste Problem der Entsorgung mit
| weitreichenden radioaktiven Belastun-

gen für die Bevölkerung verbunden ist
1
- und im Fall eines Gaus die Bevölkerung

nicht geschützt werden kann.

Nach den Unfällen von Windscale und
1: Harrisburg hat uns die Reaktorka-

tastrophe von Tschernobyl dramatisch
und folgenschwer gezeigt:

-
Die Kerntechnologie ist nicht ab-
solut sicher und deshalb nicht be-
herrschbar.

- Beim Eintritt eines Schadens sind
nicht nur Gesundheit und Leben der
Menschen im eigenen Land, sondern
weltweit gefährdet. ;

-. Solche Schäden sind nur durch den

| Ausstieg aus dieser Technologie zu
vermeiden.
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| Unser Weg aus der Kernenergiewirtschaft Unser Programm für den Ausstiegin |

| Bayern

|

|

| Das sofortige Abschalten aller Kern- Unser Programm für den Ausstieg aus

| kraftwerke ist technisch möglich, aber der Kernenergiewirtschaft sieht fol-

| ökologisch nicht vertretbar. Eine gende Schritte vor:

| idealistische, aber illusionäre Poli-
| tik kann sich darauf beschränken, den 1. Neue Kernkraftwerke werden nicht |

| Sofortausstieg zu fordern und zu ver- mehr geplant oder weiter geplant

| künder. Eine realistische Politik muß (z.B. Pfaffenhofen im Landkreis |

| den Ausstieg aus der Kernenergiewirt- Dillingen). j

| schaft sorgfältig planen, dessen Fol- |

| gen abschätzen und Schritt für Schritt 2. Im Bau befindliche Kernkraftwerke

|

| verwirklichen. Mit dieser Arbeit muß werden nicht mehr weiter gebaut |

| sofort begonnen werden. Der (z.B. KKW Ohu II). |

| vollkommene Ausstieg aus der Kernener- |

| giewirtschaft wird um so schneller 3. Das Kernkraftwerke Isar I ist so--

| möglich, je eher es gelingt, fort abzuschalten, weil der dort
| erzeugte Strom angesichts des ge- |

| > den Energieverbrauch durch Ener- bremsten Strombedarfs bereits hu- _

| giesparen wesentlich zu senken, te durch klassische Energieträger |

ersetzt werden kann.

|

- alternative Energiequellen, insbe-
sondere Solarenergie und Erdwärme 4. Die Kernkraftwerke Grundremmingen

|

. zu erforschen und zu nutzen. B und C und Grafenrheinfeld werden

| nach den Erkenntnissen von Tscher-
- Klassische Energiequellen aus fos- nobyl zunächst strengsten Sicher-

|

| silen Brennstoffen fiir eine Uber- heitskontrollen unterworfen. Sie |

| gangszeit in einer ökologisch ver- werden nachgerüstet oder stillge- |

| träglichen Form zu nutzen. legt, wenn sie den aktuellen

| Sicherheitstandards nicht angepaßt |

| Unsere Politik ist nicht technologie- werden können. Sie werden in jedem

| feindlich. Im Gegenteil: Unser Mut zum Fall stillgelegt, sobald eine al-

| Ausstieg ist mit dem Vorsatz verbun- ternative Energieversorgung in
| den, alternative Technologien ener- Bayern sichergestellt ist. Vor je- |

|
gisch zu fördern. Naturwissenschaft- der fälligen Grundrevision dieser

| ler, Ingenieure und Unternehmen der Kernkraftwerke ist deren Stille- |

| Energiewirtschaft fordern wir nach- gung der Wiederinbetriebnahme vor-

| drücklich auf, ihren Erfindungsgeist, zuziehen. |

| ihren Sachverstand und ihr Produktiv- |

| vermögen in diesen Alternativen zu in- 5. Der "Schnelle Brüter" in Kalkar |

| vestieren, weil Kernkraft keine Zu- geht nicht in Betrieb.

| kunft mehr hat. j

| 6. Der Bau der Wiederaufbereitungsan- |

| Wirtschaftlich betrachtet handelt es lage in Wackersdorf wird einge-

| sich bei einem Konzept zum Ausstieg stellt. Der Taxöldener Forst wird
| aus der Kernenergie mit Sicherheit um wiederaufgeforstet. Die Endlage-

|

I das umfangreichste, mittelstandsorien- rung muß intensiv erforscht werden. =

tierte arbeitsmarktpolitische und be-

|

| schäftigungsfördernde Programm, das es 7. Der bisher angefallene Atommüll

|

| in Bayern seit dem Wiederaufbau gege- wird endgelagert. \

| ben hat. \

| 8. Spätestens 1995 ist der letzte !

| Atomreaktor stillzulegen. !

| Zur Verwirklichung dieses Programms N

schlagen wir folgende gesetzgeberische i
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| und administrative Maßnahmen vor, die 6. In internationalen Verhandlungen |

j wir bei gegebener parlamentarischer und Vereinbarungen ist für höhere
| Mehrheit selbst durchsetzen werden: Reaktorsicherheit und den geplan-

| ten europdischen Ausstieg aus der,
1. Das Atomgesetz und das Energie- Kernenergietechnologie zu sorgen. :

wirtschaftsgesetz des Bundes sind Ein dafiir geeigneter Technologie-
I so zu novellieren, daß der Aus- transfer wird energisch gefördert.
| stieg aus der Kernenergiewirt-

4 schaft nicht nur möglich, sondern 7. In allen Teilen Bayerns sind qua- |

zwingend vorgeschrieben wird. Wir lifizierte Meßstellenzur Ermitt-
fordern die SPDBundestagsfraktion lung von Radioaktivität einzurich- |

N auf, entsprechende Gesetzesinitia- ten. Die Meßwerte sind regelmäßig

| tiven zu ergreifen. zu veröffentlichen. Die. Bürgerin-
nen und Bürger sind über die Fol-

2. Die Haushaltsmittel des Bundes und gen und Spätfolgen der Radioakti-
des Freistaates Bayern, die für vität, sowie über Verhaltensmaßre- |

die Erforschung und Förderung der °
geln regelmäßig und erschöpfend |

Atomenergie ausgegeben werden sol- aufzuklären.
len, sind - ausgenommen der Gelder |

für die Sicherheit der noch still-
:

zulegenden KKW und für die End- |

lagerung - zu sperren. In den fol- |

|
genden Haushaltsjahren sollen sie |

für die Erforschung und Förderung |

alternativer Energien und Energie- |

spartechnologien eingesetzt wer- |

den. SPD-Bundestagsfraktion und |

SPD-Landtagsfraktion sollen ent- |

|
sprechende Anträge einbringen.
Mandatsträger/innen in Parlamen- |

ten, Ausschüssen, Aufsichtsund |

e Beirdten haben darauf hinzuwirken, |

;
daß keine weiteren Finanzmittel] |

zum Bau von kerntechnischen Anla- |

gen bewilligt werden. |

3. Für die von diesen Maßnahmen un- |

mittelbar betroffenen Arbeitnehmer |

sind gleichzeitig standortnahe Al-
|

ternativarbeitsplätze in Rahmen |

des Energieeinsparkonzeptes zu

|

schaffen. |

4. Bund und Freistaat Bayern legen |

umfangreiche Energiesparprogramme |

‘ für Privathaushalte, Wirtschaft,
Verkehr und öffentliche Hand auf, j

die zu regionalen und kommunalen
Einsparmaßnahmen führen. |

5. Die Energiewirtschaft darf für ho-
hen Stromverbrauch nicht mehr wer- |

ben und höheren Stromverbrauch
nicht mehr durch billige Tarife
begünstigen.
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WeiteresVorgehen Widerstand gegen den Bau der WAA

|

: Wackersdorf
Der Landesparteitag der Bayerischen
SPD begrüßt das von einer Kommission Wir Bayerischen Sozialdemokraten wi- 4

| des Landesvorstandes und der Landtags- dersetzen uns dem Bau der WAA in |
fraktion vorgelegte Konzept mit Ele- Wackersdorf mit allem Nachdruck, je- |

menten für ein Ausstiegskonzept aus doch friedlich und gewaltfrei. Wir ha-
der Kernenergiewirtschaft in Bayern ben mit Rechtsbrechern am Rande fried- a4

(siehe Anhang). Dieses Konzept zeigt, licher Demonstrationen nichts gemein.
daß ein schrittweiser aber konsequen- Die älteste demokratische Partei in
ter Ausstieg ohne unannehmbare Folgen Bayern braucht von den Konservativen
für Stromversorgung, Arbeitsmarkt, keine Belehrungen in Sachen Rechts-
Volkswirtschaft und Ökologie organi- staat und Demokratie entgegenzunehmen.
siert werden kann. Wenn dieser Aus- Wir wenden uns deshalb auch mit allem 1

stieg politisch gewollt wird, ist er Nachdruck gegen die Wiedereinführung \

technisch und ökonomisch auch möglich des alten Landfriedensbruchspara-

|

und ökologisch verträglich. graphen. Für uns steht das Recht auf
i Demonstrationsfreiheit in keinster |

Der Landesparteitag erwartet, daß die- Weise zur Disposition. Unsere Partner |
ses Konzept zu einem konkreten Aus- sind vor allem die betroffenen Bür- =

stiegsplan weiterentwickelt und zu- gerinnen und Bürger der Oberpfalz, der |

nächst in die vom SPD-Parteivorstand Bund Naturschutz und alle anderen De-

|

eingesetzte Kommission als bayerischer mokraten, die friedlich mit uns oder

|

Beitrag zum Gesamtprogramm der SPD neben uns demonstrieren. Zusammen wol-
eingebracht wird. len wir die Bayerische Staatsregierung

|

vom Bau der WAA abbringen. 1

Es ist und bleibt Tatsache, daß die |

Wiederaufarbeitung abgebrannter Brenn-

|

elemente sicherheitstechnisch nicht
beherrschbar, energiewirtschaftlich
nicht notwendig und ökonomisch un- i

sinnig ist, daß das Problem der Ent-
sorgung der deutschen AkWs durch den |

Bau einer WAA nicht gelöst, und das |

. durch den Bau einer WAA gewollt ein
"Sachzwang" fiir den Einstieg in die |

kommerzielle Nutzung der Brütertechno-
|

| logie geschaffen werden soll. Entgegen
den Hoffnungen der DWK, der Baye-
rischen Staatsregierung und der der- |

zeitigen Bundesregierung stellt sich I

aber auch in der strukturschwachen, i
: unter hoher Arbeitslosigkeit leidenden |

mittleren Oberpfalz die erhoffte Ak- |

zeptanz für die Errichtung einer WAA
|

nicht ein. |

Besonders bedenklich ist, daß die
Staatsregierung der Oberpfalz die Wie- I

deraufbereitungsanlage schmackhaft \

machen will, in dem sie tausende von |

Arbeitsplätzen verspricht. In Wirk-
lichkeit werden für die WAA nur 1.500 i

Dauerarbeitsplätze geschaffen, die
meisten davon für hochqualifiziertes |
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| wissenschaftliches Personal. Arbeits- Der Widerstand gegen die WAA ist nicht |

| lose Oberpfälzer werden keine Arbeit mit immer größeren Polizeikräften und |

| finden. immer schärferen Maßnahmen und Waffen

|

£ . . zu beenden, sondern ausschließlich und
Die SPD hat vergeblich versucht, mit allein durch die Einstellung des Baus

| der Staatsregierung Alternativen zur der WAA in Wackersdorf. Erst dann

| WAA zu diskutieren. Mit den gewaltigen herrscht wieder Friede und Ruhe in der

I staatlichen Mitteln, die die WAA ver- Oberpfalz. |

| schlingt, hätte die Oberpfalz ein Zen- |

| trum der Umwelttechnologie werden kön- Die besten Konzepte helfen den Men-
I nen. schen nichts, wenn sie nicht Wirklich- |

keit werden. Gegen die bedingungslosen |

Dem sozialdemokratischen Landrat’ Hans Verfechter der Kernenergie ist eine |

Schuierer spricht der Landesparteitag Mehrheit für die Sozialdemokratie in |

fiir seinen engagierten Einsatz im Land und Bund zu erreichen.
Dienste seiner Mitbiirger Dank und An-
erkennung aus. |

|

;

Wir Sozialdemokraten tragen unsere '

|

‚ Politik nicht auf dem Rücken von Poli-

| zeibeamten aus.. Wer als Beamter nach
I Recht und Gesetz seine Pflicht er- |

| füllt, ist nicht unser Gegner. Wir
mißbilligen jedoch mit allem Nach-
druck, die von der politischen Führung |

befohlene Art und Weise des Polizei- |

einsatzes. Jeder Polizeieinsatz muß
|

beachten, daß Demonstrationsrecht und
freie Meinungsäußerung Grundrechte i

sind und daß staatliche Gewalt ver-
hältnismäßig sein muß. Er darf nicht |

: Gegengewalt von Demonstranten provo-
zieren, die in friedlicher Absicht ge-
kommen sind. Der’ Einsatz von CN- und |

CS-Gas ist unverhältnismäßig und damit |

rechtswidrig. Wir erinnern die Baye- |

rische Staatsregierung daran, daß kri- |

minelle Gewalttäter am Rande von De- |
monstrationen bereits jetzt aufgrund |

bestehender Gesetze wirksam der Straf- |

gerichtsbarkeit zugeführt werden kön- |

ee
nen.

|
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ANHANG ZUR AUGSBURGER ERKLÄRUNG a
VOM 21.06.1986 |

Anhang beschlossen als Material für |

die weitere Arbeit der Kommission

ELEMENTE UND BAUSTEINE FüR EIN |

KONZEPT ZUR UMWELTVERTRÄGLICHEN |

STROMVERSORGUNG IN BAYERN h |

OHNE ATOMENERGIE

1.) Heizkraftwerke auf Kohlebasis (HKW) Vorbemerkung:

2.) Ergänzende Kohlekraftwerke Der Ausstieg aus der Kernenergie be- 1

darf einer präzisen Analyse der Strom- |

3.) 61/Gaskraftwerke, erzeugungs- und Stromverbrauchssitua- 1

Blockheizkraftwerke (BHKW) tion. ae

|

4.) Wasserkraft, Müll Die dazu notwendigen Daten waren teil-

|

weise nicht zugänglich, bzw. konnten
5.) Stromsparen in der Kürze der Zeit nicht ent- |

sprechend kritisch überprüft werden.
6.) Energiepolitik zurück zu den Deshalb enthält dieses Rohkonzept kei-

|

Gemeinden ne präzisen Rezepte, sondern Elemente
und Bausteine.

|

7.) Emissionsbetrachtung
Sie reichen jedoch vollkommen aus, das

8.) Kosten Ziel des Ausstiegs als plausibel,
machbar und verantwortbar darzustellen. |

9.) Zeitlicher Ablauf, langfristige
Perspektiven Bei dieser Prüfung sind keine Hinder- |nisse zutage getreten, die mehr als

eine Verzögerung bedeuten würden. Die- |

se Prüfung betrachtet immer die Mög-
lichkeiten eines sofortigen Ausstiegs, N

als auch eines schrittweisen Aus-
stiegs. Das Hauptaugenmerk richtet |

sich auf grundlastgeeignete Kraft-
werkstypen, da hier AKWs arbeiten und f

“ ersetzt werden müssen. Langfristige a

Perspektiven (2040) werden hier nur
angerissen.

|
|

{
{
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1) Heizkraftwerke auf Kohlebasis 12 Monate für Prozeßwärme), der Rest
muß meistens über Gewässer gekühlt|

Der Brennstoff ist Kohle, als Ersatz- werden. Die Kühlmöglichkeiten und die
brennstoff kann Gas vorgesehen werden. -

Wärmeabnahmemenge stellen die Grenzen

| dieses Systems dar.

| Es sind die heute möglichen Systeme

| zur Schadstoffrückhaltung (Rauchgas- Der Ausbau der Fernwärme ist nicht so

| reinigungsanlagen mit.. wiederverwert- einfach wie anfangs der 50er Jahre,

| baren Endprodukten) einzubauen. Diese als z.B. die Münchner Fernwärme nahezu

| Rückhaltsysteme sind erprobt und auch beim Nullpunkt startete und Mitte der

| wirtschaftlich, wenn die Rückstände 60er Jahre bereits 1500 MW Anschluß-

|

aus Kohleverbrennung als Ausgangs- wert hatte. Dies geschah nahezu ohnestoffe fiir weitere Produktionsprozesse öffentliche Förderung.‘
i

| genützt werden. Auf diese Art können

| einige natürliche Rohstoffe eingespart Neue Fernwärmesysteme (Niedersachsen)

|

werden. sind durch flexible Verlegeleitungen
| auch in weniger dicht besiedelten Räu-

men (Reihenhäuserstruktur) anzu-
Bauzeiten: schließen. Damit sind die Möglichkei-

| ten des Ausbaus von Fernversorgungs-

| Hier muß unterschieden werden zwischen systemen viel größer als oft von den

| der rein technischen Errichtung des EVU oder den Bayer. Wirtschafts-
| Kraftwerkblocks und den rechtlichen ministerium angenommen wird. Die Fern-
| Vorläufen, z.B. Genehmigungen, Ein- wärme wurde ja nicht aus energiepoli-.

| sprüche, Prozesse etc. tischen Idealismus gestartet, sondern

| weil _es sich für die Kommunen rentier-
| Kraftwerksbauzeit: ca. 3 Jahre, te.

rechtliches Verfahren zur Planfest-

| stellung: ca. 1

- 3 Jahre.

I HKWs sind für die Grundlast hervor-
ragend geeignet. Im allerungünstigsten
Falle (keine ausreichende Kühlmöglich-
keit durch Gewässer für Vollastbe-
trieb) kann ein Heizkraftwerk erst in
15 Jahren ab Errichtungsbeschluß im 5ökonomisch vorteilhaften Vollastbe-
trieb fahren. |

Für die Aufbauphase des Fernwärme-
netzes können Blockheizkraftwerke in
Stufen behilflich sein.

Heizkraftwerke in den Ballungsräumen
sind das zukünftige Rückgrat einer
Strom- und Wärmeversorgung für Bayern.
In ihnen kann bei entsprechender
Standortwahl und Anlagenauslegung der
Strombedarf fast vollkommen gedeckt
werden. Der Gesamtwirkungsgrad in :Kraftwärmekoppelbetrieb liegt zwischen
65% - 85% Die bei der Stromerzeugung
anfallende Wärme kann zu großen Teilen
bei der Wärmeversorgung genutzt wer-
den, (7 Monate im Jahr für Raumwärme, j
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2.) ErganzendeKohlekraftwerke 3.) 6L-Kraftwerke ;

%
Gas-Kraftwerke u

| Zusätzlich zu den Heizkraftwerken sind
große Kohlekraftwerke (ca. 600 MW) nö- öl-Kraftwerke
tig. Sie sind grundsätzlich zur Aus- In den sechziger Jahren wurden auch in
koppelung von kalter oder warmer Fern- Bayern aus scheinkar wirtschaftlichen
wärme geeignet, können aber auch Gründen und um von der Kohle unab-

| Vollast fahren ohne Wärmeabnahme. Dann hängiger zu werden, ölkraftwerke auf-
werden sie über Flüsse gekühlt. Als gebaut. Dies wurde damals als der
Standorte sind neben den drei Atom- bayerische Weg bezeichnet. Seit ge-
kraftwerkstandorten (OHU, Isar, Grund- raumer Zeit werden diese Anlagen aber
remmingen, Obere Donau, Grafenrhein- kaum noch eingesetzt, weil der Brenn-
feld, Main) auch Standorte an der stoff sich als unwirtschaftlich er- |

mittleren und unteren Donau gut ge- wiesen hat und die derzeit verfeuerte
eignet. ölqualität zu starken Umweltbelastun-

; : gen führt. Ein Neubau für die Grund-
Die Bedingung des amtlichen Standort- last erscheint nicht sinnvoll, da das
sicherungsplans, daß an einem Standort öl im dezentralen Einsatz gebraucht
entweder zwei Atomkraftwerke mit je wird. Zudem wäre der Neubau von Pipe-
1300 MW oder nur ein Kohlekraftwerk lines für entsprechend große Kraft-
mit 600 MW aufgestellt werden kann, werke nötig. Diese Anlagen sollten
kann nicht nachvollzogen werden. Diese vielmehr baldigst von umweltverträg-
Bedingung wäre nur bei miserablen lichen Kohlekraftwerken (z.B. an die-
Rauchgasreinigungsanlagen gerechtfer- sen Standorten) abgelöst werden.
tigt. Bei optimalen Systemen auf min-
destens Münchner. Standard können in Eignung als vorübergehender Ersatz von |

aller Regel an diesen Standorten zwei AKW:
Kohlegrundlastkraftwerke in der Ge-
samtleistung von 1200 MW errichtet Denkbar ist das vorübergehende Hoch-
werden. Mittlerweile hat auf Interven- fahren der entsprechenden Anlagen um
tion der SPD die Staatsregierung diese den Ausstieg aus der Kernernergie zu
Einschränkung de facto aufgehoben. Die beschleunigen. Es müßte dabei Kessel
Errichtung ist aber nachrangigzu der für Kessel überprüft werden, ob er
möglichst breiten Streuung von Heiz- aufgrund seiner Bauweise und seines
kraftwerken und damit der optimalen Alters für den Grundlastbetrieb (7000 |

Nutzung der Stromgewinnung aus dem von 8700 Stunden pro Jahr ) geeignet |

Kraftwärmekopplungsprozeß zu sehen. ist. |

Bauzeiten, Kosten und Planungsverläufe Zudem kann eine forcierte Fahrweise |

sind genauso wie bei Heizkraftwerken. vor allem mit schwerem Heizöl aus Um-
weltgründen nicht akzeptiert werden.

1

Die Raffinerien sind derzeit noch I

nicht in der Lage, schwefelloses Heiz-
öl in ausreichender Menge bereitzu-
stellen. Die entsprechende Vorlaufzeit

|

der Raffinerien beträgt max. 2 Jahre. |

Wahrend dieser Zeit bestiinde die Mög- ‘

lichkeit einige Kessel neu zu bauen |

und Entstickungsanlagen zu errichten.

Grundsätzlich erscheint es viel sinn- |

voller neue Ölkraftwerke mit optimalen
Rauchgasreinigungen zu errichten, als |

; mit älteren Kraftwerken mäßige Zwi- |

. schenlösungen festzuschreiben.
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Es. jseslaber nicht: ‚sinnvoll einen Grundsätzlich gilt auch hier, der Neu- |

Brennstoff, (z.B. schwefelloses Heiz- bau und anschließende Betrieb mo- |

öl), der im dezentralen Einsatz be- dernster Anlagen mit optimaler Umwelt-
nötigt wird (z.B. wo Gas nicht hin- technik ist älteren Anlagen, auch mit |

kommt) in Kraftwerken zu verwenden. Nachrüstung vorzuziehen. Die Bauzeit

|

Ein Neubau für den Grund- und Mittel- beträgt max. drei Jahre.
lastbereich ist daher abzulehnen.
Baukosten: niedrig Die Investitionskosten sind gering.
Bauzeit: ca. 3 Jahre,

Eignung. für die Grundlast: Ja Die Brennstoffkosten sind derzeit nie-

|

23 drig, werden mittelfristig sicher wie-

| Gaskraftwerke der ansteigen und allein deshalb den
; Gasanteil im Kraftwerksbereich begren- |

Es gibt .zwei Arten von Gasbetrieben in zen. Gas im Kraftwerksbereich ist nur ;

|
Kraftwerken: Gasheizkessel und Gas- für Ausnahmezwecke sinnvoll, da es |

turbinen. wirkungsvoller dezentral in Blockheiz- |

kraftwerken und reinen Heizungen ver-
Gasturbinen sind für die Grundlast un- wendet werden kann.

| geeignet, da sie nur auf Spitzenlast
(weniger als 1000 Stunden von 8 700) Blockheizkraftwerke( BHKW) a

ausgelegt sind. Sie können schnel]
an- und abgefahren werden. Bayern hat Blockheizkraftwerke sind Großmotoren
aufgrund seiner günstigen Wasserkraft- auf Lastwagen- bzw. Schiffsmotoren-
möglichkeiten Speicher- und Pump- basis, deren Abwärme hauptsächlich für |

speicherwerke in ‘großer Zahl. Dazu Raumerwärmung aber auch für Prozeß- |

komm
t

noch der Zugriff auf eine der wärme zur Gänze genützt werden kann. |

größten Pumpspeicherwerke in Europa, Sie sind rentabel im Bereich von 0,1 |

Sellrein Silz in Tirol mit 700 MW. Aus bis 8 MW. Große Anlagen stehen bei |

diesem Grunde sind in Bayern relativ Nixdorf in Paderborn und bei BMW (5 |

wenig Gasturbinen installiert. MW) in Regensburg. Sie können grund-
sätzlich mit Diesel oder Gas betrieben |

Gasheizkessel sind grundlastgeeignet. werden. Aus Umweltgründen ist derzeit |

Ihre Verwendung sollte trotzdem eng nur ein Gasbetrieb, möglichst mit Ent-
begrenzt sein, da Gas als Brennstoff stickungsvorrichtung, vertretbar. |

© in der dezentralen Anwendung (Block- |

heizkraftwerke und Heizungen) benötigt Ihr Gesamtwirkungsgrad liegt über 85%. |

wird und dort den optimalen Anwen- In alten Heizungsanlagen ist immer ge-
dungsfall findet. nug Platz durch Verkleinerung über-

dimensionierter Kessel bei Renovierun-

|

Eignung als voriibergehender Ersatz von gen. «Es
. entsteht; kein Zusätzlicher

AKW: Platzbedarf. Es gibt keine. Lärmprob-
leme nach außen, sowie keine zusätz-

Sowohl von der technischen Ausstattung lichen Abgasmengen.
als auch von der Gasbereitstellung er-
scheint ein Hochfahren im Leistungsbe- Optimale Einsatzfelder sind in allen
reich eines AKW-Blocks möglich. Die größeren Einrichtungen wie Kranken-
Reservehaltung ist über Speicher oder häusern, Altersheimen, Schulen und
leichtes Heizöl bzw. schwefelloses Verwaltungsgebäuden in Ortszentren.
Heizöl möglich. Als weitere Bereiche kommen Siedlungs- |

schwerpunkte mit ausreichender Dichte |

Ein weiteres Hochfahren in der Grund- in Frage. Je größer die Wärmeabnahme-
last setzt den Neubau von Gasblöcken dichte ist, desto günstiger ist die
voraus. An fast allen entsprechenden Betriebsweise zu gestalten. Diese
Standorten wäre dies möglich (Gasan- Technik ist hervorragend geeignet, |

schlüsse vorhanden). Diese Blöcke sind größere Fernwarmenetze© aufzubauen.
selbstverstdndlich mit qualifizierten Heizkraftwerke auf Kohlebasis sind
Entstickungsanlagen auszustatten. aber billiger als mehrere Blockheiz-
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kraftwerke. Aufgrund der relativ kur- 4.) Stromerzeugung aus

|

| zen Standzeiten der Motoren (ca.10 Wasserkraftwerken |

| Jahren) können diese nach entsprechen- |

| der Verknüpfung der Netze durch ein : Hier gibt es zwei gegenläufige Tenden- |

|

neu zu errichtendes Heizkraftwerk ab- zen. |

gelöst werden. Sollte das nicht mög- |

lich sein, bleiben sie auch als kleine Einerseits wurde diese Technik im
Netze vol] rentabel. Kleinwasserkraftbereich durch die |

GroB-EVU behindert, indem sie durch zu |

Ihre Bauzeit beträgt max. ein halbes niedrige Abnahmepreise manches Klein- |

| Jahr.
- wasserkraftwerk abwrackten. Eine Er-

|
höhung der Ausnutzung an nicht rena-

| Die Baukosten liegen bei ca. turierbare Bereiche oder die Wiederin- |

| 2000.-DM/kw (el) und sind damit ver- betriebnahme von Turbinen in ungenutz-

| gleichbar mit Großkraftwerken. Die Le- ten Wehranlagen ist im geringen Umfang i

| bensdauer ist. allerdings kürzer. Bei auch ohne Schädigung der Gewässerbio- |

| entsprechenden Serienzahlen können logie möglich. |

| ee noch einmal Andererseits gibt es eine große Menge

|

é “von "Restflüssen", die nur als Fluß- |

| In Bayern könnten je nach Leistungs- leichen en bezeichnen sind
.

Fü
r

di
e

|

| größe zwischen 1000 bis 3000 Einheiten Rückgewinnung natürlicher Fließge-
| errichtet werden. Dies entspricht zwi- venabp

ae wird also eine Teilmenge des
schen 10% und 15% der installierten für Kraftwerkszwecke abgeleiteten Was

-

|

| elektrischen Leistung. _ sers in die Flüsse zurückkehren müs-
sen. Dieses ergibt ein leichtes Fallen

| Die Betriebskosten hängen von den der einschlägigen Stromproduktion.
Brennstoffkosten

‚
(derzeit ‚kurzfristig Der Neubau von Großkraftwerken, z.B.

|
günstig) und .einer möglichst hohen Vohburg an der Donau ist abzulehnen, i

Ausnützungszeit ab. da es sich um die letzten natürlichen |

| Fließgewässerstrecken in Bayern han-

| delt.

| Aus Wasserkraft ist somit keine rele-

|

| vante Steigerung der Stromproduktion i

zu erwarten. i

| |

| Stromproduktion aus Müllverbrennung
Müll ist ein miserabler Brennstoff, er |

führt zu häufigen Betriebsstörungen
|

und schafft riesige Probleme bei der
Rauchgasreinigung. Die energiehaltigen

|

Bestandteile eignen sich teilweisehervorragend zum Recycling (Papier)

| bzw. (kurzlebige Einwegkunststoffe)

| sind durch langlebige Produkte zu er- |

| setzen. Von der Energiebilanz her be- ~

trachtet ist die Pfandflasche viel
besser, als die Einwegflasche. Da zu-
sätzlich bei der Verbrennung der Ein-
wegflaschen große Umweltrisiken auf-

| treten.

Der Anteil des Mülls an der Stromer-
zeugung, der in Bayern noch unbedeu-
tend ist, ist ganz abzusenken.
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5.) Stromsparen Auch in diesem Bereich hat eine aktive 4

Beratung einzusetzen, um Betrieben und |

Wesentlicher Baustein zur Verhinderung Einrichtungen im Stromsparen behilf-

|

des weiteren Zubaus von Kraftwerken, lich zu sein. Die Veränderung des |

als auch zur Entlastung der Umwelt, Tarifrahmens, nicht nur durch Änderung |

ist die Verringerung des Stromver- von Bundesverordnungen, sondern auch |

brauchs. Diese ist allerdings nicht so durch eine veränderte Genehmigungs-
leicht zu bewerkstelligen wie eine praxis seitens des Bayer. Wirtschaft-
Verringerung des Energieverbrauchs im ministeriums als Aufsichtsbehörde,
Warmebereich. konnte hier groBe Sparerfolge zeitigen.
Anwendungsbereiche Sozialöffentliche Einrichtungen können

eine Menge von Strom sparen. Beispiele: |

Es ist zu unterscheiden zwischen An- |

wendungsbereichen, in denen Strom Überprüfung der Beleuchtungsanschluß- |

ideal ist (Antrieb von Motoren, Be- werte in Büroräümen, sie werden meist |

leuchtung, manche Produktionspro- an Extremwerten orientiert, z.B. dem

|

zesse), den sogenannten stromspezi- Auffinden von Bleistiftminen in Raum- |

fischen Bereichen und dem Wärmemarkt, ecken durch Sehbehinderte. |

in dem der Wirkungsgrad von Stroman-
wendung den anderen Energieformen bei Außerdem ist durch neuere Leuchten |

weitem unterlegen ist. Stromsparen muß eine erhebliche Reduzierung auch im |

also vor allem hier ansetzen, z.B. Leuchtstoffbereich noch möglich.
durch die Verhinderung neuer Strom- 1 x

|

heizung und durch den Abbau vor allem Durch einfache Änderungen an der |

älterer Stromheizungen. Dies schließt Steuerungstechnik sind z.B. bei Roll-
teilweise auch die Warmwasserbereitung treppen in öffentlichen Einrichtungen
ein.

i Einsparungen zwischen 12% und 28% mög-
Veh |

Der Abbau von überflüssigen Klimaan-

|

Haushalte lagen spart ebenfalls beträchtliche

i
Mengen von Strom.

|

Zusätzliche Sparmöglichkeit im Haus-
halt bedeuten vor allem den überlegten Industrie
Kauf von Großgeräten (Verbrauchsunter-
schiede um den Faktor 2) sowie deren Der rationelle Umgang mit Strom rich-
intelligente Anwendung. Zu beiden kön- tet sich dominant nach den Preisen.
nen intensive Beratungen große Bei- Einsparungen erfolgen sofort bei ent-
träge leisten. Eine Veränderung des sprechenden Preisänderungen. Neue
Tarifrahmens hin zum Arbeitspreis kann Techniken wie elektronische Steuerun-
auch hier’ deutliche Beiträge erbringen. gen und thyristorgeregelte Motoren,

eröffnen zusätzliche Sparpotentiale.
Gewerbe, sozialöffentliche 4

Einrichtungen. Maßnahmen des Staates und der Kommunen
zum Stromsparen

Hier ergibt sich das größte Spar- |

potiental, da es oft für Betriebsin- Die konsequente Einhaltung der Bestim-
haber unmöglich ist, die effiziente mungen der Bayer. Bauordnung nach na-
Verbrauchskontrolle zum Beispiel an- türlicher Belüftung und Belichtung von
hand einer gezielten Überprüfung der Räumen ist ein großer Baustein, unnö- |

Stromrechnungen durchzuführen. Die An- tigen Stromverbrauch in Form von Be- |

schlußwerte werden von den EVU oft so leuchtungen und Klimaanlagen einzu- |

hoch angesetzt, daß die Stromrechnung sparen. Bei der Aufstellung von Be- |

meistens einen Sockelbetrag von 50% bauungsplänen ist darauf zu achten, i

enthält. Damit entsteht der Eindruck, daß keine Vorranggebiete für Stromhal- ;

daß Sparen von Strom kaum Kosten spart. tungen entstehen.

i
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Der ErlaB einer Energieanlagenver- auch eine ortsnahe, das heißt in aller en

| ordnung: Regel kommunale Organisationsform. Die |

| noch existierenden 120 kommunalen Un-

| Es muß ein rechtlicher Rahmen geschaf- ternehmen die, es formal gibt, sollen 5

| fen werden, der Grenzen angibt für den wieder eine lebendigen Rolle in der |

| höchstzulässigen Energieverbrauch von Energiepolitik Bayerns spielen, indem
| energieintensiven Anlagen und Geräten sie Warmeversorgung in Ortszentren,
| im Haushalt, für Klimaanlagen, für Schwimmbädern sozialöffentlichen Ein-

elektrische Heizgeräte, Heizungsan- richtungen in Form von Blockheizkraft-
| lagen- sowie für Energieversorgungsan- werken mit der Stromerzeugung koppeln. os

lagen der öffentlichen Hand.
5 i > ee In Mittelstädten und in Großstädten

Darüber ‚hinaus können ; Marktein- können aus Nahwärmenetzen schrittweise
führungshilfen für alle ‚Geräte und An- Fernwärmenetze mit einer Zentralein- :

lagen, die zur Stromeinsparung bei- heit eines Heizkraftwerks aufgebaut
tragen, eingeführt werden. werden. Die Rolle der großen EVU

ie

5 (Bayernwerk und .Töchter, Isar-Amper-

Ba
e etal ha
e eeeas cae werke, Lechwerke,) sollte sich auf den

Prosaßuärme un die Einbaupflicht Erhalt von wenigen Reservekraftwerken
2 2 i : sowie auf Betrieb und Unterhalt der

| a |Soc mitbe- großen elektrischen Leitungsnetze be-
; schränken. Die Gemeinden dürfen nicht

;

: durch die aktive Unterstiitzung des

eh N Bayer. Wirtschaftsministeriums in die
ten Energieaufwand verringern, kann 3,5

.
durch eine strikte Tarifgeneh

min

|

ae ee in der gungspraxis, durch eine zu hohe Reser- |

Oe oe SOACLOJEN. vekostenbelastung seitens der
: gis m : GroB-EVU, oder durch Verweigerung der

Energiepolitik zurück zu den Gemeinden Genehmigung von kommunalen Kraftwerken.

i ; j : = Ein weiteres Aufgabengebiet für kommu- |

Die Entwicklung der EVU zu formal öf- : ; : :

fentlich kontrollierten GroBkonzernen In run en bee
entwickelt sich einerseits mit starker Kuna Sun ratjoheiten um an Ae RhoneUnterstützung der staatlichen Behörden end : gang
(Süd- u. Norddeutschland) anderer- gie. Aus. EnergierversorgungsUnter |

seits mit starker Unterstützung. der el Unt ek, ie |

Kommunen (Westdeutschland). Das Er- eg R N a a. a ae |

gebnis ist das gleiche: GroBstrukturen On
e ee ee

n |

| bevorzugten > ote
.
bed ingung

s
io: Gren” Dienstleistung mit möglichst geringer

| kraftwerke mit entsprechenden Höchst Energiemenge |

| spannungsnetzen. Die logische Folge :

|

| war, daß oft die Wärme nicht ent- Die kommunale Organisationsform muß
sprechend genutzt werden konnte. Eine daher das Primat für die Energiepoli-

| weitere Folge von Großkraftwerken war tik in Bayern haben. Daraus kann aber

| auch eine entsprechende nn keine Garantie für eine entsprechende |

sionierte Reservehaltung für eben die- Entwicklung kommunaler Unternehmen ab- |

se Blöcke. geleitet werden. Eine aktive Mit-
: i : wirkung der Bürger und der politischen |

Rationelle Energieverwendung vermeidet Ebenen ist genauso notwendig. |

Energieverluste, indem sie die bei
Stromproduktion entstehende Wärme die |

meiste Zeit des Jahres nutzt. Zu die-
sem Zweck muß die Stromerzeugung mög-
lichst nahe bei den Verbrauchsschwer-
punkten organisiert sein. Dies bedingt
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1. Emissionsbetrachtung sche Industrie. Die Rauchgasreini- |

| 2 gungsanlagen stehen sicher nicht am

|

| In Bayern erfolgt derzeit die Kohle- Ende ihrer Entwicklung. Es ist dort

| verbrennung alles andere als umwelt- noch ein deutlicher Spielraum, der in

| freundlich. den nächsten Jahren voll ausgeschöpft
i : werden muß, um damit eine weitere Sen-

Die Vorschriften der Großfeuerungsan- kung der Emissionen zu erreichen. Ein
lagenverordnung (GFAVO). werden zwar Ausruhen auf den derzeit gültigen

| sicher eingehalten. Entscheidend ist rechtlichen Anforderungen kann keine
| jedoch der Unterschied zwischen dem aktive Politik für eine umweltverträg-
| erreichten Stand und dem ereichbaren liche Stromversorgung sein.

Stand der Technik. Die Unterschiede |

sollen in der folgenden Tabelle deut- Durch das Abschalten ‘-der Atomkraft- \

|

| lich werden: werke ist der Betrieb neuer Kohle- |

kraftwerke erforderlich. Ihre Leistung |

steigt auf das Dreifache vom heutigen |

Emissions- Münchner technisch Stand an. Damit steigt auch die, zu

|

werte nach Standard derzeit verbrennende Kohlemenge. Bei einem
GFAVO (1) (2) erreichbar Vergleich der derzeitigen Grenzwerte |

mit dem Münchner Standard und noch |

ap a a viel mehr mit dem technisch erreich-
baren Standard wird deutlich, daß |

durch das Abschalten der Atomkraft-
S02 400 25 5 werke sich die Emissionssituation in |

Bayern keineswegs verschlechtert, sie |

NOx 200 100 ° 50-80 sogar bei Errichtung neuester Kohle- |

kraftwerke gegenüber dem heutigen |

Stäube 50 20 10 Standard eine deutliche Verbesserung |

erfährt. |

(503 = Schwefeldioxid, NOY. = Es darf auch nicht übersehen werden, |

Stickoxide, daß selbst durch den Zubau neuer Atom- |

Angaben in mg. pro cbm, Rauchgas; bei kraftwerke weiterhin Kohlekraftwerke |

der Verbrennung von einer Tonne Kohle für die Mittellast und zur Absicherung |

entstehen 10.000 cbm. Rauchgas) (1) von Atomkraftwerken erforderlich sind. |

GFAVO = Großfeuerungsanlagenver- Es würden also keineswegs weitere Koh- |

ordnung; kann auch in Bayern etwas un- lekraftwerke aus der Stromproduktion |

terschritten werden. für immer genommen werden.
(2) rechtsgültige Verträge mit Her- |

steller in "Nord 2" als max. Werte.

Die Münchner Werte werden mit etwas
modifizierten Kalkwaschverfahren er-
reicht. Die Stadtwerke haben nur här-
tere. Garantien gefordert. Es spricht
nichts dagegen, daß diese Werte nicht |

leicht eingehalten werden können.

|

Die Münchner Werte sind aber auch mit

|

anderen Verfahren erreichbar. Diese |

Verfahren können verwertbare Restpro- |

dukte liefern und reduzieren damit an- x

fallende Deponieprobleme. Diese Roh- |

stoffe können z.B. für die Düngemit- |

telproduktion verwendet werden oder
sie liefern Basissäuren für die chemi-
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| 8.) Kosten 9.) Zeitlicher Ablauf

|

Die Genauigkeit mit der die Befürwor- ise: |

ter von Atomkraftwerken, z.B. die Bun- Sell N une i

|

| desregierung, Ausstiegskosten angeben, Alle Schritte, der Bau von Heizkraft- |

| ist äußerst fragwürdig, da zu deren werken, Kohlekraftwerken, Blockheiz- |

| Abschätzung ausführliche standort- und kraftwerken, das Einleiten von Ener-

| anlagenbezogene Voruntersuchungen not- giesparmaßnahmen und die Erforschung |

|

wendig sind. Bei der Kosten-Nutzen-- und Anwendung erneuerbarer Energie- |

| Rechnung von anderen Energiever- quellen müssen gleichzeitig begonnen |

| sorgungskonzepten sind folgende Punkte werden. Am schnellsten wird der Bau |

| noch genauer zu betrachten: yon Blockheizkraftwerken Ergebnisse |

| zeitigen. Da der Anteil der Blockheiz-
| Zudem kann bei intelligenter Wärme- kraftwerke an der Stromerzeugung aber

|

| netzplanung auch hier ein geringer Er- nicht über 15 % hinausgehen soll,

| 1ös erzielt werden. wird dieses nicht zur sofortigen Ab-

| schaltung eines weiteren Kernkraft-

| Abfallprodukte der Verbrennung sind werksblocks führen. “1

| bei entsprechender Verfahrenswahl als
Rohprodukte verkaufbar. Die Kernener- Die Großfeuerungsanlagenverordnung
giekosten und die Ausstiegskosten müs- zwingt zur Stillegung von Altanlagen.
sen also mit den zukünftigen Brenn- Sie sind Zug um Zug durch moderne An-

| stoff- Energie- Rohstoff- Kreislauf- lagen zu ersetzen. Dies ist aus ökolo-

| kosten verglichen werden. gischen Gründen sinnvoll. Daraus er-
gibt sich für unser Konzept, daß der

| Im Bereich ‘der elektrischen Netze er- Ausstieg nicht in einem Schritt, son-
|

geben sich keine erhöhten Betriebs- dern stufenweise erfolgen muß.

|

| kosten auch keine Steigerungen bei den
Baukosten. Abschalten von Isar I (OHU)

|

Das Einsparen der Kosten für die WAA Der Vergleich des Sicherheits-Stan- |

wird auf Bayern bezogen nicht mehr als dards von Isar I mit dem gerade in der S

2 Milliarden DM betragen. Mit jedem Errichtung befindlichen OHU II legt J

| gesparten Betriebsjahr eines Atom- die Forderung entsprechend dem atom- |

| kraftwerkes werden anteilig Endlager- rechtlichen Vorschriften nahe, Isar I
| kosten eingespart. Durch das nicht auf den neuesten Sicherheitsstandard |

| Ausschöpfen der vollen Betriebszeit nachzurüsten. Die Erfüllung dieser

| der bestehenden Atomkraftwerke fallen Forderung macht jedoch für den wei-

|

eventuell ebenfalls Kapitalkosten an. teren Betrieb keinen wirtschaftlichen

| Sinn, da die Nachrüstung zu teuer

|

Es: bleibt darüberhinaus abzuklären, käme. Isar I ist ein Siedewasser-Reak-
| auf welche Summe von verbrauchten tor, dessen Typ danach aus guten Grün-

| KW-Stunden diese Kosten zu verteilen den nie wieder gebaut wurde.sind.

| Ein Weiterbetrieb von Isar I stellt

| Alle diese Aspekte lassen eine Angabe damit ein nicht vertretbares Sicher-
| in Pfennigbereich pro KW-Stunde unmög- heitsrisiko dar und ist in der Folge

|

lich erscheinen. Ob wirklich eine auch ökonomisch nicht sinnvoll.

| Stromkostenerhöhung langfristig ent-

| steht, darf zumindesten a ifelt OHU_ II nicht fertig bauen |

| werden. Su
LPS Der Ausstieg kann nicht durch das An-

|
(36 EN : schalten von OHU II erreicht werden.

| X B Y Die Bayernwerke werden über den Bau-ei MNILI stopp dankbar sein. Zum Zeitpunkt der
EN /8} avisierten Abschaltung von OHU II lau-

A % i = F
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| fen nämlich namhafte Lieferverträge Verstärkte Nutzung erneuerbarerI; mit Baden-Württemberg und der 'PREAG Energiequellen
mit einer Summe von über 500 Megawatt
aus. Zudem war bereits im Sommer- '85 Das zusätzliche Verbrennen fossiler
ein deutliches Uberangebot von Strom Stoffe kann größtenteils nur eine

| aus .Atomkraftwerken auf dem süd- übergangslösung sein, deshalb ist der
IR deutschen Markt, vermutlich auch auf Ausbau und die Nutzung erneuerbarer

dem europäischen Markt zu verzeichnen. Energien vorrangiges Ziel. Dazu. ge-

| So liefert z.B. Grundremmingen 600 MW hören:

fe
a nach Italien, da es in der BRD keinen ;

| entsprechenden Absatz gibt. - Abbau der Hemmnisse für Sonnenener-

| gie und Windenergieanlagen. Kommu-

| Die bayer. AKW fuhren daher nicht im nale Baubehörden untersagen teil-

| ansonsten ökonomisch erforderlichen weise den Einbau solcher Anlagen.

| Vollastbetrieb, sondern im geminderten
Streckbetrieb.

- Verstärkte steuerliche Anreize und

| Finanzierungshilfen für erneuerbare ’

3 Ein Stromverbrauchswachstum um diesen Energiequellen. Die bestehenden
Anteil der mit OHU II neu auf dem steuerlichen Anreize sind zu ge-
Markt kommt, wäre selbst durch massive ring. Die Anlagen zur Nutzung der

| Werbemaßnahmen nicht zu erreichen. Biomasse müssen hier ebenfalls im

| ländlichen Raum verstärkt werden.
| Aus diesem Grund ist der Baustopp

| nicht nur von grundsätzlicher Bedeu- - Verstärkte Ausbildungs- und Weiter-
tung, sondern auch ein ökonomisch vor- bildungsprogramme für Handwerker,

| teilhafter Schritt. die den Einbau von anderen Energie-
techniken machen werden.

Abschaltmöglichkeiten, 1991/93/95
- Massive Förderung von For-

Als Orientierungsrahmen fiir die Ab- schungs- und Entwicklungsarbeiten
schaltung kann gelten, daß es möglich für erneuerbare Energiequellen auf

ea
e ist, durch den Zubau von Kohlekraft- Bundes- und Landesebene.

I werken an AKW-Standorten und durch die
ersten Heizkraftwerke 1991 einen der
noch verbleibenden AKW-Blöcke vom Netz
zu nehmen.

Ab 1991 können dann ausreichend moder-
ne Kohle-, Gas-Kraftwerke errichtet
werden, so daß in einem dritten und
vierten Schritt in etwa 1993 und 1995
die beiden letzten bayer. Atomreakto-
ren in den Zustand des hoffentlich ge-
sicherten Einschlusses übergeführt
werden können.

Wir bayerischen Sozialdemokraten sind
uns bewußt, daß der präzise Ablaufplan
für den Ausstieg aus den bereits be-
triebenen Kernkraftwerken in Bayern
auf einer flexiblen Planung beruhen
muß, ‘die schrittweise Entscheidungen \

i erlaubt. Nur so können voreilige Bin-
dungen an Techniken verhindert werden,
die sich später als schlechte Alterna-
tiven für Umwelt und Wirtschaft er-

weisen könnten.
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